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\ | hilfe & VW. (HS) wurde 1980 | 
| 

| 

) 

| 
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‘ | mit dem Zie| gegründet, 
' das Selbstbewußtsein, die 
Emanzipation und die 
Handlungsspiegräume von 
Schwulen undLesben in der 
Gesellschaft zu täürken. 

Im Jahr 1991 wurde mit 
gleichem Zied| von Prof. Dr. 
Andrecıs Meyer-Hanno die 
Hannchen-Mehrzweck- 
Stiftung (HMS) cıls zweites, 
gemeinnütziges Standbein 
gegründet. 

Die HS unterstützt Pro- 
jekte, die nicht gemein- 
nützig) sein müssen. Über 
Fr die Vergabe von Förde- 

url 


73% gliederversammlung. 
75 Die Stiftung HMS fördert 
3 ausschließlich gemein- 
= " nützige Projekte, Über die 
Vergabe entscheidet der 
Vorstand. Er ist dem Stiftungsbeirct verantwortlich, dem auch drei HS- 
Vorstände cıngehören. 
Die HS füllt ihren Fond aus den Mitgliederbeiträgen und aus Spenden 
(steuerlich nicht absetzbar). 
Das Geld der HMS stammt aus den Zinsen des Stiftungskapitals und cıus 
Spenden (steuerlich absetzbar). 
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Keine Spitzenfrau des „Marktführers 
in Sachen Lesben- und Schwulenpo- 
litik“ denunziert den LSVD schöner 

als der Ex-BVH-Mann Manfred Bruns 
in unserer PEINLICHEN BEFRAGUNG 


Blond und blauäugig, zäh wie Leder, 
hart wie Kruppstahl. Daß der frühere 
SS-Ausstatter BOSS mit dem Schick 

von 1940 wirbt, stört keine schwule 
Internetfirma. Von EıKE STEDEFELDT 


Optisch eine echte Zwischenstufe: der 
Magdeburger Reiter. In der Elbestadt 
traf Kulturwissenschaft auf Mediziner, 
die Geschlechter produzieren. Seine 
Eindrücke schildert MıcHEL REITER 


a 


Prof. Nina Degele leitet in Freiburg 
den interdisziplinären Studiengang 
„Gender Studies”. Ihre Arbeitshypo- 
these zum eigenen Geschlecht lautet 
„Frau”, verriet sie Claas SUDBRAKE 
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An sich ist Gigi eine Abo-Zeit- 
schrift; der größte Teil des Pu- 
blikums bekommt sie auch auf 
diesem Wege. Aber noch wis- 
sen zu wenige, daß es sie 
überhaupt gibt. Darum laufen 
in einigen Städten Handver- 
käuferInnen durch Lokale — 
und kassieren pro verkauften 
Heft eine Provision, die sich 
kommerzielle Magazine nie- 
mals leisten würden: Sie liegt 
ie nach Zahl der verkauften 
Hefte zwischen 1,50 und 2,00 
Mark. Überzeugungstäter/in- 
nen mit Interesse rufen an 
oder schreiben an die Redak- 
tion (Koordinaten Seite 35): 


Natürlich lebt Gigi noch im- 
mer nicht von ihren Anzeigen, 
und so bleibt die Redaktion 
bei ihrem Ziel, das Blatt mittel- 
fristig in wesentlichen aus 
Abonnements zu finanzieren. 


Glücklicherweise haben wir bis 


dahin auch Sponsorenhilfe, 
etwa den Berliner Querverlag, 
der uns dankenswerterweise 


Anne Köpfer und Eike Stedefeldt 


Wie das Leben 


so schielt 


Geschichten 


IE; 


eine Aboprämie zur Verfügung 
stellt. Wer Gigi zum Förder- 
preis ab 40 DM abonniert 
oder verschenkt, bekommt so- 
mit als Dank ein Exemplar der 
Satiren von Anne Köpfer und 
Eike Stedefeldt mit dem Titel 
„Wie das Leben so schielt“. 


19. März 2001, 19.30 Uhr, Duisbur 
Uni-GH Duisburg. Gebände LE Raum 030, Eotharstraße « 
Schwule, Bisexuelle & Lesben in der Popkultu 
Auf dem Podium diskutieren Vertreter von Popsendern ı 
Mainstreampresse darüber, wie Schwule und Lesben in i 
Popkultur widergespiegelt werden, ob es eine schwule P 
kultur gibt, warum das Coming-out für Postars — etwa 

Stephen Gately oder Robbie Williams — so schwierig is 
wie Homosexuelle von der „Young Generation” des Por 
geschäfts — Beispiel Rapper Eminem — behandelt werde 
Eine Veranstaltung des SchwuBiLe-Referates. Eintritt fr 


24. März 2001, 21 Uhr, Berlin 
Schoko-CafeBar, Mariannenstraße 6, Kreuzberg 

| will not stop fighting for my. rights 

Die offen lesbisch lebende Sikhanyisiwe (Ska) Ngwenya 
Zimbabwe wurde nach ihrem Auftritt bei den Gay Gan, 
Amsterdam 1998 aus der Nationalfußballfrauschaft gex,, 
fen. Sie erzählt über die Situation von Frauen und Tesbe. 
Zimbabwe. Anschließend Konzert, Eincritt: 1D DM 


27. März 2001, 20 Uhr, Berlin 
Heinrich-Böll-Stiftung/ Galerie, Rosenthaler Strabe 40/41 
Männlich. Weiblich. Rechtsextrem. 

Renate Bitzan (Universität Göttingen) und Oliver Gede 
(Humboldt-Universität Berlin) analysieren in ihrem Vo, 
die geschlechtsspezifischen Hintergründe rechtsextrem., 
rechtsradikaler Einstellungen. Eine Veranstaltung in Ko, 
ration mit der Redaktion der Wochenzeitung Freztag 


30. März 2001, 19.30 Uhr, Berlin 
Mannege e.V., Tucholskystraße 11 


Stehpinkeln - Bastion der Männlichke;;- 


In seinem Vortrag über „Identität und Macht in einer um 


c der Sozialwissenschaft]e, 


lichen Alltagshandlung“ frag 
Buchautor Klaus Schwerma, W 
steckt, mit der die „männliche Ur-Handlung” Lech 
wird. Eintritt: 0 DM u 


as hinter der Vehemen, 


17. bis 19. Mai 2001, BRD 
Bundesweite Aktionstage gEIEN die 
Residenzpflicht von Flüchtlingen 
Flüchtlinge unterliegen dem Gesetz der Residenzpflicn, 
andkreis in dem sie leben, ohne | > 
änderbehörde zu IE 
SS 


ihnen untersagt, den L 
dere Erlaubnis der zuständigen Ausl | 
sen. Dieses Gesetz, das seit 1982 nur IN Deutschlang AN 
stiert, verletzt das Grundrecht auf Bewegungsfreiheir N 
dem Deutschen natürlich zusteht, und kriminalisierr Se 
stoß die Flüchtlinge. Immer wieder Sn N S 
Flüchtlingsbewegung vor Gericht, weil nr ah Ich x 
bewußten Widerstand gegen das Residenzp NEE et, SI 
vorschreiben lassen, wo sie sich aufzuhalten a Mn, 5 
Die Aktionstage vom 17.-19. Mai bilden ın dem Ka, 
Flüchtlinge und ihrer Selbstorgat &r 


hen Aktivistin, > 
)) 


isierung den vorläug, Def 
> 


Höhepunkt. 


Kontakt: Internationalistisc 
WWW. 


he Initiative Berlin, 

- »espeech.org/inter/;, 
fi NagPf: freespeecl g/ ter/re.: 
Kampagnen-Homepage: ' 


IS 
e-mail: internatini(@ web.de 


Li 


ni 2001, Rostock 


1. bis 4. Ju tel-Straße 1 


LENA eV. , Beginenhof, Ernst-Ha& 
LesbenFrühlingsTreffen BRUST 
| al ge schichte 
Erstmals in seiner schon 27-jährigen 5 ? Inder 
x att. Veranstalte | 
LFT in den neuen Bundesländern statt u; ter win. 
= b . e amm Nterle:: 
von LENA e.V. Einzelheiten zu Prograt ( r Ba Sn 
ap fh; uehling.de Qr 
Anreise finden sich unter www.lesbenft 8.(lE. Nac N 
ırveranst: | 
gen und Angebote zu Workshops» Kultı a: Utun R £ 
Ka n inenhof, Ernst- S 
sind möglich unter LENA e.V. , Begın< SEN 
) f > /Fax: 03831/444498) IS 
Straße 1, 18059 Rostock, Telefon/FaX- "- N 
per e-Mail an info(@ lesbenfruehling.de: ‘g N 
auf hin, dab frau sich 


ollte, da zu Pfin, “X 
Q St, 


Die Veranstalterinnen weisen dar 
zeitig um eine Unterkunft bemühen $ a 

| Iyar bucht Sınd. 
die Hotels an der Ostsee meist ausgebucht 


ine Sensation ist's nicht: Die Redak- 

tion legt dem Publikum die zwölfte 

Ausgabe vor. Ein Dutzend dünner 
Hefte sind für Leserinnen und Leser sicher 
kein grandioses Ereignis. Indes war und ist 
jedes neue Heft für die ehrenamtliche Re- 
daktion ein mittelprächtiger Kraftakt, und 
aus dieser Perspektive sind zwei Jahre Gig; 
durchaus angetan zu einer ersten vorsich- 
tigen Bilanz. 

Der 1. März 1999 war's, da erging vom 
Förderverein des whk der „Aufruf für eine 
sexualemanzipatorische Zeitschrift“. Dar- 
in hieß es: „Die lesbisch-schwule Presse- 
landschaft ist verödet. Kommerzialisie- 
rung, politische Indifferenz und redaktio- 
nelle Mittelmäßigkeit prägen die bundes- 
weite Monatspresse. Emanzipatorisches 
Gedankengut, subtile Analysen, wissen- 
schaftliche Erkenntnisse, fundierte Gesell- 
schaftskritik finden in dieser Subkultur kein 
Medium mehr. Dringender denn je wird 
heute eine sexualpolitische Zeitschrift ge- 
braucht (...), die: journalistisch gemacht 
und zitierfähig ist; beim Publikum nicht 
auf dessen Dummheit spekuliert; ihre Exi- 
stenz nicht auf die kommerzielle Verwer- 
tung des menschlichen Körpers gründet; 
sich nicht als Sprachrohr schwuler Bürger- 
rechtler mißbrauchen läßt; Gesellschaft 
noch in soziale Klassen einzuteilen ver- 
mag; die Kirche im Dorf läßt und nur dort: 
sich nicht scheut, auch schwule und lesbi- 
sche SoldatInnen als Mörder zu bezeich- 
nen; den Mythos der Zweigeschlechtlich- 
keit als soziale Konstruktion entschlüsselt: 
sich rektaler Integrationspolitik verweigert 
und Feminismus und Patriarchatskritik 
nicht unter Fremd- oder Schimpfwörter 
einordnet; die Vielfalt der Lebensformen 
statt ihrer Gleichschaltung propagiert; jed- 
wede Art von Diskriminierung und Unter- 
drückung bekämpft, insbesondere rassisti- 
sche.“ 

Gut fünf Wochen später war Gigs gebo- 
ren, es startete ein gewagtes Experiment. 
„Themen wie Trans- und Intersexualität, 
Rechtsruck der Lesben- und Schwulen- 
bewegung, Lebensformenpolitik, Prostitu- 
tion und sexuelle Gewalt stehen im Mit- 
telpunkt. Verständlich werden diese The- 
men jedoch erst durch die Einbeziehung des 
gesamtgesellschaftlichen Rahmens, seien 
es Rassismus, patriarchale Geschlechter- 
rollen oder die Vergesellschaftung durch 


den Wert — eine Vernachlässigung dieses 
Rahmens führt in die identitätspolitische 
Verdummung und auf das Niveau von 
schwul-lesbischen Heimatblättchen. So ist 
Gigi heute das einzige Magazin, das den 
Raum einer politischen Zeitschrift in der 
Lesben- und Schwulenbewegung ausfüllt — 
ohne sich zugleich selbst dieser zuzurech- 
nen.“ 

Bei dem, was Georg Klauda für die Gig?- 
Homepage formulierte, ist es im wesent- 
lichen geblieben; weiterhin ist die Lesben- 
und Schwulenszene ein mal mehr, mal we- 
niger dominantes Thema in Gigi. Kein 
Wunder, den „Raum einer politischen Zeit- 
schrift“ hat ihr dort bisher niemand strei- 
tig gemacht. Im Gegenteil: Die politische 
Verdummung schreitet voran. 

Ansonsten hat sich vieles verändert oder 
anders entwickelt als geplant: Das Gesicht 
der Zeitschrift ist ein anderes als das von 
Heft 1, der Preis hat sich um eine Mark, 
die Druckqualität um vieles mehr erhöht. 
Im Streit um inhaltliche Konzepte und 
Erscheinungsweisen verlor die Redaktion 
am Ende maßgebliche Mitarbeiter, eine 
kurze, aber heftige Krise ist überstanden. 
Ein Irrtum war die Annahme, Gig? könne 
sich binnen absehbarer Frist vollständig aus 
Abos finanzieren. - Würde nur jede/r 
Abonnent/in ein weiteres Abo vermitteln, 
hätten sich alle ökonomischen Probleme 
und die leidige Anzeigenakquise erledigt. 
Andererseits steigt, wenn auch zu langsam, 
die Zahl der Abonnements beständig, und 
es ist ein Phänomen, daß trotz einer rei- 
nen Männerredaktion derzeit überwiegend 
Frauen Gigi bestellen. 

Das nächste Experiment hat schon be- 
gonnen. Die Redaktion bezog soeben ge- 
meinsam mit dem Schwul-lesbischen In- 
formations- und Presseservice SCHLIPS 
ein Büro im Haus der Demokratie und 
Menschenrechte. Plötzlich hat Gig? einen 


Ort, ist -— kaum 700 Meter vom Berliner 
t — auffindbar zwI- 


Alexanderplatz entfern ie 
schen amnesty international und Anarchi- 


> ss . u . a d 
stischer Bücherei, Vereinigter Linker un 


Frauen-Partei, Journalistinnenbund und 
Philosophischem Salon (sowie überaus tun- 
tenfreundlich in unmittelbarer Nachbar- 
schaft eines Kosmetik- und Nagelstudios). 
Der Effekt ist spürbar: Gigi wird „leibhatf- 
tig“ wahrgenommen, regelmäßig klopft je- 
mand an die Türe, fragt nach, regt Zusam- 
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menarbeit an. Mit dem Büro verbindet sich 
nicht zuletzt die Hoffnung, daß in den Pro- 
duktionsprozeß mehr Gleichmaß und ins 
Redaktionsarchiv Ordnung einkehren und 
auf dem untenstehenden Konto für die 
Miete zahlreiche Spenden eingehen mögen. 
Beides kann der publizistischen Qualität 
von Gig? nur zuträglich sein. 


Alt. 


Haus der. | 
Demökrätie und 
Menschenrechte 


„ 
+ 657) 


- hd 
an: 
- 


Nicht breit, aber tief: Am Treffpunkt von Mitte, 
Prenzlauer Berg und Friedrichshain steht das 
Haus der Demokratie und Menschenrechte 


Hausadresse 
Redaktion Gigi, Haus der Demokratie und Men- 


schenrechte, Greifswalder Straße 4, 10405 Ber- 
lin, Aufgang A, Zi. 2108, Telefon: 030/42085088 
Postanschrift 

Redaktion Gigi, Postfach 080208, 10002 Berlin 
Spendenkonto 

(Kennwort: Büro-Miete) 

Konto Nr. 5710214001 bei der Berliner Volksbank, 
BLZ 100 900 00 (Kontoinhaber ist SCHLIPS e.V.; 
Spenden sind steverabzugsfähig) 


Gisi Nr. 1z 


Bis zur „Wende” 
war in der Bundesre- 
publik Deutschland 
kein Grundrecht so 
hoch angesehen und 
gepriesen wie das 
der Freizügigkeit 
(„Macht das Tor 
auf!”), um nieman- 
den wurde so tief 
getrauert wie um die 
Mauertoten — Men- 
schen, denen ein 
anderer Staat ver- 
wehrt hatte, in die 
BRD zu reisen. Das 
hat sich geändert. 


Der Autor arbeitet als Rechtsanwalt 
und Notar in Bremen und ist als 
Menschenrechtler auch in Berlin 
aktiv. Sein Beitrag erschien zuerst 
in der Zweiwochenschrift Össietzky 
(Nr. 23 vom 18. November 2000). 
Die Redaktion bedankt sich für die 
Genehmigung zum Nachdruck. 
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Von EBERHARD SCHULTZ 


eitdem 1993 das Grundrecht auf Asyl so 

umformuliert wurde, dal} möglichst weni- 

ge Menschen davon Gebrauch machen kön- 
nen, sind bis heute 113 Flüchtlinge beim Ver- 
such, heimlich in die Bundesrepublik einzurei- 
sen, an der Grenze gestorben. 87 Abschiebe- 
häftlinge begingen angesichts der drohenden Ab- 
schiebung Selbstmord oder starben bei dem Ver- 
such, vor der Abschiebung zu fliehen, mindestens 
185 wurden bei einem Selbstmordversuch schwer 
verletzt, und fünf starben während der Abschie- 
bung an Mißhandlungen durch deutsche Beam- 
te. Das sind nur die bekanntgewordenen Fälle. 
Die tatsächlichen Zahlen dürften noch höher lie- 
gen. Und wenig, viel zu wenig, wissen wir über 
das Schicksal der Abgeschobenen. Wie viele wur- 
den gefoltert, wie viele ermordet? 

Der Rassismus, der nicht am Rand, sondern 
mitten in der Gesellschaft haust, ist zutiefst da- 
von überzeugt, daß wir Deutschen grundanstän- 
dig sind, so daß wir auch allen Grund zum Stol- 
ze haben, Deutsche zu seın (Friedrich Merz 
drückt es nicht anders aus als die Skinheads, die 
sich den Spruch auf die Klamotten malen). Aus- 
länder dagegen sind verdächtig. Mit der Parole 
„Kriminelle Ausländer raus!“ ging die neonazi- 
stische DVU beispielsweise in Bremen erfolg- 
reich auf Stimmenfang. Und unser Rechtsstaat 
bestärkt diese rassistischen Vorstellungen, indem 
er Flüchtlinge so behandelt, als wären sie 
Schwerkriminelle. Er inhaftiert sie, auch wenn 
sie nichts getan haben, wofür ein Deutscher ın- 
haftiert würde. 

Als Anwalt habe ich mich seit 15 Jahren mit 
Abschiebungen und Abschiebehaft befassen 
müssen. Unvergeßlich ist mir eine meiner ersten 
Erfahrungen, Ostern 1986, als ich im chemali- 
gen Gestapokeller am Bremer Wall einen Kur- 
den besuchte, der am nächsten Morgen abge- 
schoben werden sollte. In einer Pyjamahose, ei- 
nem Unterhemd und der Lederjacke darüber 
kam Abdul B. ins „Besprechungszimmer” ge- 
schlurft, einen kahlen Raum mit zwei Tischen 
und Stühlen, vergitterten Fenstern, tosendem 
Verkehrslärm. Auf meine erstaunte Frage teilte 
er mir, nachdem hinter ihm die Tür verschlos- 
sen worden war, stockend mit: „Alles andere 
haben sie mir abgenommen, sie haben gesagt, 
ich kriege es in der Türkei wieder, wenn ich ab- 
geschoben bin.“ Da packte mich die kalte Wut, 


und ich schämte mich, Deutscher zu sein. Spä- 


ter mußte ich erfahren, daß er sofort nach sei- 
ner Rückkehr inhaftiert und gefoltert wurde — 
monatelang. 

Diese Erfahrung war ein Ansporn, weiter für 
Menschen wie Abdul K. Partei zu ergreifen. Aber 
es fällt schwer, im Laufe der Jahre nicht abzu- 
stumpfen — wenn man, manchmal in mehreren 
„Fällen“ pro Woche, einen fast aussichtslosen 
Kampf führt und nur äußerst selten die Abschie- 
bung verhindern kann. Nach und nach sieht man 
sich gezwungen, die Erfolgsaussichten jeweils 
professionell anhand der restriktiven Gesetze 
und der vorherrschenden Rechtsprechung abzu- 
schätzen und auf Kostenvorschüssen zu beste- 
hen, die die meisten von Abschiebung Bedroh- 
ten in dieser Situation nicht (mehr) aufbringen 
können. Aber wenn man dann erlebt, wie un- 
menschlich ausgegrenzte Minderheiten behan- 
delt werden und wie problemlos unser demokra- 
tischer Rechtsstaat mit den schlimmsten Folter- 
regimes zusammenarbeitet, kann man doch 
nicht abstumpfen. 

Um klar zu machen, was mit Abschiebe- 
häftlingen geschieht, möchte ich kurz einen Ver. 
gleich mit der Untersuchungshaft ziehen. Wer 
in strafrechtliche Untersuchungshaft genommen 
wird, muß nach geltendem Verfahrensrecht spä- 
testens am nächsten Tag dem Haftrichter vor- 
geführt werden, der ihm die Beschuldigungen 
und Beweismittel mitzuteilen hat und dann auf 
Antrag des Staatsanwalts darüber entscheider 
ob ein ausreichender Haftgrund vorliegt. Der 
Beschuldigte kann sich von einem Rechtsanwalt 
verteidigen lassen, mündliche Haftprüfung be. 
antragen, über den Anwalt Einsicht in die Ak. 
ten nehmen. Der Haftrichter bleibt zuständig 
für Entscheidungen über die Vollzugsbedin. 
gungen und die Entlassung aus der Haft. Die 
Staatsanwaltschaft führt die Akte und ist „Herr 
des Ermittlungsverfahrens‘; auch an sie kann 
sich der Verteidiger wenden. Die allgemeinen 
Haftbedingungen und der Rechtsschutz Sind 
gesetzlich detailliert geregelt. Spätestens nach 
einem halben Jahr prüft das Oberlandesgerich; 
ob, falls der Beschuldigte inzwischen nicht en 
urteilt ist, der Haftbefehl in Kraft bleibt. D,. 
nach findet diese Prüfung alle drei Monate Statt. 
Die Haft darf nur weiter dauern, wenn beson- 
dere Umstände bewirkt haben, dal noch kein 
Urteil ergehen konnte. Am Ende einer Unter- 


suchungshaft steht die Hauptverhandlung, am 


Karıkatur kmi 


Ende einer Strafhaft in aller Regel die Ent- 
lassung. Am Ende der Abschiebehaft ha- 
ben die Betroffenen eine ganz andere Per- 
spektive: Abschiebung in den Verfolger- 
staat, vor dem sie geflüchtet sind. 

Im Gegensatz zur Untersuchungshaft 
setzt die Abschiebehaft keinerlei kriminel- 
les Handeln oder auch nur den Verdacht 
einer Straftat voraus. Der Amtsrichter, der 
über den Antrag der Ausländerbehörde 
entscheidet, darf nach herrschender Mei- 
nung nicht prüfen, ob die Abschiebung 
gerechtfertigt ist; das ist Sache der Behör- 
de. Er prüft nur, ob ein Haftgrund vorliegt. 
Aber selbst wenn der Ausländer glaubhaft 
macht, daß er sich der Abschiebung nicht 
entziehen will, hat er kaum eine Chance, 
von der Haft verschont zu bleiben. Hat 
zum Beispiel ein Kurde angegeben, er wolle 
auf keinen Fall in die Türkei abgeschoben 
werden, weil er dort seines Lebens nicht 
sicher sei, wird dies regelmäßig als Indiz 
für seine Absicht aufgefaßt, unterzutau- 
chen. Das Amtsgericht Bremen scheute 
sich auch nicht, im Falle von Maruf B. des- 
sen Selbstmordversuch zur Begründung für 
die Fortdauer der Abschiebehaft anzufüh- 
ren, weil er damit den Verdacht verstärkt 
habe, die Bundesrepublik nicht freiwillig 
verlassen zu wollen. 

Gesetzliche Grundlagen für die Ab- 
schiebehaft fehlen. Von Bundesland zu 
Bundesland, von Haftanstalt zu Haftan- 
stalt gelten unterschiedliche Regelungen. 
Zwar wird inzwischen bei der richterlichen 
Anhörung meist ein Dolmetscher beige- 
zogen, dessen Qualifizierung allerdings 
nicht gesichert ist. In der Mehrzahl der 
Fälle ist kein Rechtsanwalt beteiligt. 

Die Abschiebehaft kann bis zu 18 Mo- 
nate dauern. Eine so lange Untersuchungs- 
haft ist nur bei besonders schwerwiegen- 
den Vorwürfen und bei besonderen Schwie- 
rigkeiten des Ermittlungsverfahrens denk- 
bar. 18 Monate im Strafvollzug muß nur 
bleiben, wer zu mehr als zwei Jahren Frei- 
heitsstrafe ohne Bewährung verurteilt 
worden ist. Wenn zwei Drittel der Haft 
verbüßt sind, wird er in der Regel zur Be- 
währung entlassen. Schon nach zwölf Mo- 
naten beginnen Vollzugslockerungen: Aus- 
gang, Urlaub, Unterbringung im offenen 
Vollzug — Erleichterungen, auf die ein Ab- 
schiebehäftling nicht hoffen darf. 

Das Europäische Komitee zur Verhin- 
derung von Folter und unmenschlicher 
oder erniedrigender Behandlung oder Be- 
strafung (CPT), eine dem Europarat ange- 
gliederte Institution, stellte schon in sei- 
nem Jahresbericht für 1996 fest: Ein Ge- 
fängnis ist per definitionem nicht der rich- 
tige Platz für jemanden, der weder wegen 


einer Straftat verurteilt ist noch einer sol- 
chen verdächtigt wird. Doch was das Ko- 
mitee in seinem umfangreichen Bericht 
über eine Untersuchung deutscher Haft- 
anstalten im Jahre 1996 schlußfolgerte und 
vorschlug, hatte in der Praxis kaum Kon- 
sequenzen. Nach wie vor unterliegen Ab- 
schiebehäftlinge meist den selben Ein- 
schränkungen wie Strafhäftlinge: Besuchs- 
zeiten sind auf wenige Stunden wöchent- 
lich oder sogar nur monatlich beschränkt; 
in manchen Anstalten sind die Häftlinge 
durch eine Glasscheibe von den Besuchern 
getrennt; die Post wird überwacht; die 
Häftlinge dürfen oft nicht frei telefonie- 
ren; sie dürfen sich keine ihren Bedürfnis- 
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sen entsprechende Kost zubereiten oder 
mitbringen lassen; Arbeitsangebote gibt es 
in der Regel nicht. Ehrenamtlichen Be- 
treuern wird häufig der Zugang verwei- 


gert. 

Zu den vordringlichen Forderungen von 
Menschenrechtsorganisationen wie Pro 
Asyl gehört, daß wenigstens keine Jugend- 
lichen unter 18 Jahren in Abschiebehaft 
genommen werden, aber auch keine Kran- 
ken, Alten, Schwangeren, keine stillenden 
Mütter oder Mütter von Kleinkindern. 

Wie gerade Jugendliche auf die Inhaf- 
tierung reagieren, mag der Fall des 17jäh- 
rigen Kurden Halim B. zeigen: Er war bei 
einem Besuch in der Ausländerbehörde 
festgenommen worden. Der Leiter der 
Stelle war nicht bereit, den Ausgang eines 
Eilverfahrens abzuwarten. Im Abschiebe- 
gefängnis schnitt sich der Junge mit einem 
Flaschenhals die Pulsadern auf. Dennoch 


bestand das Amt auf sofortige Auswei- 
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sung. Die Ausländerbehörde und der zu- 
ständige Bremer Innensenator verstiegen 
sich sogar zu der Behauptung, Halim habe 
überhaupt keinen ernsthaften Selbstmord- 
versuch unternommen. Kein Einzelfall. Ein 
Mandant in Bremerhaven brachte sich aus 
Angst vor Abschiebung um, nachdem er 
Selbstmordabsichten geäußert und Lö- 
sungsmittel getrunken hatte; Gefängnis- 
leitung und Ausländerbehörde hatten die 
Ankündigung als „nicht ernsthaft“ abge- 


tan. 

Viele Politiker und die meisten Massen- 
medien haben auf Selbstverbrennungen 
von Abschiebehäftlingen damit reagiert, 
daß) sie Opfer zu Tätern erklärten und sie 
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beschimpften — ganz anders als einst bei 
einzelnen Selbstverbrennungen in der 
DDR (Pastor Brüsewitz), der Tschechoslo- 
wakei (Jan Pallach) oder Tibet. Damals galt 
es als Märtyrertum. Die Opfer wurden in 
der Bundesrepublik geehrt. Das ist lange 
her. Was gilt heute noch ein Leben? Jetzt 
wird die „Festung Europa“ mit allen Mit- 


teln abgeschottet. 
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Als am 4. Februar 
2000 die FPÖ/ÖVP- 
Regierung angelobt 
wurde, gab es wü- 
tende Proteste. Aber 
auch Angst machte 
sich bei vielen breit. 
Die Regierungsbe- 
teiligung der FPÖ 
war ein Bruch mit 
allem, was in Öster- 
reich seit 1945 - 
zumindest offiziell - 
Konsens war. Nach 
einem Jahr haben 
sich viele Befürch- 
tungen bestätigt. 
Ein Beitrag über 
Sozialabbau sowie 
den autoritären 
Umbau und seine 
Gegnerlnnen. 


Weitere Informationen 

Die Rosa Antifa Wien (RAW) gibt 
monatlich den email-Newsletter 
boeses:oesterreich heraus, der 
über die aktuelle Situation infor- 
miert. Bestellt werden kann er un- 
ter http://www.raw.at im Bereich 
„Kontakt“. Auf dieser Homepage 
gibt‘s auch alte Ausgaben in ver- 


schiedenen Sprachen und Informao- 


tionen über die Rosa Antifa Wien. 
Hintergründe zum Thema Zensur 
beleuchtet die Homepage http:// 


www.illegalisiert.at (Rubrik Zensur). 
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as in den 70er Jahren etablierte und seit 
DD: Koalition der SPÖ mit der ÖVP seit 

1986 schrittweise wieder demontierte 
Sozialsystem sollte mit dem Regierungswech- 
sel nunmehr endgültig der Vergangenheit ange- 
hören. Kaum eine Sozialleistung wird mehr, so- 
fern sie nicht Sache eines Bundeslandes ist, be- 
dingungslos ausgezahlt. 

Der erste Angriff erfolgte auf die Arbeitslo- 
senversicherung. In Österreich hatte bisher jede/ 
r Anspruch auf Arbeitslosengeld, der/die ein Jahr 
lang einem angemeldeten, versicherten Arbeits- 
verhältnis nachging —- und zwar egal, ob die Kün- 
digung einvernehmlich oder nur seitens des Ar- 
beitgebers vorgenommen worden war. Der er- 
ste Plan von FPÖ und ÖVP war, daß das Ar- 
beitslosengeld bei einvernehmlicher Kündigung 
erst ein Monat später ausgezahlt werden sollte. 
Nach heftigen Protesten wurde dies zurückge- 
nommen, dafür jedoch die Anwartschaft (d.h. die 
Zeit des vorangehenden Arbeitsverhältnisses) 
um einen Monat verlängert. Was das für viele in 
Zeiten von McJobs bedeutet liegt auf der Hand 
und zeigt, wessen Interessen diese Regierung 
dient. Die Angst, arbeitslos zu werden, wird viele 
dazu bringen, noch mehr zu kuschen. 

Für diejenigen, die bereits arbeitslos sind, hat 
die Regierung ein Programm, das den „Sozial- 
schmarotzern“ schon das Arbeiten beibringen 
wird: Zwangsarbeit nach längerer Arbeitslosig- 
keit, im Schönsprech „Integra“ genannt. Ar- 
beitslose sollen für ein sogenanntes „Bürger- 
geld“, das zusammen mit dem Arbeitslosengeld 
noch weit unter dem gesetzlichen Kollektivver- 
tragslohn liegt, angeblich gemeinnützige Arbei- 
ten — wie zum Beispiel Heldendenkmäler säu- 
bern — verrichten, und damit auch noch in den 
Arbeitsmarkt integriert werden. 

Ebenfalls unter die Räder kommt das bisheri- 
ge Rentensystem. Vor allem BeamtInnen wer- 
den in Zukunft weniger Rente beziehen. Die 
Pensionsversicherungsanstalten sehen sich von 
der Regierung schwer unter Druck gesetzt, es 
wird unverhohlen für private Pensionsversiche- 
rungen geworben (der Grund dafür wird weiter 
unten beschrieben). Die Invaliditätsrente, bis- 
her unversteuert, soll ab sofort mit Steuern be- 
legt werden. Begründung: Auch Unfallrenten 
sind besteuert. Gleichzeitig werden von der Re- 
gierung aber die Arbeitsinspektorate entmach- 
tet, die bisher für einigermaßen ungefährliche 


Arbeitsschutzstandards gesorgt haben. Die Zahl 
der Arbeitsunfälle wird zwangsläufig steigen, al- 
lerdings werden nunmehr die Opfer für die Fol- 
gen zu zahlen haben. 

Besondere Einschnitte drohen im Mietrecht. 
Mit der Liberalisierung soll der „Friedenskronen- 
zins“ fallen. Das sind (sehr niedrige) Uraltmieten, 
die vor allem MindestrentnerInnen gerade noch 
das Überleben sichern. Ferner wurde soeben be- 
kannt, daß das Wiener Justizministerium plant, 
Exmittierungen zu vereinfachen. Demnach sol- 
len sie ohne Gerichtsbeschluß nach einem Mo- 
nat Mietrückstand vorgenommen werden kön- 
nen. Die Wohnsituation wird sich überhaupt 
massiv verschlechtern. Der Berufsstand der 
HausbesorgerInnen wurde gesetzlich beseitigt. 
Das bedeutet, wenn das Licht im Treppenhaus 
ausfällt, dürfen die MieterInnen den Schaden in 
Zukunft selbst beheben, obwohl sie dafür Mie- 
ten zahlen. Es mutet schon einigermaßen bizarr 
an, daß die FPÖ damit ausgerechnet den Beruf 
ausgewiesener StammwählerInnen abgeschafft 
hat. 

Die Strom- und Heizkosten sind ebenfalls 
gestiegen, wobei die Regierung meint, daß die 
Preise sich schon einpegeln würden, sobald die 
Liberalisierung des Strompreises einmal greift, 
Wohin dies führen kann, erweist sich an einem 
kurzen Blick nach Kalifornien, wo im Februar 
2001 der Energienotstand ausgerufen werden 
mußte. Überhaupt greift ein Privatisierungs.- 
wahn um sich, der in vielen anderen Bereichen 
folgerichtig zu einem Qualitätsverlust und zu 
Teuerungen führen wird. Das betrifft auch gro- 
ße Teile der Österreichischen Bundesbahnen 
(ÖBB). Was dies bedeuten wird, haben die Vor- 
stände der ÖBB schon angedeutet. Um „wett. 
bewerbsfähig“ (mit wem?) zu sein, müßten die 
Tarife angehoben werden. Die Verbundah. 
kommen, die die ÖBB in Ballungsräumen mir 
anderen Verkehrsbetrieben geschlossen haben, 
sind somit akut gefährdet, eine weitere Teue. 
rung ist in Sicht. 

Last but not least kommen zahlreiche Maß. 
nahmen hinzu, die getrost als Kopfsteuern be. 
trachter werden können. Die Ausstellung eines 
Reisepasses etwa kostet nunmehr das Doppel. 
te: umgerechnet 150 DM. Die Autobahnvignette 
wurde ebenfalls auf 200 Prozent verteuert, zahl- 
reiche gebührenpflichtige Amtswege reiben wei- 


tere Löcher ins Portemonnaie. 
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„Speed kills” 


ie Regierung mache sich mit all dem 
ırchtbar unbeliebt, sollte man meinen. 
Litnichten. Denn obwohl die Abgabenrate 
e höchste seit 1945 darstellt und keine 
>r beiden Koalitionsparteien mit dem Slo- 
ın „Steuern anheben“ angetreten ist (im 
egenteil, die FPÖ warb vollmundig mit 
>r putzigen Parole: „Wir haben die Lö- 
ıng: Steuern senken — Arbeit schaffen“), 
ht das bei weiten Teilen der Bevölkerung 
ıstandslos durch. Gebetsmühlenartig 
ird wiederholt, daß das achtreichste Land 
>r Welt plötzlich vor dem Bankrott stün- 
» und wir alle unseren Beitrag zu leisten 
itten, dies zu verhindern. Dabei werden 
[ilchmädchen/knaben/rechnungen wie 
ch könne auch privat keine Schulden ma- 
ıen“ strapaziert, womit suggeriert wird, 
n Staatshaushalt sei ungefähr so kompli- 
ert wie der Einkauf im Supermarkt. 
Mag sein, daß die Auffassung der FPÖ 
yn einem Staat tatsächlich eine so simple 
c. Aber es ist schon erstaunlich, welche 
inigkeit darüber besteht, daß} gespart wer- 
»n muß. Denn wofür sagt niemand. So fällt 
ıch niemandem ein, dal} Jörg Haider vor 
°:n Wahlen das Gerücht in die Welt setz- 
, der SPÖ-Finanzminister Edlinger ge- 
nke die Reserven der Nationalbank an- 
ızapfen, um Staatsschulden zu beglei- 
ıen, und der FPÖ-Finanzminister Karl- 
einz Grasser nun genau dieses im Sinn 
it. 

GegnerInnenschaft bei den Interessen- 
»rtretungen wird einfach überrollt mit 


Die FPÖ 


ging aus dem Verband der Unabhängi- 
gen (VdU) hervor, dem Sammelbecken für 
‚ehemalige” Nazis und teilweise auch 
riegsverbrecher. Diese Vergangenheit 
onnte und wollte die FPÖ nie abschüt- 
eln. Verbale braune Ausflüge waren kei- 
e Seltenheit. Die kurze liberale Episode 
nter dem Parteichef Norbert Steger en- 
jete 1986 mit dessen Sturz durch den 


eitaus stärkeren deutschnationalen Flö- 
ntisemitischem Geijohle 


gel, der unter a h 1 
Chef krönte. Seit- 


örg Hlaider zum neuen 
1er eilte die 
„ächsten. Scheinbar 
en Parteien die autoritär 
lientel, die schließlich bei den Wahlen 
999 die FPO zur zweitstärksten Partei 
machte und damit den autoritaren Yu 
Veh emiasele, paßrdet Weg N 
mmer wieder mit Verharmlosungen o@eı 


ickt war 
utheißungen der N nicht. Im Ge- 


3 % Innen 
‚törte seine Anhäng®! ‚RO u damit punk- 
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en. Seine Gegnerlinnen wirrt. Ein Rezept 
or Ängst gelähm! bis velW' I“ zu geben. 
egen die FPO schien &> 1 schon aus 
Die Regierungsbeteilig  ngstigen 
Jiesem Grund mehr als 


FPO von einem Sieg zum 


sammelte er in al- 
e und rassistische 


der ausgegebenen Parole „Speed kills“. Und 
das funktioniert tatsächlich. Zuerst stellt 
die Regierung völlig arg anmutende For- 
derungen in den Raum, um damit einer- 
seits heftige Aufschreie zu provozieren und 
andererseits Verwirrung zu stiften. Die Ge- 
werkschaften beispielsweise reagieren dar- 
auf zwar schwerfällig, aber doch — und 
machen sich anschließend lächerlich, wenn 
das Belastungspaket dann ganz anders da- 
herkommt. Seriös auf die Belastungen zu 
reagieren ist somit schwer möglich; das 
Einzige, was bleibt, ist die Art und Weise 
zu attackieren, wie dies vonstatten geht. 
Der FPÖ schadet's zwar (zumindest im 
Moment, wenn man Umfragen glaubt), 
solange die ÖVP sich aber steigender Be- 
liebtheit erfreut, hilft es wenig: Die Mehr- 
heit rechts der Mitte bleibt stabil. 


Autoritäres Gehabe 


Daß die FPÖ ihren GegnerlInnen seit jeher 
die Rute ins Fenster gestellt hat, es würde 
ein anderer Wind wehen, wenn sie erst an 
der Macht sei, hat immer schon für Unru- 
he gesorgt. Auch vor der Regierungsbe- 
teiligung wurden unliebsame JournalistIn- 
nen, KünstlerInnen und andere Personen 
des öffentlichen Lebens mit Klagen über- 
zogen, öffentlich verhöhnt oder mit 
schamlosen Lügen diskreditiert. Das Spiel 
mit den Ängsten, die der Nationalsozia- 
lismus hervorruft, gehörte und gehört 
ebenso zum Repertoire blauer Drohungen. 

Mit der Machtübernahme wurde aber 
vieles, was befürchtet wurde, Realität. Am 
journalistischen Sektor herrscht seit dem 
A. Februar 2000 eine seltsame Mischung 
aus Repression, vorauseilendem Gehorsam 
und Arrangement mit den neuen Macht- 
habern. Am offenkundigsten wurde dies 
beim Staatsfunk ORF. Der OVP-nahe Ge- 
neralintendant Weis kam schwer unter 
Druck, nachdem einige Nachrichtenspre- 
cherInnen zum Teil offen Kritik an der FPÖ 
übten oder es gewagt hatten, vor laufen- 
der Kamera den freiheitlichen Angriffen 
Paroli zu bieten. Die Nachrichtensendun- 
gen „Zeit im Bild“ (ZiB) wurden politisch 
eingefärbt. So sind nun die Mittags- und 
Nachmittagssendungen reine Regierungs- 
huldigungen. Die ZiB | am Abend wurde 
mit dem FPÖler Seledec besetzt, die ZıB 
2 um 22 Uhr mit dem ÖVP-nahen Adro- 
witzer. Einzig die ZiB 3 um Mitternacht 
fiel aus dem Rahmen und wurde gerade 
deshalb zum Ziel freiheitlicher Angriffe. 
Die fielen so aus, daß der freiheitliche Klub- 
obmann Hojac (vulgo Westenthaler) beı 
nicht genehmen Äußerungen sofort in der 


Der Herr Finanzminister gilt als persönliche 
Entdeckung Jörg Haiders: Karl-Heinz Grasser 
„finanziert“ vor allem den Sozialabbau 


Sendung anrief oder wütende e-mails 
schickte. Nachdem große Teile der Nach- 
richtenredaktion gegen derartigen Inter- 
ventionismus protestiert hatten, unter- 
blieb diese Praxis zumindest bei der ZiB 3. 
Weiters haben ÖVP und FPÖ eine Mehr- 
heit im ORF-Kuratorium, das den Gene- 
ralintendanten bestellen und absetzen 
kann. Wohl deshalb stellt sich Weis nicht 
schützend vor seine JournalistInnen, son- 
dern ermahnt sie zur Vorsicht. 

Derartiges hat bekanntlich in Tschechien 
vor kurzem zur Besetzung des Fernsehsen- 
ders geführt. Anders in Österreich. Hier 
geht man lieber in Deckung. Der FPÖ- 
Kritiker Johannes Fischer, der von der ZiB 
2 abberufen und in die Diskussionssendung 
„Betrifft“ versetzt wurde, macht keine 
Anstalten mehr, sich zu wehren. Im De- 
zember wurde eine Sendung ausgestrahlt, 
bei der auch der Österreich-Korrespon- 
dent der Süddeutschen Zeitung zu Gast war. 
Im Laufe der Diskussion rief der Freiheit- 
liche Klubobmann (in Deutschland würde 
man Franktionsvorsitzender sagen) an — 
und wurde prompt durchgestellt. Nach der 
Kritik des deutschen Journalisten an sol- 
chen Vorgängen verteidigte sich Fischer 
damit, „wer von einer Diskussion betrof- 
fen sei, solle die Möglichkeit haben, sich 
zu äußern“. Das war's denn auch schon. 

Die OVP steht dem oft in nichts nach. 
Als die Maßnahmen der EU-14 noch auf- 
recht waren und in der ZiB 1 von Sanktio- 
nen gegen die Regierung die Rede war, rief 
der ÖVP-Klubobmann Andreas Khol um- 
gehend an und forderte die Bezeichnung 
„Sanktionen gegen Österreich“ (anstelle 
von „Sanktionen gegen die österreichische 
Bundesregierung“) ein. Diesem Wunsch 
wurde nachgekommen. 

Selbst die Privatmedien blieben nicht 


verschont. Gerade FPO-kritischen Zeı- 
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tungen und Magazinen wurde nach Kla- 
gen der FPÖ und gerichtlichen Beschlüs- 
sen der Maulkorb umgehängt. Gerichts- 
urteile zugunsten der FPÖ haben seit de- 
ren Regierungsbeteiligung massiv zuge- 
nommen. Kein Wunder, sind doch viele 
Richter Mitglieder schlagender deutschna- 
tionaler Verbindungen. Auch wurde in den 
Redaktionen fleißig gesäubert. Schon ei- 
nen Tag nach der Regierungsbildung wur- 
de bei den Oberösterreichischen Nachrichten 
(OÖN) der Kolumnist Gerhard Marschall 
gefeuert, weil er es gewagt hatte, die Re- 
gierungsbildung zu kritisieren. Dabei wa- 
ren die OÖN zuvor nicht unbedingt FPÖ- 
freundlich gewesen. Die in Wien erschei- 
nende Presse hat die „Wende“ sowieso her- 
beigeschrieben, Österreichs rechtslastige 
und zugleich auflagenstärkste Zeitung ist 
ganz auf Regierungslinie eingeschwenkt. 
Ein Sonderfall ist die Kärntner Kleine Zei- 
tung. Früher auch nicht wirklich FPÖ-nah, 
hat sie sich seit Jörg Haiders Amtsantritt 
als Kärntner Landeshauptmann zu dessen 
Haus- und Hofpostille entwickelt, und 
zwar in einer Art und Weise, dal) man ge- 
trost von Gleichschaltung sprechen kann. 

Angriffe gegen die freie Meinungsäuße- 
rung haben aber noch auf anderer Ebene 
stattgefunden. Vereine, die nur irgendwie 
in den Verdacht geraten konnten, regime- 
kritisch zu sein, wurden kurzerhand die 
Subventionen zusammengestrichen. Be- 
troffen sind davon vor allem Frauenorga- 
nisationen, Kulturvereine, freie Radios. 
Wer davon noch nicht heimgesucht wur- 
de, ist dann beim Wegfall des ermäßigten 
Zeitungsportos dran. Es war bisher üblich, 
Parteien oder Vereinen den Zeitungs- 
versand zu vergünstigen. Selbst kleine 
Organisationen konnten so ihre Sympathi- 
santInnen (oder wen auch immer) regel- 
mäßig erreichen und informieren. \Wenn- 
gleich diese Maßnahme unmittelbar die 
„Kleinen“ betrifft, dürfte die Stoßrichtung 
des Ganzen aber gegen die Gewerkschaf- 
ten und die ArbeiterInnenkammer gehen. 
Dort geht es dann jährlich um mehrere 


Millionen Schilling, die sie zu- 
sätzlich aufbringen müssen, um 
ihre Mitglieder zu informieren 
bzw. zu mobilisieren. Zwei 
Schwarz und Blau besonders ver- 
haßte Gegner wurden damit 
empfindlich getroffen. 

Repression drückt sich darüber 
hinaus in regelrechten Amtsent- 
hebungen aus. Die Kärntner 
Frauenbeauftragte wurde von 
Jörg Haider des Amtes entho- 
ben, weil sie ihm gegenüber nicht 
gerade Sympathien gezeigt hat- 
te - und nach Kaisers Gnaden wieder ein- 
gesetzt. Der Kärntner Kulturbeauftragte 
wurde noch vor seinem Amtsantritt wie- 
der abgezogen, und nach dessen Einspruch 
— man höre und staune! — von der Polizei 
einem Psychiater vorgeführt. Kritik an 
Jörg Haider ist demnach wenn schon nicht 
Landesverrat, so doch zumindest eine psy- 
chische Störung. 

Für besonderes Aufsehen sorgt die be- 
vorstehende Ablösung des Vorsitzenden 
des Dachverbandes der Sozialversiche- 
rungsträger. Der gleichzeitige Vorsitzen- 
de der Gewerkschaft der Privatangestell- 
ten soll von diesem Posten abgesetzt wer- 
den, weil er „reformunwillig“ sei und oben- 
drein noch die Regierung kritisiere. Und 
das, obwohl die Sozialversicherungen 
selbstverwaltete Betriebe sind. In der Hit- 
ze der Debatte redete ein aufgebrachter 
Freiheitlicher schon von „zerschlagen“, 
womit sich der Kreis schließt zum freiheit- 
lichen Gedankengut: Jede Selbstorgani- 
sierung arbeitender Menschen, sei es die 
Gewerkschaft, die ArbeiterInnenkammer 
oder die Sozialversicherungen, ist ihnen ein 


Dorn im Auge. 


Widerstand! 


Dieses Wörtchen wurde zum Schlagwort 
der ganzen Bewegung, die seit einem Jahr 
auf die Straße geht. Eigentlich erklärt dies 


schöne Wörtchen schon recht 
gut, wie die Bewegung aussieht. 
Sie besteht aus KommunistInnen 
fast aller Arten, AnarchistInnen, 
SozialdemokratInnen, Grünen, 
Liberalen, ChristInnen und vie- 
len Personen, die sich nirgends 
zuordnen würden. Der Grund- 
konsens ist die Nichtakzeptanz 
der FPÖ-Regierungsbeteiligung. 
Das mag auf den ersten Blick als 
nicht sehr weitsichtig erscheinen, 
ist aber durchaus interessant. Die 
vielen grausigen Facetten der 


FPÖ - Rassismus, Antisemitismus, Anti- 
feminismus, Sozialdarwinismus und die of- 
fene Nähe zu NS-Gedankengut — werden 
dadurch von den einzelnen Spektren des 
Widerstandes recht gut abgedeckt. Mögen 
die Bewegung auf der Straße sichtbar klei- 
ner geworden sein und nicht wenige sich 
resigniert zurückgezogen haben, so ist 
doch nach wie vor eine Vielzahl unter- 
schiedlichster Aktivitäten spürbar. Ob es 
sich um Infotische, Kundgebungen, Lesun- 
gen, Dokumentationsgruppen, Kultur- 
initiativen, Internet-Initiativen und vieles 
andere mehr handelt — die Ablehnung die- 
ser Regierung ist an allen möglichen Or- 
ten (zumindest in Wien) gut sichtbar. Das 
unter linken Gruppen übliche alltägliche 
Hickhack existiert zwar nach wie vor, ist 
aber insgesamt zurückgegangen. Es geht 
mittlerweile eher darum, selbst etwas zu 
tun, als sich ständig über andere aufzure- 
gen. Insofern waren die zahlreichen Begeg- 
nungen mit nicht linksradikalen Wider- 
ständlerInnen für alle Seiten durchaus heil- 
sam. Die vielen Versuche von bürgerlichen 
Teilen, sich von angeblichen Gewalttäter- 
Innen innerhalb der Demos zu distanzie- 
ren, haben nach einigen Wochen aufgehört. 
Stärker sind hingegen einzelne linke Or- 
ganisationen zu kritisieren, weil sie in ih- 
rer Profilierungssucht und mit übersteiger- 
tem Örganisationsfetischismus mehr Scha- 
den anrichten, als dal} sie die Bewegung be- 
flügeln würden. Gerade trotzkistische 
Gruppierungen stellen sich gerne als die 
Widerständler hin, haben dadurch kurzzei- 
tigen Zulauf und verheizen dann die vielen 
unerfahrenen Leute, die sich nachher nie 
wieder politisch betätigen wollen. An- 
dererseits gibt es wieder Grüppchen und 
Personen, die meinen, die Weisheit mit Löf- 
feln gefressen zu haben und dazu neigen, 
andere, sich nicht auf universitärem Ni- 
veau befindliche, zu verspotten. Der Re- 
spekt vor anderen fehlt oftmals; ein Ge- 
baren, das sicher nicht unüberwindbar ist, 
Die Organisationsformen werden teil- 
weise kaum der Situation gerecht. Für eine 
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Vielzahl von Menschen, die sich nicht in 
ein Schema pressen lassen, fehlen offene 
Strukturen. Gerade in der Anfangsphase 
gab es viele Leute mit guten Ideen, sie 
konnten sie aber strukturell nicht umset- 
zen. Sich an bestehende Gruppen zu wen- 
den, trauten sich diese vielfach nicht aus 
der oft berechtigten Angst heraus, verein- 
nahmt zu werden. Bestehende Gruppen 
werden sich überlegen müssen, ob ihnen 
das „Wohl“ der eigenen Organisation 


wichtiger ist als einen effizienten, langan- 


haltenden Widerstand auf die Beine zu stel- 
len. 

Die Perspektive ist schwer absehbar. 
Wenn jemand die Regierung zu Fall bringt, 
wird es wohl nur Jörg Haider sein. Der 
„Widerstand“ wird danach trachten müs- 
sen, nicht in sich selbst zu erstarren, ge- 
nauso wie die Demonstrationen nicht zum 
Selbstzweck verkommen dürfen. Wider- 
stand ist eben mehr als das. Was diese Re- 
gierung an die Macht gebracht hat, war 
eine Bevölkerungsmehrheit, die autoritär 
denkt, die keine Solidarität kennt, sondern 
im Gegenteil auf ohnehin schon Unter- 
drückte auch noch eintritt. Die Wider- 
standsbewegung wird, wenn sie erfolgreich 
sein will, den Menschen Grundsätzlich- 
keiten wie eben Solidarität näher bringen 
müssen. Das erfordert Geduld und einen 
starken Magen. Das ist es, was kleinere 
Gruppen oder Einzelpersonen leisten kön- 
nen. Ob sich Institutionen wie die Ge- 
werkschaften effektiv zur Wehr setzen, 
entzieht sich unserem Einflußbereich. Es 
wäre wünschenswert, aber bis auf etwas 
rauhere Töne war bislang nichts zu bemer- 
ken. Wer 50 Jahre schläft, ist nicht gleich 
hellwach. Und dazulernen müssen wir ir- 
gendwie alle. 
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Haiders Boyfriends (1) 


„Es gibt kaum eine Stadt, in der so viel ge- 
litten wird, auch wenn kein Grund dafür 
ersichtlich ist“, meldet der Hamburger 
Hinnerk (1/01) aus der Wiener community. 
Unter „kein Grund“ fällt demnach für das 
„schwule Magazin im Norden“ die blau- 
schwarze Koalition: „Schwules Leben trotz 
Haider“ sei möglich, denn „Wien hat Le- 
bensqualität“, „gehört zu den schönsten 
Städten Europas und mit Sicherheit zu den 
angenehmsten Zielen für Städtereisende 
aus Deutschland.“ — Erraten: Alkis Vlas- 
sakakis’ „Brief aus Wien“ erschien nicht 
im politischen Teil, sondern unter der Ru- 
brik „Reiselust“. Zusammengefaßt: Laut 
Hinnerk schmachtet Wiens schwules Le- 
ben nicht unter repressiver Politik, sondern 
ist Opfer der allgemein schönen Umgebung 
— nebst deren spezifischen Reizen. „Das 
märchenhaft illuminierte Rathaus bildet 
die imposante Kulisse für den jährlich im 
Mai stattfindenden Live-Ball“, der in Wirk- 
lichkeit ein Life Ball zugunsten von Aids- 
Projekten ist. „Glanzvoller Auftakt [ist] 
die Modenschau mit Sehenswürdigkeiten 
wie Pornostar Drew Damon.“ All diese „Se- 
henswürdigkeiten“ kann und soll der Rei- 
selustige natürlich in toleranter und auf- 
geräumter Atmosphäre genießen. Auch 
hier hat Austria „die Nase vorn“: „Anders 


als London, Paris oder Berlin ist Wien si- 
cher. Sehr Sicher sogar. Hier kann man 
Hand in Hand selbst durch die Vorstädte 
wandern, man wird kaum mehr als einen 
merkwürdigen Blick oder einen dummen 
Spruch hören. Es gibt keine Gegend, die 
für Schwule Tabu ist.“ Wo händchenhal- 
tende Männer beim Stadtbummel nicht 
erschlagen werden, kann das Terrain um 
die FPÖ erst recht keine Tabuzone mehr 
sein: „Zugegeben, auch hier ist kaum je- 
mand glücklich über die“ (von kaum je- 
mandem herbeigewählte?) „neue Regie- 
rungsbeteiligung der rechtsextremen FPÖ, 
selbst deren Anhänger sähen Haider lie- 
ber in der Opposition. Aber der Regie- 
rungswechsel“, setzt der Autor noch eins 
drauf, „hat auch seine positiven Seiten: 
Wurde bislang alles in der Politik nach dem 
Konsens-Prinzip zugekuschelt, polarisiert 
die FPÖ die Bevölkerung.“ 

Und welch’ „angenehme Blüten“ treibt 
„politischer Aktionismus“, der nicht mehr 
mit dem Konsens kuscheln muß? „T-Shirts 
mit dem Aufdruck ‘I am Haider’s Boy- 
friend’ sind in der ‘Botschaft der besorg- 
ten Bürger’, einer kleinen Baracke am Bun- 
deskanzleramt, erhältlich. Schwules und 
lesbisches Leben hat sich mittlerweile ganz 
ordentlich etabliert.“ Vor allem ordentlich. 


Haiders Boyfriends (2) 


Seine positiven Seiten hat freilich auch der 
Europride 2001. „Stadtneurotiker, Exzen- 
triker und Event-Liebhaber aufgepaßt: der 
Countdown zum diesjährigen Europride 
vom 1. bis 30. Juni in Wien hat begonnen. 
Bald stolzieren wieder wunderbar deko- 
rierte Tunten auf ihren Stöckelschuhen 
über die Ringstraße und mutige Lesben 
schwingen ihre in Regenbogenfarben be- 
malten Brüste. Wie in keiner anderen Stadt 
wird sich der Kontrast zwischen farben- 
froher Schrillheit der Teilnehmer und dem 
architektonischen Ambiente aus atembe- 
raubenden Prunkbauten und Palästen, ro- 
mantischen GasserIn, mittelalterlichen 
Kirchen und herrschaftlichen Häusern ge- 
genüberstehen”, wärmt Dominik Peter ım 
Kölner Szeneblatt RiK (2/01) schon mal 
vor. 

Wo von herrschaftlichen Häusern die 
Rede ist, können Life Ball & Co. selbstver- 
ständlich nicht weit sein. „Der Life Ball ist 
kein Zufallserfolg der ımmer umtriebiger 
werdenden Wiener Szene. Während die 
Wiener Stadtregierung bisher mit interna- 
tionalen Partnerschaften sehr zurückhal- 
tend war” — gemeint ist wohl eher die Zu- 


rückhaltung der internationalen Szene, die 
bereits mit dem Skandal um die NS-Ver- 
gangenheit des damaligen österreichischen 
UNO-Generalsekretärs Kurt Waldheim in 
den 80ern einsetzte — „haben zwei wichti- 
ge Organisatoren, die die lesbisch-schwu- 
le Bevölkerung (sic!) vertreten, eine um- 
fassende Partnerschaft abgeschlossen. Der 
CSD Wien, Veranstalter der Regenbogen- 
Parade, und das San Francisco Lesbian, Gay, 
Bisexual, and Transgender Pride Celebra- 
tion Commitee Inc. (kurz San Francisco 
Pride) sind nunmehr ‘Schwesterstädte'. 
Dies wiederum sorgte für einen wahrhaf- 
tigen Besucher-Boom an bunten Vögeln 
und Queer-Promis, die der Regenbogen- 
Parade in den letzten Jahren einen geeıg- 
neten Rahmen gaben. Hunderttausende 
haben seither die Ringstraße zur schwul- 
sten Alpenmeile verwandelt und die haupt- 
städtischen Clubs zum Bersten gefüllt.“ 
Für die schwesterliche Unterstützung aus 
Übersee bedanken sich sicher nicht nur die 
schwulen Kneipenwirte, sondern auch 
Österreichs tolerante Regierung. „Ein neu- 
er, frischer Wind weht durch die Alpen- 


republik.“ 


Gigl BR IE 


Seit Februar 2000 
regiert die OVP/ 
FPÖ-Kooalition 
Österreich. Eine 
Bilanz der Wende- 
regierung aus 
lesbisch-feministi- 
scher Sicht. 


Die Autorin 

Gudrun Hauer, 47 Jahre, ist Poli- 
tologin und Universitätslektorin für 
Politikwissenschaft in Wien (Lesben- 
und Schwulenforschung, feministi- 
sche Theorie, Aids-Politik) und als 
freie Journalistin tätig. Als langjähri- 
ge Aktivistin der österreichischen 
Frauen- sowie Lesben- und Schwulen- 
bewegung gehört sie der Homose- 
xuellen Initiative (HOSI) Wien an. 
Ende 2000 assoziierte sie sich dem 
wissenschaftlich-humanitären komi- 
tee (whk). 
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Von GuprUN HAUER 


ilten noch vor knapp einem Jahr die ange- 
FB MinisterInnen zur Angelobung 

durch den österreichischen Bundespräsi- 
denten durch einen unterirdischen Gang in die 
Wiener Hofburg, um sich nicht mit Tausenden 
protestierenden DemonstrantInnen konfrontie- 
ren zu müssen, sonnten sich OVP- und FPÖ- 
PolitikerInnen kürzlich anläßlich des einjährigen 
Regierungsjubiläums während der Alpin-Ski- 
WeltmeisterInnenschaft im Glanze diverser 
österreichischer WeltmeisterInnen und Winter- 
sportstars sowie ausländischer Polit-Prominenz. 
Die Rückkehr zur Normalität ist 
geschafft, trommelten eifrig 
ÖVP-Kanzler Wolfgang Schüs- 
sel und FPÖ-Vizekanzlerin Su- 
sanne Riess-Passer (Foto rechts). 
Normalität für wen? Für Frauen 
und somit für Lesben sicher 
nicht, die Mehrheit erlebt und 
erleidet seit mehr als einem Jahr 
einen Alltag im Ausnahmezu- 
stand, viele während der Krei- 
sky-Jahre und danach erkämpf- 
ten frauenpolitischen Errungenschaften werden 
demontiert bzw. sind stark gefährdet. Und sieht 
frau genau hin, so steckt enorme sexistische 
Sprengkraft in scheinbar „geschlechtsneutralen“ 
Gesetzen sowie deren Anwendung. 


Frauenministerium ade! 


Sofort nach Amtsantritt löste die Wendekoali- 
tion das Frauenministerium auf und wies durch 
das Ministeriengliederungsgesetz Frauenan- 
gelegenheiten dem Ministerium für Gesundheit 
und Soziales zu. Erstmals in der Geschichte der 
Zweiten Republik wird dieses nicht mehr durch 
eine/n GewerkschafterIn, gelei- 
tet, sondern Ministerin wurde 
die völlig inkompetente, unge- 
schickte und überforderte FPÖ- 
Politikerin Elisabeth Sickl (Bild 
rechts). Sie versteckte sich und 
lief davon — vor kritischen Jour- 
nalistInnenfragen wie vor Frau- 
enprojekten, die Antwort be- 
gehrten auf liegengebliebene 
Subventionsansuchen. Sollte sie 
genaugenommen die Nicht-Eig- 


nung von Frauen qua Geschlecht für bestimmte 
politische Funktionen demonstrieren? Ihr Nach- 
folger, FPÖ-Sozialsprecher und Tierarzt Herbert 
Haupt, betonte sogleich, wie fortschrittlich die 
FPÖ sei, weil gerade ein Mann für Frauenpolitik 
zuständig ist. Halbe-halbe im Sinne einer ge- 
schlechtergerechten Aufteilung von Berufs- wie 
von Familienarbeit lehnt seine Ehefrau ab. Ei- 
nem Mann sei Staubsaugen unzumutbar, denn 
Frauen, weil sie Frauen sind, könnten dies besser. 

Die Auswirkungen dieser Frauenpolitik ge- 
fährden die Existenz vieler auf öffentliche 
Fördergelder angewiesene Frau- 
enprojekte — etwa durch Sub- 
ventionskürzungen oder -strei- 
chungen bzw. stark verschlepp- 
te und teilweise auch nicht ein- 
gehaltene Förderzusagen. Daher 
mußte kürzlich das „Unabhän- 
gige FrauenForum“, Initiatorin 
und Trägerin des Frauen VolksBe- 
gehrens, sein Büro schließen. 
Heuer glichen für die Wiener 
Frauenprojekte die zuständigen 
SPÖ-Gemeindepolitikerinnen Bundeskürzungen 
durch Erhöhung der Landesförderungen aus, 
denn am 25. März wird in Wien ein neuer Land- 
tag gewählt, und Frauen als Wählerinnen wer- 
den von allen Parteien stark umworben. Einige 
Frauenprojekte etwa erhielten für ihre Vorhaben 
die Zusage von EU-Fördermitteln, aber deren 
Ausbezahlung ist wegen der gestrichenen Öster- 
reichischen Bundesmittel nicht mehr möglich. 
Wie wirkt sich das Angewiesensein auf Steuer- 
gelder auf die politische Arbeit etwa von Frauen- 
projekten aus? Diese Diskussion wird aber von 
der autonomen österreichischen Frauenbewe- 
gung, die in erster Linie eine Frauenprojekte- 
bewegung ist, stark tabuisiert. 


Re-Kriminalisierung 
der Abtreibung? 


In einer seiner ersten frauen- 
politischen Wortspenden forder- 
te der Herr Frauenministerin ein 
neues Überdenken der Drei- 
Monats-Frist, denn die Abtrei- 
bung lebensfähiger Föten noch 
knapp vor der Geburt sei ethisch 
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nicht vertretbar und behindertenfeindlich.' 
Weiters wäre den beteiligten Männern ein 
Mitspracherecht zu gewähren, denn eine 
Schwangerschaft bzw. deren Abbruch sei 
eine Angelegenheit von zwei Beteiligten, 
somit auch von Männern. Gerade der er- 
sten Bemerkung stimmten Behinderten- 
organisationen und Behindertenpolitiker- 
Innen zu und zogen sofort Vergleiche mit 
der Eugenik-Politik der NS-Zeit. 

Momentan ist Abtreibung kein Thema 
für RegierungspolitikerInnen; der politi- 
sche Tageskampf konzentriert sich wie in 
den vergangenen Jahren auf die Straße in 
Form massiver Propaganda von „Pro-Life“- 
AktivistInnen und deren Unterstützung 
durch Bischöfe der Katholischen Kirche. 
Vor dem Eingang eines auf Abtreibungen 
spezialisierten und von PolizistInnen be- 
wachten Ambulatoriums in der 
Wiener Innenstadt werden Frau- 
en im gebärfähigen Alter von Ab- 
treibungsgegnerInnen belästigt, 
angepöbelt und öfter gewaltsam 
am Betreten gehindert. 


Ausgehebelte 
Gesetze 


Bundes-Gleichbehandlungsge- 
setze sehen Frauenförderung und 
Frauenbevorzugung vor allem für 
den BeamtlInnenbereich vor; die- 
se vor allem von sozialdemokra- 
tischen Politikerinnen durchge- 
setzten Maßnahmen sollten zu- 
mindest auf legistischer Ebene 
den Frauenanteil erhöhen. Das von 
der ÖVP-FPÖ-Koalition erlasse- 
ne Objektivierungsgesetz im Öffentlichen 
Dienst schreibt nun zwingend die soge- 
nannte „objektive Postenvergabe“ vor so- 
wie die Prüfung der fachlichen Eignung von 
BewerberInnen durch bestimmte, nicht- 
staatliche Stellen. Polemisch gegen „Aus- 
wüchse“ der sogenannten „Parteibuchwirt- 
schaft“ gerichtet (Postenaufteilung zwi- 
schen christlich-konservativen und sozial- 
demokratischen Personen), ist es de facto 
eine massive Waffe gegen Frauenförde- 
rung, da diese gesetzeswidrig sei. Qualifi- 
zierte Tätigkeitsbereiche werden somit 
traditionell vor allem mit Männern be- 
setzt. 

Die von der Regierung beabsichtigte, 
aber noch nicht vollzogene Reduktion von 
BeamtlInnenstellen durch Ausgliederung 
und Privatisierung verringert nicht zuletzt 
auch die Zahl qualifizierter Frauenarbeits- 
plätze, etwa an Universitäten und Hoch- 
schulen: Hier schrieb der ehemalige SPÖ- 


Fulminanter Antritt der Fraue 
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Wissenschaftsminister Caspar Einem einen 
verpflichtenden 40-Prozent-Frauenanteil 
für alle Gruppen von HochschullehrerIn- 
nen vor. Existieren jedoch keine BeamtIn- 
nenstellen mehr, können Frauen diese auch 
nicht besetzen, und somit bleibt die Frau- 
enquote ein bloßes papierenes Recht. Ganz 
einfach! 


Gemeinsame Obsorge 


Im Eilverfahren peitschte FPÖ-Justizmi- 
nister Dieter Böhmdorfer, europaweit be- 
kanntgeworden u.a. durch die Kritik des 
„Weisenberichts“, vergangenes Jahr das 
Gesetz über die gemeinsame Obsorge von 
Eltern für ihre Kinder nach einer Schei- 
dung durch.” Jetzt sind beide Elternteile 
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zuständig für ihre Kinder und müssen sich 
einigen; ScheidungsanwältInnen berichten 
von zunehmendem finanziellem Druck von 
Männern auf ihre Ex-Ehefrauen bei Diffe- 
renzen in bezug auf Kindererziehung etc. 
Besonders zufrieden mit diesem Gesetz 
waren diverse Männerinitiativen, die das 
Recht des Kindes auf beide Eltern gefor- 
dert und ständig das Schreckgespenst von 
finanziell ausbeuterischen Ex-Ehefrauen 
beschworen, die Männer an Kontakten mit 
ihren Kindern gehindert hätten. 


Sozialabbau Männerwaffe 
gegen Frauen 


Sparen, „Erreichen des Nulldefizits“, Sen- 
ken der Staatsausgaben schlagwortet täg- 
lich FPÖ-Finanzminister Karl-Heinz Gras- 
ser, Befürworter der new economy. Ge- 
spart wird kräftig auch bei den Sozialaus- 
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gaben — nur die Landesverteidigung darf 
sich über eine Budgeterhöhung freuen, 
denn die österreichische Regierung will in 
die NATO und daher das Bundesheer 
„modernisieren“ und kriegsfähig machen. 
Ein aktuelles Beispiel von vielen Sozial- 
abbaumaßnahmen: „Essen auf Rädern“ 
stellt in ganz Österreich täglich ein stark 
verbilligtes warmes Mittagsessen an Alte, 
Pflegebedürftige sowie an alle Personen zu, 
die ihre Wohnung nicht mehr verlassen 
können. Finanziert werden die anfallenden 
Kosten (Lebensmittel, Autos, Arbeitsplät- 
ze usw.) aus den Sozialbudgets von Bund, 
Ländern und Gemeinden. Aufgrund der 
Sparmaßnahmen im Sozialbereich werden 
Leistungskürzungen diskutiert, etwa Zu- 
stellung nur einmal wöchentlich und zu- 
sätzlich die Kündigung von Mitarbeiter- 
Innen. Aufgrund ihrer höheren 
Lebenserwartung sind mehrheit- 
lich Frauen auf diese Sozial- 
leistung existenziell wie psychisch 
angewiesen; in diesem Dienstlei- 
stungssektor arbeiten fast aus- 
schließlich Frauen, meist ältere 
Berufswiedereinsteigerinnen. Für 
dieses Jahr wird die Gemeinde 
Wien für die verringerten Bundes- 
mittel einspringen; in den ande- 
ren Bundesländern ist die weite- 
re Finanzierung unklar. 


Studieren - Privileg 
reicher Männer? 


Ab Herbst 2001 müssen alle Stu- 
dentInnen pro Semester Studien- 
gebühren in der Höhe von 5000 
ÖS (ca. DM 700) bezahlen’ — bei einem 
studentischen Durchschnittseinkommen 
von 6000 ÖS monatlich (ca. 850 DM): nur 
eine Minderheit erhält staatliche Stipen- 
dien.* Ein hoher Betrag für eine Familie mit 
mehreren studierenden Kindern, und erst 
recht für Alleinerzieherinnen! Sicher ver- 
ringert diese Maßnahme den Frauenanteil 
schon in den nächsten Jahren. Wird Stu- 
dieren somit wieder zum Privileg vor al- 
lem für aus reicheren Familien stammen- 
de Männer? 

Vor allem Studentinnen, viele halb- oder 
gar ganztags erwerbstätig, brechen jetzt 
schon ihr Studium ab oder konzentrieren 
sich dieses Studienjahr auf den Besuch von 
Pflichtveranstaltungen: Schon im Winter- 
semester waren diese völlig überlaufen; 
Lehrangebote mit feministischen Themen 
etwa litten unter HörerInnenmangel, da 
sie nur selten verpflichtend für das jewei- 
lige Studienfach vorgeschrieben sind. Jetzt 
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müssen auch die Lehrenden gegenüber der 
Universitätsverwaltung die BesucherIn- 
nenzahlen für die jeweilige Lehrveranstal- 
tung bekanntgeben, von diesen wird die 
Weiterbeschäftigung abhängig gemacht. 
Diese Tatsache gefährdet nicht nur die Ver- 
ankerung bestimmter Inhalte im Studium 
(feministische Wissenschaften, Lesben- 
und Schwulenforschung), sondern auch die 
materielle Existenz der vorwiegend weibli- 
chen externen, nur in kurzfristigen Dienst- 
verhältnissen beschäftigten Hochschulleh- 
rerInnen. Überdies kündigte ÖVP-Wis- 
senschaftsministerin Elisabeth Gehrer eine 
Durchsicht des Lehrangebots nach not- 
wendigen und nach zu streichenden Inhal- 
ten an. Staatliche Wissen- 
schaftsförderung soll noch 
stärker als bisher an Kri- 
tierien wie ökonomische 
Nutzbarkeit und Techno- 
logieförderung (Gen- 
technologie, Informatik) 
ausgerichtet sein zuun- 
Gesell- 
schafts-, Geistes- und So- 
zialwissenschaften, ließ die 


gunsten von 


Regierung kürzlich ver- 
lauten. 


Kinderscheck als 
Gebärprämie 


Der wichtigste frauen(?)- 
politische Slogan der 
Wendeparteien im Natio- 
nalratswahlkampf Herbst 
1999 war „Karenzgeld für 
alle“’, vulgo „Kinderscheck“; seine Erfin- 
dung heftet sich das „einfache FPÖ-Par- 
teimitglied“ Jörg Haider stolz an seine täg- 
lich mehrmals wechselnden Revers. Die ge- 
plante Ausbezahlung an alle österreichi- 
schen (!) Staatsbürgerinnen soll Müttern 
die „Wahlfreiheit“ zwischen Beruf und Fa- 
milie erleichtern. Die konkrete Umsetzung 
ist noch nicht entschieden und auch koali- 
tıonsintern umstritten. 

Fest steht schon jetzt: Sie ist an die Kür- 
zung öffentlicher Gelder für Kindergärten 
und Krabbelstuben (Folge: Mitarbeiterin- 
nenkündigungen durch die Verringerung 
von Betreuungsplätzen) gekoppelt. Der- 
zeit fehlen in ganz Österreich mindestens 
150.000 Betreuungsplätze für unter Drei- 
jährige; eine Vollversorgung durch Ganz- 
tagsbetreuung weist nur Wien auf. Laut 
Aussagen von FPÖ-PolitikerInnen soll die- 
ser „Kinderscheck“ vor allem österreichi- 
sche Frauen gebärwillig machen und den 
Arbeitsmarkt entlasten, da auch das öster- 


reichische Pensionssystem vor dem Finanz- 
kollaps stünde. 


O weh armer Mann! 


Selbigen Seufzer scheint Frauenministerin 
Haupt in den letzten Wochen häufig aus- 
gestoßen zu haben, ist er doch als Verant- 
wortlicher für Konsumenten(!)schutz ge- 
meinsam mit ÖVP-Landwirtschaftsmini- 
ster Wilhelm Molterer für BSE und ande- 
re Viechereien zuständig. Und zur Entla- 
stung seiner sowie seiner anderen geplag- 
ten Geschlechtsgenossen installierte er 
flugs ab 1. März die neue Abteilung VI/6 
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in seinem Ministerium als „männerpoliti- 
sche Grundsatzabteilung“. Neben Agenden 
wie Koordination der Männerpolitik (Ver- 
netzung von Männerorganiısationen, -ini- 
tiativen und -beratungsstellen), Vergabe 
von Studienaufträgen zu relevanten Män- 
nerthemen und Erarbeitung von Modellen 
zur Integration „männlicher Randgrup- 
pen“ (Obdachlose, Stricher, Alleinerzieher, 
Schwule etc.) soll sich diese um die Gleich- 
stellung von Männern mit Frauen küm- 
mern. 

Leider kein vorgezogener Aprilscherz, 
sondern bitterer Ernst! Das pseudofort- 
schrittliche Mäntelchen täuscht auch nicht 
darüber hinweg, daß die für all diese Auf- 
gaben notwendigen Finanzmittel woanders 
eingespart werden müssen — etwa bei Frau- 
enprojekten oder sozialpolitischen Frauen- 
forschungsaufträgen. Gendermainstrea- 
ming auf gut österreichisch als ministeriel- 
les „Geschenk“ zum Internationalen Frau- 
entag. Ein kleiner Trost: Auch einige sei- 


ner eigenen Parteikollegen halten diese 
Initiative für „übertrieben“. Ein gewisses 
„einfaches Parteimitglied“ schweigt bis 
jetzt dazu — oder wird er gar als einer der 
ersten eine geplante Beratungsstelle für 
„männliche Randgruppen“ aufsuchen? 


Maskierte Anti-Lesbenpolitik 


Und was hat dies alles mit Lesben zu tun? 
Gar nichts und sehr viel. Modellhaft be- 
treibt die Wendekoalition eine Politik der 
„weichen Diskriminierung“ — durch Behin- 
derung und Verhinderung und nicht durch 
Repression. Alle gegen Frauen gerichteten 
Maßnahmen treffen na- 
türlich auch Lesben - als 
Erwerbstätige in den un- 
terschiedlichsten Berufs- 
feldern, als Studentinnen, 
als Wissenschaftlerinnen 
und Hochschullehrerin- 
nen, Subventionsempfän- 
gerinnen, Verweigerinnen 
des traditionellen weibli- 
chen Lebensmodells Mut- 
ter und Ehefrau, als frau- 
en- und lesbenpolitische 
Aktivistinnen. Schritt für 
Schritt beschneiden reak- 
tionäre PolitikerInnen 
alle Möglichkeiten für 
Frauen und somit sehr 
wohl auch für Lesben, 
materiell eigenständig, 
ohne „Versorgung“ durch 
einen Ehemann, leben 
und lieben zu können. 

Natürlich wird diese Regierung keine 
Form staatlicher, rechtlicher Gleichstel- 
lungspolitik auf Bundesebene (etwa spezi- 
elle Schutzbestimmungen oder eine Anti- 
diskriminierungsklausel in der österreichi- 
schen Bundesverfassung) einführen. Wun- 
dert dies eine oder einen? 


Widerstand! Widerstand? 


Die Installierung dieser Regierung war von 
heftigen öffentlichen Protesten begleitet, 
jedoch vergeblich. Frauen- und Lesben- 
widerstand äußert sich jedoch nur ver- 
gleichsweise zaghaft, wenig wirksam und 
wird kaum öffentlich wahrgenommen. 
Frauenpolitik und erst recht feministi- 
sche Politik wird in der Waldheimat von 
vergleichsweise wenigen, sich in bewe- 
gungsinternen Grabenkämpfen erschöp- 
fenden, verzettelnden und in verschiede- 
nen politischen Flügeln zerstrittenen Akti- 
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vistinnen betrieben. Als politischer Macht- 
faktor ist die autonome Frauen- und 
Lesbenbewegung nicht vorhanden und zu 
begrenzten strategischen Koalitionen mit 
anderen, nicht-autonomen Frauengruppie- 
rungen unfähig, ja unwillig. 

Die Entscheidungen für den Weiterbe- 
stand der Koalition werden voraussicht- 
lich heuer in den Kabinen für die Gemein- 
deratswahlen oder bis zum kommenden 
Jahr in verschiedenen Gerichtssälen als 
Folge von Strafprozessen gegen FPÖ-Spit- 
zenpolitiker im Zuge der „Spitzelaffäre“ 
fallen. 


Anmerkungen: 

l) Seit 1975 sieht der Abtreibungsparagraph 144 
eine Fristenlösung mit Straffreiheit in den ersten drei 
Schwangerschaftsmonaten vor — mit der Ausnah- 
me „eugenische Indikation”; ArztInnen überschrei- 
ten allerdings nicht den fünften Monat. Nur die 
betroffenen Frauen selbst entscheiden über eine Ab- 
treibung; ihre Partner haben kein Mitspracherecht. 
2) Das alte, durch die Kreisky-Regierung einge- 
führte Gesetz übertrug das Sorgerecht ausschließ- 
lich an einen Elternteil, fast immer die Mutter; Vä- 
ter erhielten ein Besuchsrecht. 

3) Seit 1973 war das Studium an allen österreichi- 
schen Universitäten und Hochschulen gratis und 
somit gebührenfrei. Verändert hat sich seither nicht 
das generelle Bildungsprivileg für bestimmte so- 
ziale Gruppen, aber sehr wohl das Geschlechter- 
verhältnis: 51 Prozent der StudienanfängerInnen 
sind Frauen; je qualifizierter der Hochschulab- 
schluß, desto weiter öffnet sich die Geschlechter- 
schere zu Ungunsten von Frauen. Seit den 80er 
Jahren feminisierten sich bestimmte traditionell als 
„männlich“ geltende Studienfächer (Politikwissen- 
schaft, Architektur, Betriebs- und Volkswirtschaf- 
ten). Auch in den sogenannten „harten“ Naturwis- 
senschaften holen Frauen sehr langsam auf. 

4) Die vom elterlichen Einkommen abhängigen 
staatlichen Stipendien sind nicht nach Studienab- 
schluß zurückzuzahlen. Stipendien erhalten der- 
zeit ca. 15 Prozent der Studierenden mit österrei- 
chischer StaatsbürgerInnenschaft. 

5) Nur Einzahlerinnen von Sozialversicherungs- 
beträgen als Folge von Arbeitsverhältnissen ha- 
ben einen Rechtsanspruch auf das sogenannte ein- 
kommensunabhängige „Karenzurlaubsgeld” (also 
keine Hausfrauen oder Studentinnen), dieses ist 
daher eine Versicherungsleistung wie Arbeitslosen- 
gelder oder Eigenpensionen und keine Sozial- 
leistung. 
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Haiders Boyfriends (3) 


„Homosexualität verstößt in Österreich 
gegen die Verkehrsregeln“, meldeten am 
7. März die Schaffhauser Nachrichten. Zu 
Recht, so kurios der Fall anmuten mag: 
Der 26-jährige Niederösterreicher Han- 
nes T. hatte im Auto mit einem 16-Jähri- 
gen Sex gehabt und stand nach einer ano- 
nymen Anzeige zum dritten Mal wegen 
Verstoßes gegen $209 StGB vor Gericht. 
Der Jugendliche sagte indes aus, er sei frei- 
willig mitgegangen. Zuvor hatte Hannes 
T. stets Bewährungsstrafen erhalten, nun 
wurde er freigesprochen. „Ungeachtet des 
Freispruchs ermittelte die Polizei von Wie- 
ner Neustadt — rund 50 Kilometer südlich 
von Wien — weiter. Dieser Tage erhielt Han- 
nes T. einen ‘Bescheid’ der zuständigen Be- 
hörde in der niederösterreichischen Lan- 
desregierung. Darin heißt es: ‘Sie wurden 
für schuldig erkannt, an einem Minderjäh- 


rigen ... gleichgeschlechtliche Unzucht 
getrieben zu haben.’ Deshalb sei ein ‘'Füh- 
rerschein-Ermittlungsverfahren’ eingelei- 
tet worden. Ergebnis: Entzug der Fahrer- 
laubnis für zwei Jahre“, so die Schaffhauser 
Nachrichten. Begründung: Wegen der „Ver- 
werflichkeit von Sexualdelikten“ und der 
„Sinnesart“ müsse „davon ausgegangen 
werden, daß Sie sich weiterer strafbarer 
Handlungen schuldig machen, die durch 
das Lenken von Kraftfahrzeugen erleich- 
tert werden“. Der Kaufmann T. will den 
„Schwulen-Bescheid“, der ihm seine beruf- 
liche Existenzgrundlage nimmt, beim Eu- 
ropäischen Gerichtshof anfechten. 
Unterdessen hat Schweden nach $209 
verfolgten Österreichern Asyl angeboten. 
— ein in der EU einmaliger Vorgang, denn 
Asylanträge aus Mitgliedsländern werden 
pauschal als unbegründet abgewiesen. 


An der schönen braunen Donau 


Die patriotische „Ge- 
sellschaft der Freunde 
des österreichischen 
Tourismus/Society of 
the Friends of Austrian 
Tourism“ erteilt unter 
www.tO.or.at/gettoattack/ 
„Hinweise für Reisende/ 
Tips for Travellers/In- 
formations ä l’attention 
de nos visiteurs @tran- 
gers. Immer wieder sei 
„in ausländischen Medi- 
en“ ein überzeichnetes 
Bild der Situation in 
Österreich präsentiert 
worden. Es wurde uns 
sogar vereinzelt von Stornierungen berich- 
tet“. Also: 

l. Sprechen Sie die Einheimischen bitte 
nicht über die Zeit des Nationalsozialis- 
mus an. Solche Fragen werden in der hiesi- 
gen Kultur als unschicklich angesehen. 
Respektieren Sie das Recht jedes Landes, 
seine Vergangenheit in einem demokrati- 
schen Prozeß selber zu schaffen. 

2. Gäste aus Israel sollten sich immer 
bewußt sein, daß es auch in ihrer Heimat 
Menschenrechtsverletzungen gibt und sie 
deshalb kein Recht auf Kritik anderer Län- 
der haben. Kritik von Juden wird in Oster- 
reich generell nicht so gerne gesehen. Ver- 
stehen Sie, daß diese kleine Eigenheit der 
Einheimischen sich aus der schwierigen Ge- 
schichte der jüdisch-österreichischen Be- 
ziehungen erklärt. 

3. Gäste aus der EU sollten keine Pro- 


bleme bei Reisen durch 
Österreich haben, so- 
lange sie beachten, daß 
eine Kritik an einzelnen 
österreichischen Politi- 
kern von den Einheimi- 
schen als zutiefst ver- 
letzender Angriff auf 
das ganze Land verstan- 
den wird. Sehen Sie die- 
se etwas irrationale Re- 
aktion einfach als lie- 
benswerten Teil der hie- 
sigen Kultur. 

4. Auch Schwarze 
sind als Gäste in Öster- 
reich willkommen. Über- 
griffe und Polizeigewalt gab es nie in Öster- 
reich und wird es nie geben. Aber auch 
Gäste afrikanischen Ursprunges werden 
verstehen, daß Österreich seine Kinder vor 
Drogen schützen muß und die neue Regie- 
rung gerade hier gefordert sein wird. 

Die angeführten Hinweise sind selbst- 
verständlich ohne Gewähr. Die sensiblen 
Themen und Problemgruppen können saı- 
sonalen Veränderungen unterworfen sein. 
Wir hoffen jedenfalls hiermit die unbegrün- 
deten Ängste unserer zahlungswilligen Gä- 


ste ein wenig zerstreuen zu können.” 


Hinweis 

„get to attack“ wendet sich gegen die Institutio 
nalisierung von Rassismus, Sexismus und Natio- 
nalismus. „get to attack“ propagiert die aktive Ver 
netzung von Einzelpersonen, Gruppen und Insti 
tutionen mit dem Ziel einer offensiven Politik 
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Wie und mit welchen 
Zielen sollte die 
österreichische Les- 
ben- und Schwulen- 
bewegung unier 
Schwarz-Blau poli- 
tisch weiter agieren? 
Von GERNOT WARTNER 


Der Autor 

Gernot Wartner ist Vorstandsmitglied 
der Homosexuellen Initiative Linz und 
Redakteur des von ihr herausgege- 
benen Magazins Pride 


Abbildung 

„Oft keine Regenbogenfahnen mehr 
zu sehen” — Ausschnitt aus Lambdo- 
Nachrichten (Wien), Oktober 2000 
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sterreich neu regieren“ — diese hohle, 

weil inhaltsleere Phrase gebetsmühlen- 

artig zu wiederholen, wird die blau- 
schwarze Bundesregierung nicht müde. Ganz so, 
als wolle sie verdecken, daß alles, was diese 
rechtskonservative Koalition in den zwölf Mo- 
naten seit ihrem Regierungsantritt begonnen hat 
umzusetzen, genau so wenig neu ist wie die ideo- 
logische Ausrichtung ihrer ProponentlInnen. Sol- 
che Worthülsen werden nicht glaubwürdiger, je 
öfter sie wiederholt werden, sondern dienen nur 
der Verschleierung der eigenen Unfähigkeit und 
Konzeptlosigkeit. 

Gerade die Lesben und Schwulen kennen die- 
se Methode der derzeitigen Regierungsparteien 
bereits hinreichend. Es war die ÖVP die jeden 
Versuch, eine ernsthafte Diskussion über den 
$209 StGB (Zwangsmindestalter) zu führen, mit 
dem Totschlagargument „Wir müssen unsere 
Kinder schützen“ ebenso erfolgreich wie nach- 
haltig zu verhindern wußte. Und dies zu einem 
Zeitpunkt, wo in Deutschland die nicht weniger 
konservative CDU/CSU-Regierung daran ging, 
den dem österreichischen $209 entsprechenden 
$175 abzuschaffen. Auch hier diente und dient 
diese stark emotionalisierende Phrase zur Ver- 
schleierung dessen, daß es den Konservativen an 
jeglicher Idee mangelt, sich konstruktiv und in- 
novativ an einem gesellschaftlichen Reform- 
diskurs zu beteiligen. 

Da sich außerdem vor allem die Spitze der 
FPÖ - trotz aller populistischen Ausrutscher der 
unteren FunktionärInnenebene — zu diesem The- 
ma seit Jahren auffallend zurückgehalten hat und 
sich auch in der im Frühjahr als Werbegag für 
das Festival „Wien ist andersrum“ sinnloserweise 
vom Zaun gebrochenen Debatte um die ver- 
meintliche Homosexualität Jörg Haiders, aus 
welchen Beweggründen auch immer, in kontem- 
platives Schweigen hüllte, könnte sich gerade des- 
wegen die Chance ergeben, durch kluges politi- 
sches Agieren der Bewegung und entschiedenes 
und akkordiertes Handeln der politischen Lin- 
ken in Österreich die rechtliche Lage der Les- 
ben und Schwulen zu verbessern. 

Politisches Anbiedern ist dazu genauso wenig 
hilfreich wie konfrontative Agitation. Vielmehr 
wird es nötig sein, mit klaren gesellschaftspoli- 
tischen Forderungen anzutreten, die modern und 
attraktiv auch für alle anderen gesellschaftlichen 
Schichten sind. In Oberösterreich hat sich selbst 
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die ÖVP bereits von der Ehe als einziger Form 
des schützenswerten Zusammenlebens verab- 
schiedet und sogar zugestimmt, den Diskrimi- 
nierungsschutz für sexuelle Orientierungen als 
erstes österreichisches Bundesland in der Ver- 
fassung festzuschreiben. Ein Erfolg jahrelanger 
Arbeit der oberösterreichischen Lesben- und 
Schwulenbewegung, und dennoch nur möglich 
im konzertierten Zusammenspiel wichtiger po- 
litischer Kräfte. Insofern erscheint der Versuch, 
die gesetzlichen Regelungen der Ehe auch auf 
gleichgeschlechtliche PartnerInnenschaften aus- 
zudehnen, wie dies durch die derzeit laufende 
Kampagne „Gleiches Recht für gleiche Liebe“ 
verfolgt wird, wenig innovativ. Die Homosexu- 
ellen-Initiative (HOSI) Linz hat sich daher auch 
dagegen ausgesprochen, konnte sich aber bun- 
desweit damit nicht durchsetzen. 

Ein modernes PartnerInnenschaftenmodell, 
das auch den Heterosexuellen offen stünde und 
das für alle, die ihre PartnerInnenschaft dadurch 
regeln und absichern wollen, ein größtmögliches 
Maß an Freiheit und Gestaltungsmöglichkeit bie- 
ten würde, wäre vermutlich in der politischen 
Durchsetzung nicht aufwendiger als der Versuch, 
die Ehe zu öffnen bzw. eine dem Ehegesetz ana- 
loge rechtliche Regelung für gleichgeschlechtli- 
che Paare zu schaffen. Aber mit solchen kreati- 
ven Ideen und attraktiven Lösungen wäre es wohl 
um einiges leichter, einen gesellschaftspoliti- 
schen Diskurs zu beginnen, dem sich auch ÖVP 
und FPÖ nicht länger entziehen könnten. Und 
der gesellschaftspolitischen Avantgarde eines 
Landes anzugehören, stünde den Lesben und 
Schwulen allemal gut an. 

Zukunftsweisende Konzepte, Ideen und ge- 
sellschaftspolitische Lösungsvorschläge zu kom- 
munizieren, ist wohl der einzige Weg, dem ge- 
sellschaftspolitischen Stillstand zu begegnen. 
Und je öfter sich die Mitglieder der neuen Bun- 
desregierung und ihre Abgeordnenten in immer 
den gleichen nichtssagenden Worten statt kon- 
struktiven Antworten ergehen, desto leichter 
werden die Argumente Gehör finden. „Speed 
kills“ — wie ÖVP-Klubobmann Andreas Khol 
nicht müde wird zu betonen, aber die Geschwin- 
digkeit, mit der leere Phrasen zur Verschleierung 
der eigenen Konzeptlosigkeit auf die Offentlich- 
keit losgelassen werden, kann schnell zum Kil- 
ler der eigenen Glaubwürdigkeit werden. Und 
dann ist wieder eine Wende angesagt. 


Foto: Ruth Mountaingrove (aus Eisa Gidiow: „Ask no man pardon“.1975) 
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ezüglich der eigenen Haltung zur 
B Identitätspolitik gibt es derzeit 

zwei grundverschiedene Ansätze, 
die miteinander streiten und ringen. 

Es besteht ein starkes Bedürfnis, les- 
bisch-schlampische Identitätspolitik zu be- 
treiben. Die zweifelhafte, nicht hinterfrag- 
te Dominanz der Herkunftsfamilie, die 
Sprachlosigkeit, die im Erleben bei Mehr- 
fachbeziehungen entsteht und der Druck 
der staatlich angelegten Zweierkiste wer- 
fen Fragen und Probleme auf, mit deren Be- 
antwortung für lesbische Beziehungen wir 
noch ganz am Anfang stehen. Zwar sind 
Hetero/as mit denselben Problemen kon- 
frontiert, werden aber bei weitem nicht in 
dieser Weise gesellschaftlich in die Enge 
getrieben. Die Debatte um die Homo-Ehe 
zeigt gerade deutlich, wie die 
schwul-lesbische Öffentlichkeit 
intensiv manipuliert wird. In gro- 
Ber Breite wirbt vor allem man für 
eine diskriminierende Sonderbe- 
handlung. Das Gefühl, endlich 
auch einmal zur Normalität zu 
gehören, verführt Lesben und 
Schwule zu der unreflektierten 
Überzeugung, daß die Homo-Ehe 
der richtige Schritt zu Anerken- 
nung und Legitimierung wäre. Ab- 
gesehen davon, daß solch eine 
Homo-Ehe Pflichten und Nach- 
teile aufbürdet und kaum Rechte 
gewährt, nehmen sich Heterose- 
xuelle schon längst die Freiheit, auf 
die staatliche Absegnung ihrer Be- 
ziehungen zu verzichten. Auch 
das Sozialamt hat längst aufgege- 
ben, nach der Heiratsurkunde zu 
fragen, sondern mißt die Frage der 
Unterhaltsansprüche nach Anga- 
be des getrennt oder gemein- 
schaftlich genutzten Wohnraums. 
Lesben und Schwule sollen dage- 
gen im Sinne einer „nachholenden Ent- 
wicklung“ in staatliche Normen gepreßt 
werden, die dem gesellschaftlichen Alltag 
bei weitem nicht mehr entsprechen, oder 
falls, nur noch in konservativen Kreisen. 

Die Debatte der Homo-Ehe ist jedoch 
nur ein Teil-Aspekt der Schlampagne. Nach 
der Verabschiedung der gesetzlichen Re- 
gelungen und ihrem Inkrafttreten in die- 
sem Jahr wird die Diskussion sowieso aus 
der Öffentlichkeit verschwinden. Das 
„Problem“ der Homosexualität ist dann für 
die breite Allgemeinheit gelöst. Für Be- 
troffene beginnt der Klageweg um die 
Rechtsunsicherheiten der eingeführten 
Eingetragenen PartnerInnenschaft. 

Ebenso wichtig für die Schlampagne — 
jenseits einer sowieso abwegigen Homo- 
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Die Schlampagne hat sich letztes Januar-Wochenende zum 
vierten Mal überregional getroffen, dieses Mal im Berliner 
Frauenzentrum „Frieda“. Ein Bericht über den aktuellen 
Stand und Probleme bei der Mobilisierung von IRENE KoOBER 


kampagnen 


weifer ..o 


Ehe — ist aber der eigene Alltag und die 
Frage, wie das Leben in offenen Mehrfach- 
beziehungen überhaupt möglich ist und 
wird. Was haben wir für Vorstellungen und 
Pläne mit unserem Leben, was ist realisier- 
bar und wo sind die Grenzen? Welche 
Rechte haben wir jetzt schon und wie neh- 
men wir sie war? Mit wem können wir uns 
weiterhin austauschen, wie finden wir zu- 
einander? 

Diese Suche nach den eigenen Bedürf- 
nissen und Erfordernissen hat jedoch da ein 
Ende, wo wir nur noch am Rande der Ge- 
sellschaft existieren dürfen und sich eigent- 
lich für die nächsten zwanzig Jahre über- 
haupt nichts ändern wird. Der politische 
Einfluß gerade von Lesben ist gering, wenn 
frau mal einen Blick auf Organisationen 


wie LSVD und Lesbenring wirft. 
Der LSVD hat sich das L gerade 
mal vor kurzem davor gesetzt, 
und die Stimme des Lesbenrings, 
obzwar basisnah, erreicht kaum 
die Öffentlichkeit. 

In der Schlampagne gibt es da- 
her auch die Bestrebung, mehr 
Öffentlichkeit durch Bündnispo- 
litik zu kreieren. Bündnispolitik 
heißt, mit anderen kritischen 
Schwulen, Transen, Intersexen 
und Heteras ein Bündnis der Ge- 
meinsamkeit der Interessen zu 
bilden, und damit stärker auf ei- 
gene Lebensvorstellungen auf- 
merksam zu machen. Die Reso- 
nanz auf unsere offene Einladung 
war jedoch dünn und machte wie- 
der einmal die Schwierigkeiten 
von Bündnispolitik deutlich. Dar- 
über hinaus sind wir schon im Vor- 
hinein mit diesem Vorhaben aus 
der Lesbenszene scharf kritisiert 
worden. Das Wort „Bündnispoli- 
tik“ ist oft nur dahingesagt, aber prakti- 
sche Erfahrungen sind doch sehr rar und 
oft auch sehr enttäuschend. Trotzdem 
wollen wir dieses Ziel nicht aufgeben, son- 
dern daran arbeiten. Ferner ist die Balan- 
ce der verschiedenen Zielrichtungen und 
Interessen in der Schlampagne zu halten, 
wir sind ja selbst ein Bündnis mit Schwie- 
rigkeiten. Trotz allem ist es gerade auch 
deshalb spannend, über die eigenen Schüs- 
selränder zu schauen, eine Auseinanderset- 
zung zu riskieren und die eigenen Vorstel- 
lungen an anderen zu spiegeln, nicht allei- 
ne zu sein am Rande einer Gesellschaft, die 


sowieso ganz woanders hingeht. 


Das Schöne, Gute, Wahre 1 


„Die Erfindung des Schönen“ hieß eine Ausstel- 
lung über „Oscar Wilde und das England des 19. 
Jahrhunderts“, die vom 6. 12. 2000 bis 4. 3. 2001 
im Schloß Wernigerode zu sehen war. Etwas 
mehr hätte man darüber in den Feuilletons des 
deutschen Blätterwaldes schon lesen dürfen, denn 
Wernigerode ist nicht gerade der Ort, den man 
mit ©. W. in Verbindung bringt. Und er war in 
der Ausstellung nicht allein. Aubrey Beardsley 
war ihm ebenso an die Seite gestellt wie etwa 
Edward Burne-Jones, Walter Crane, William 
Morris oder Dante Gabriel Rosetti. Die Idee war 
also durchaus originell, und es gab auch einige 
interessante Stücke zu sehen, etwa Wildes höl- 
zernes Brillenetui oder ein Schulheft, in das er 
eine der (französischen) Fassungen der „Salome“ 
eingetragen hat. Der Katalog weist vielleicht ein 
paar Fehler mehr als andere auf (unter anderem 
hat sich das richtige Geburtsjahr von Wilde noch 
nicht bis nach Wernigerode herumgesprochen, 


Das Schöne, Gute, Wahre 2 


„Der Lesbenring beteiligt sich nicht mehr an der 
Diskussion“ um die Eingetragene Lebenspartner- 
schaft , behauptete im Januar ein führender Bür- 
gerrechtler des Lesben- und Schwulenverbandes 
in Deutschland (siehe dieses Heft Seite 20). Am 
l. März 2001 beteiligte sich die größte Organi- 
sation lesbischer Frauen in der BRD mal wieder 
nicht an der Diskussion, und zwar mit einer Pres- 
seerklärung unter dem Titel „Wir lassen den 
Sekt im Kühlschrank!“ 

Hier der komplette Text: „Das Gesetz über 
die eingetragene PartnerInnenschaft ist wahrlich 
kein Grund zum Feiern. Obwohl der Lesbenring 
das Institut der Ehe als überholt und ungerecht- 
fertigt privilegiert kritisiert, hätten wir eine 
Öffnung der Ehe für Lesben und Schwule noch 
gutwillig als politisches Zeichen sehen können, 
hätte sie doch zumindest unserer Forderung 
nach Gleichbehandlung Rechnung getragen. 
Aber statt dessen wird uns nun ein Sondergesetz 


Zonen-Gabi im Glück 


„Frauen in Deutschland — 10 Jahre nach der Ein- 
heit. Daten und Fakten“ heißt eine unlängst ver- 
öffentlichte Studie, die die PDS-Bundestagsfrak- 
tion letztes Jahr beim Sozialwissenschaftlichen 
Forschungsinstitut in Auftrag gegeben hat. Das 
Infoblatt gzerblick des Fraktionsarbeitskreises Fe- 
ministische Politik (Ausgabe 13. März) zitiert 
daraus: „Die Einkommen der Männer — gemes- 
sen an dem der Frauen — liegen im Osten bei 
118 Prozent und im Westen gar bei 163 Pro- 
zent. Gleichzeitig ist die Erwerbsquote ostdeut- 
scher Frauen von über 90 Prozent auf 48,5 Pro- 
zent gesunken. 20,5 Prozent der erwerbswilligen 
Ostfrauen sind arbeitslos. Das sind mehr als 
doppelt soviel wie im Westen, wo die Frauen- 
arbeitslosenquote 1999 bei’9,8 Prozent lag. Hın- 


und so liest man dutzendfach 1856-1900) — sei’s 
drum. Anlaß für die Ausstellung: das Schloß 
stammt in seiner heutigen Form aus jener Zeit. 
Doch leider auch so manche Ansicht der Aus- 
stellungsmacher ... 

Oscar Wilde, der Homosexuelle und Kinder- 
freund: Im Katalog heißt es zu einer Zeichnung 
von James Edward Kelly, die Oscar Wilde und 
einen Knaben (vermutlich der Sohn des Zeich- 
ners) zeigt: „Allzuleicht wird ein solches Bild, 
das Wilde mit einem männlichen Kind zeigt, als 
Vorausdeutung seiner Homosexualität verstan- 
den.“ In der Ausstellung selbst wurde der Ober- 
lehrer deutlicher: „Oscar Wilde war ein muster- 
gültiger Vater, der sich stets intensiv um seine 
Kinder gekümmert hat. Zeit seines Lebens zeich- 
nete ihn eine besondere Liebe zu Kindern aus, 
die nicht in Hinblick auf seine Homosexualität 
mißdeutet werden darf.“ Bei ©. W. nicht, bei an- 
deren darf (muß) mißdeutet werden? 


serviert, das Lesben und Schwule nur noch mehr 
als bisher der Diskriminierung aussetzt. Alle 
Pflichten, keine Rechte — so sieht jetzt unser 
Stück vom Kuchen aus; eine Handvoll trocke- 
ner Krümel, die vor allem der LSVD laut 
gackernd begrüßt. 

Bedenklich, daß sich mit solchen Billigange- 
boten zufriedengibt, wer sich so gern zum Sprach- 
rohr aller Lesben und Schwulen in Deutschland 
aufschwingt. Bedenklich, was aus der Forderung 
nach Gleichbehandlung von Lesben und Schwu- 
len geworden ist, nachdem der LSVD sie zum 
Objekt seiner undemokratischen Lobbypolitik 
gemacht hat. Bedenklich für alle Projekte, nach 
denen der LSVD jetzt seine gierigen Pfoten aus- 
streckt (wie z.B. Gewaltprävention und Migran- 
tInnenarbeit). Schade. Warum wurde diese 
Chance nicht genutzt für eine wirkliche Gleich- 
stellung aller Lebensweisen? Der Sekt bleibt je- 
denfalls zu!” 


. zu kommen prekäre Beschäftigungsverhältnis- 


se wie ungewollte Teilzeitarbeit, befristete Ar- 
beitsverhältnisse, arbeitsmarktpolitische Maß- 
nahmen, Kurzarbeit, Vorruhestand und Alters- 
teilzeit, geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 
und beschäftigungslose Arbeitssuchende ohne 
Registrierung beim Arbeitsamt (stille Reserve). 
Viele sind nicht mehr in der Lage, ihre Existenz 
eigenständig zu sichern. Fast 60 Prozent der So- 
zialhilfeempfängerinnen sind alleinerziehend.“ 

Der guerblick resümiert ernüchternd: „Auch 
wenn es in einzelnen Bereichen Fortschritte ge- 
geben hat, gilt für die Ostfrauen weiterhin: Was 
sie an politischer Partizipation gewonnen haben, 
ging ihnen an ökonomischer und sozialer Unab- 
hängigkeit verloren.“ 


en 


tät Münch 
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Am 6. Februar hob der Erste Senat des Bundes- 
verfassungsgerichts (BverfG) ein Urteil des 
Oberlandesgerichts (OLG) Stuttgart auf, das eine 
Geschiedene verpflichtete, ihren Ehemann von 
Unterhaltsansprüchen des gemeinsamen Kindes 
über 150 DM monatlich hinaus freizustellen. 
Das OLG hatte den zugrundeliegenden Ehe- 
vertrag, der zudem den Verzicht auf nach- 
ehelichen Unterhalt vorsah, weder als ‚rechts- 
mißbräuchlich“ noch „sittenwidrig“ bewertet. 
Damit habe das OLG das Grundrecht der Frau 
„auf Schutz vor unangemessener Benachteili- 
gung durch den Ehevertrag verkannt“. Im Zivil- 
recht, so der von Prof. Hans-Jürgen Papier gelei- 
tete Erste Senat, hätten die Gerichte „den 
Schutz der Grundrechte des Einzelnen zu gewäh- 
ren und im Einzelfall zu konkretisieren“. Das 
Recht müsse „auf die Wahrung der Grundrechts- 
positionen beider Vertragspartner hinwirken, um 


Worum geht's? „Lara Croft goes Bundeswehr. 
Frauen schießen in der Bundeswehr, prügeln sich 
im Boxring, entdecken die offene Agression für 
sich.“ Die Veranstaltung „Warum nicht rohe 
Gewalt?” am 7. März in Berlin war eine der zaz, 
muß also ein Themenabend zum Internationa- 
len Frauentag gewesen sein. /az-Leserinnen, die 
nicht dabei sein konnten, tröstete das Journal 
einen Tag später mit fachkundigen Beiträgen zu 
‚strategischen Studien aus dem Geschlechter- 
kampf“. Nicht-Leserinnen des Geschlechter- 


Netter als Fritz Tietz im Politmagazin konkret 
(3/2001) kann man Dummheit kaum kommen- 
tieren: „Wieder war es ein Grüner, der sich von 
einer Rüstungsmaßnahme der Bundeswehr am 
schwersten begeistert zeigte. Mit der ... ‘Füh- 
rungshilfe’ über den Umgang mit Sexualität in 
der Bundeswehr (kurz: Truppensex) verfüge man 
nämlich, so jubelte der Grüne Volker Beck, ‘im 
internationalen Vergleich über einen der mo- 


Im Januar verhaftete die Berliner Polizei einen 
27jährigen Fetischisten, der „zur sexuellen Be- 
friedigung“ mehr als 50 fremden Männern die 
Brille von der Nase geraubt und sein letztes Op- 
fer dabei brutal zusammengeschlagen hatte. Die 
Süddeutsche Zeitung befragte den Chef der Karl- 
Bonhoeffer-Nervenklinik Dr. Werner Platz ‚zu 
den Ursachen eines solchen Vehaltens“: 

SZ: Brillen gelten eigentlich nicht als beson- 
ders erotisch? Platz: Ja ... Die Brille ist ein 
Ersatzgegenstand. Es könnten aber ebenso an- 
dere Gegenstände wie Kleidungsstücke, Schuhe 
oder Latex sein. Brillenfetischismus ist jedoch 
sehr selten... SZ: Wo liegen die Ursachen? Platz: 


Freud interpretiert den Fetischismus als Abwehr 


zu verhindern, daß sich für einen Vertragsteil die 
Selbstbestimmung in Fremdbestimmung ver- 
kehrt“. Enthalte ein Ehevertrag eine erkennbar 
einseitige Lastenverteilung zu Ungunsten der 
Frau und sei er vor der Ehe und in Zusammen- 
hang mit ihrer Schwangerschaft geschlossen wor- 
den, gebiete auch der Anspruch der werdenden 
Mutter auf Schutz und Fürsorge aus Art. 6 Abs. 
4 GG eine besondere richterliche Inhaltskon- 
trolle des Vertrages. 

Derweil sprach sich Anfang März die lesben- 
und schwulenpolitische Sprecherin der PDS im 
Bundestag, Christina Schenk, gegenüber der 
Presse für eine generelle Abschaffung des nach- 
ehelichen Unterhalts aus, um ökonomische Ab- 
hängigkeiten besonders von Frauen zu vermei- 
den. Geschiedene sollten statt dessen ein eıge- 
nes Einkommen beziehen und gegebenenfalls Lei- 
stungen vom Arbeitsamt erhalten. 
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kampf-Blattes seien hier wenigstens die wich- 
tigsten Parolen aus der Frauenredaktion in der 
Kochstraße zur Kenntnis gegeben: „Rollen- 
tausch“ — ja! (aber nur „im Internet“), „Pornos 
für Frauen“ — ja! (aber nur, wenn der „männli- 
che Blick“ nicht behindert wird), „Gebärstreik“ 
— nein! (emanzipierte Frauen brauchen keine 
„subtile Rache“ am Mann), „Frauen nach oben 
per Gesetz“ — nein! (was das wieder kostet!) Um 
Mißverständissen vorzubeugen: Alle Zitate sind 


einer /az-Eigenanzeige entnommen. 
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dernsten Codices für Streitkräfte’ (...) Doch was 
will man anderes erwarten von einer Organisa- 
tion, die ihre Stubenältesten durch Schwanz- 
vergleich ermittelt? Da neuerdings aber auch 
Frauen in die Kasernen einrücken dürfen, muß- 
te nicht nur die Stubenältestenwahlordnung um 
den Tittenvergleich erweitert (werden) ... Nicht 
mehr so gern gesehen ist das bislang bei Solda- 


tens so beliebte “Tuckenfoppen ... 
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einer Trennungsangst. Der Fetischgegenstand 
schließt die Lücke zur Trennung von der Mut- 
ter... Im Transvestiten, der Frauenkleider trägt, 
drücken sich Trennung und Wiedervereinigung 
mit der Mutter zugleich aus. Der Fetisch ersetzt 
den mütterlichen Phallus. SZ: Die Brille ist also 
Ersatz für die mütterliche Brust’ Platz: Ja, das 
ist aus analytischer Sicht richtig. Da der Betrof- 
fene die Brillen von anderen Männern stehlen 
muß und auch Gewalt anwendet, könnte das zu- 
sätzlich Ausdruck eines übersteigerten Konkur- 
renzbewußtseins oder einer latenten Homose- 
SZ: Kann man den Brillen-Fe- 
Wenn der Wille vor- 


xualität sein.. 
tisch therapieren? Platz: . 
handen ist, kann eine Sexualtherapie helfen. 
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Hans-Jürgen Papier 
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Zu Jahresanfang 
sandte eine Gruppe 
von Soziologie- 
studenten an der 
Universität Freiburg 
einen Fragebogen 
an diverse Vereine, 
die sich mit der 
Homo-Ehe befassen. 
Für den Lesben- und 
Schwulenverband in 
Deutschland antwor- 
tete Bundessprecher 
Manfred Bruns. 
Herausgekommen 
ist ein Dokument, in 
dem das Selbsiver- 
ständnis des Vereins 
schonungslos offen- 
gelegt wird. 


Liebe, Respekt & Leihroller 
Wenn der Lesben- und Schwulen- 
verband in Deutschland auf die 
Straße geht, sind Garderobe und 
Requisiten garantiert verfassungs- 
treu. Die fröhliche Demonstrantin 
auf Seite 16 ist LSVD-Bundesspre- 


cherin, Wuppertaler Kreisvorsitzen- 


de und Fraktionsmitarbeiterin der 
Bündnis-Grünen im Düsseldorfer 
Landtag und heißt Gerta Siller. 
Foto vom Kölner CSD 2000. 


allo LSVD, wir, das ist eine Gruppe von 
H an der Albert-Lud- 

wigs-Universität Freiburg, setzen uns 
im Rahmen einer Lehrveranstaltung zu Moder- 
nisierungsprozessen mit dem Gesetzesentwurf 
zur Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Part- 
nerschaften unter modernisierungstheoretischen 
Gesichtspunkten auseinander. 

Wir möchten in unserer Arbeit gerne den 
Schwerpunkt auf die Seite der „Betroffenen“ le- 
gen und nachfragen, wie die Haltung von Schwu- 
len- und Lesbenverbänden zum geplanten Ge- 
setz ist. Deshalb haben wir einen Katalog von 
Fragen, die uns in diesem Kontext interessieren, 
zusammengestellt. Er zielt einerseits darauf, 
Euer Selbstverständnis als Interessenverband 
näher zu bestimmen (Komplex A.) und einige 
recht kontroverse Felder in bezug auf die 
„Homo-Ehe“ abzuklopfen (B.). 

Es wäre sehr nett, wenn Ihr zu der ein oder 
anderen (am liebsten allen) Fragestellung Posi- 
tion beziehen könntet (wir stehen ein wenig un- 
ter Zeitdruck, so daß uns eine relativ schnelle 
Beantwortung äußerst gelegen käme!). Unser 
Primärinteresse liegt nämlich darin, zu erken- 
nen, ob die Politik hier als Repräsentantin der 
Schwulen und Lesben handelt oder nicht. 

Mit freundlichen Grüßen und vielen Dank, 
Daniel, Insa, Jan und Tobias 


A. Ihr über Euch selbst 


1. Über wie viele Mitglieder verfügt Ihr? 
Knapp 2000, davon ca. 50 Gruppen (korpo- 
rative Mitglieder). 


2. Fühlt Ihr Euch als Repräsentanten der Gesamtheit 
von Schwulen & Lesben gegenüber „der Gesellschaft“ 
oder eher als Vertretung einer Interessengruppe inner- 
halb der Gesamtheit von Schwulen & Lesben? 

Wir verstehen uns als Repräsentanten der Ge- 
samtheit von Schwulen & Lesben und werden 
auch so wahrgenommen. 


3. Wh würdet Ihr Euch im politischen Spektrum an- 


siedeln ? 


Wir sind politisch nicht gebunden, stehen aber 


natürlich den Parteien näher, die sich für den 
Abbau der Diskriminierungen von Lesben und 
Schwulen einsetzen, das sind zur Zeit Bündnis 
90/Die Grünen und die SPD. 

Während die Schwulengruppen in den alten 
Bundesländern bis in die achtziger Jahre studen- 
tisch geprägt waren, decken wir jetzt die „bür- 
gerliche Mitte“ ab. 
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Fotos: Gigi-Archiv; Dirk Ruder 
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4. Wie schätzt Ihr die Bedeutung anderer 
Schwulen- und Lesbenverbände ein, vor allem 
derer, die einen Euch entgegengesetzten Stand- 
punkt einnehmen? 

Über die Frage, ob die Forderung nach 
Öffnung der Ehe für Lesben- und Schwule 
die „richtige“ Forderung ist, hat es unter 
den Lesben und Schwulen Anfang der neun- 
ziger Jahre heftige Diskussionen gegeben. 
Dagegen waren vor allem der Bundesver- 
band Homosexualität (BVH) und der 
Lesbenring. Der BVH hat sich 94 selbst 
aufgelöst. Einige Versprengte aus dem BVH 


haben sich vor ca. zwei Jahren im WHK 


(Wissenschaftlich-Humanitäres-Komitee) 
zusammengefunden. Das WHK findet 
aber bei den Lesben und Schwulen kaum 
Resonanz. Der Lesbenring beteiligt sich 
nicht mehr an der Diskussion. 


5, Besteht ein reger Gedankenaustausch zwi- 
schen den einzelnen Verbänden? 
Ja, soweit sie mit uns zusammenarbeiten. 


B. Ihr über den 
Gesetzesentwurf 


1. Innerhalb der Schwulen- und Lesbenszene 
hat sich eine Vielfalt von Formen des Zusam- 
menlebens herausgebildet (oder ist dies ein Kli- 
schee?). Wird durch die (auch finanzielle) Be- 
vorrechtigung einer bestimmten Lebensform — 
der Ehe — nicht diese Vielfalt reduziert? Greift 
hier die Politik nicht in ein Terrain („Lebens- 
welt“) ein, aus dem sie sich besser heraushalten 
sollte? 
2. Eine bedeutende Entwicklungslinie der Mo- 
derne ist die Individualisierung. Individuali- 
sierung — das bedeutet nicht zuletzt auch Frei- 
setzung des/der Einzelnen aus überlieferten 
Bindungen, Endtraditionalisierung. Ist nun 
die Abschaffung der Ehe in ihrer bisher beste- 
henden heterosexuellen Ausschließlichkeit ein 
Schritt in diese Richtung oder wird nicht da- 
durch die Ehe als traditionelle Form des Zu- 
sammenlebens verteidigt und ausgeweitet? 
Das sind in etwa die Argumente, die ge- 
gen die Forderung auf Öffnung der Ehe für 
Lesben und Schwule vorgebracht werden. 
Wir haben dem immer entgegengehalten, 
daß es uns bei dieser Forderung um glei- 
che Rechte und um den Abbau von Dis- 
kriminierungen geht. Und wir wollen mit 
dieser Gleichstellung nicht warten, bis es 
endlich einmal zu der auch von uns bejah- 
ten „Modernisierung“ der Ehe kommt. 
Wir wollen, daß Lesben- und Schwule 
genauso wie Heterosexuelle frei zwischen 
der Ehe und der nichtehelichen Lebensge- 
meinschaft wählen können. Ob und wie 
viele dann tatsächlich heiraten, ist uns egal. 


7 
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Wir verstehen diese Politik als „Bürger- 
rechtspolitik für die Lesben und Schwulen“ 
und in diesem Sinne wird sie auch von den 
Lesben und Schwulen breit unterstützt. 


3. Wie lauten Eure längerfristigen Vorstellun- 
gen? 

Völlige Gleichstellung und Abbau jegli- 
cher Diskriminierungen. 


4. Glaubt Ihr, von der Politik hinreichend zu 
Rate gezogen worden zu sein? 

Ja, aber nur deshalb, weil wir es in den 
ca. 12 Jahren „Kampf“ für die „Homo- 
Ehe“ gelernt haben, uns als Lobby-Verband 
Gehör zu verschaffen. 


5. Wie schätzt Ihr die Konsequenzen des Ge- 
setzesentwurfes in einem weiter gefaßten Kon- 
text ein? 

Wir erhoffen uns davon einen „Emanzi- 
pierungsschub“ ähnlich wie durch die Auf- 
hebung der Strafbarkeit einvernehmlicher 
Sexualität unter erwachsenen Männern ($ 


175 StGB) in den Jahren 1968/1969. 


6. Welche Funktionen schreibt Ihr der Ehe als 
gesellschaftlicher Institution zu? Welche Funk- 
tionen hat sie in Eurem gesellschaftspolitischen 
Engagement? 

Wir denken, daß die Ehe weitgehend pri- 
vatisiert ist. Für uns ist der Kampf um die 
Öffnung der Ehe für Lesben und Schwule 
ein Mittel, mit dem wir die Emanzipation 
der Lesben und Schwulen befördern wol- 
len. 


7. Wo liegen die emanzipatorischen Züge des 


Entwurfes? Wo sind Schwachstellen auszuma- | 


chen? Kurz zum Abschluß: Die „Homo-Ehe“ — 
ein Modernisierungsgewinn? 
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minierung der Lesben und Schwulen gezo- | 


gen wird und diese Minderheit dadurch in 
die Gesellschaft zurückgeholt wird. 
Die Schwachstellen sind: Der Entwurf 


bringt keine volle Gleichberechtigung und | im übrigen explizit davon ausgeschlossen. 


weist zudem viele handwerkliche Mängel 
_ privatisiert ist.“ Die Ehe ist derart „privati- 


- 


auf. 
Als Literatur verweise ich Euch auf die 
beiden vom Bundesjustizministerium ein- 


f 
' 


geholten Gutachten (Bamberger Studie 


und Gutachten des Max-Planck-Instituts, 


sowie Menüpunkte „Lebenspartnerschafts- 
gesetz“ und dort „Bamberger Studie” so- 


wie „Rechtsvergleichung“, „Allgemein', 


Rechtsstellung“. 
Beste Grüße, Manfred Bruns 


‘Unabhängigkeit: 
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Party People 


Die journalisti- 
sche Sorgfalts- 
pflicht erfordert 
einige sachliche 
Korrekturen bzw. 
Ergänzungen zu 
Manfred Bruns’ 
Antworten. 

l. Zur Partei- 


Bündnis 90/Die Grünen ist korporatives 
LSVD-Mitglied. Im Bundestag hat der Verein 
ein verläßliches grünes Trio: den rechtspoliti- 
schen Fraktionssprecher Volker Beck (Mit- 
glieds-Nr. 175), dessen BT-Referenten Gün- 
ter Dworek sowie Parteichefin Claudia Roth 
(Nr. 993). LSVD-Bundessprecher sind ferner 
Eduard Stapel (bis 2000 Landesvorsitzender 
der Bündnis-Grünen Sachsen-Anhalt) und 
Gerrta Siller (Kreisvorsitzende Wuppertal, Frak- 
tionsreferentin im NRW-Landtag). Bundes- 
sprecherin Ida Schillen saß bis 1999 für die 
Partei im Berliner Abgeordnetenhaus, für das 
auch Bundessprecherin Halina Bendkowski 
schon im Alternativen Listen-Grün kandidiert 
hatte; für die Grünen im Stuttgarter Land- 
tag sitzt LSVD-Frau Biggi Bender. 

Die SPD im LSVD-Bundesvorstand vertritt 
Michael Schmidt. Weitere mit ihr liierte 
Landessprecher/innen waren bzw. sind z.B. 
Wencke Hosbach (Ba-Wü) sowie Martin Pfarr 
(Sachsen-Anhalt). Manfred Bruns selbst 
agierte mehrfach auf SPD-Ticket im Bundes- 
tag: In den 80ern in der AIDS-Enquete-Kom- 
mission, letztes Jahr als Gutachter zum 
Lebenspartnerschaftsgesetz. 

2. „Der BVH hat sich 94 selbst aufgelöst“, 
so Bruns. Der BVH löste sich erst 1996 auf. 

3. „Einige Versprengte aus dem BVH” hät- 
ten sich im whk zusammengefunden. Es war 
exakt ein Ex-BVH-Mitglied unter den whk- 


' Gründern; hingegen geben im LSVD-Vor- 
' stand drei ehemalige BVH-Männer den Ton 

Ja, weil damit ein Schlußstrich unter die | 
jahrhundertelange Verfolgung und Diskri- | 


an: Volker Beck, Manfred Bruns und Günter 
Dworek. 

4. „Der Lesbenring beteiligt sich nicht mehr 
an der Diskussion“, so Bruns. Richtig ist: Der 
Lesbenring wurde zu den Beratungen im Ju- 
stizministerium über die Homo-Ehe selbst auf 
offizielle Anfrage nicht eingeladen, das whk 


5. ‚Wir denken, daß die Ehe weitgehend 


siert“, daß sie in mehreren hundert Geset- 
zen und Verordnungen auftaucht. 

6. Mit der Homo-Ehe werde laut Bruns 
„ein Schlußstrich unter die jahrhundertelan- 


siehe www.lsvd.de, Menüpunkt „News“, | 9° Yaitelauna und Diekaiminienung, ar Bas. 


ben und Schwulen gezogen”. Derweil nimmt 
die polizeiliche Überwachung von Toiletten, 
Rastplätzen und Parks, wo sich Schwule tref- 
fen, zu. Am 19. Januar führte die Polizei Raz- 
zien in Schwulensaunen Kölns, Essens und 
Düsseldorfs sowie in der Nacht zum 25. Fe- 
bruar in der Hamburger „Wunder Bar“ und 
dem Kino „Mystery Hall” durch. 
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llerren 
Kellektic 


Welcher konsum- 
orientierte Schwule 
möchte sich den 
Spaß am gehobenen 
Lifestyle schon durch 
braune Flecken in 
Firmengeschichten 
verderben lassen? 
Keiner, und darum 
hat Mode beim 
Internet-Magazin 
Eurogay vor allem 
eines zu sein: 
unpolitisch. 


Zu den Abbildungen 

„Wertarbeit mit Nadel und Faden“ im 
historischen Vergleich: Die Fotos auf 
den Seiten 22 und 23 zeigen Spitzen 

modelle aus den Hugo-Boss-Kollek 

tionen Frühjahr/Sommer 1940 sowie 
Herbst/Winter 2000 (ohne Abzei- 


chen) 
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Von EıkE STEDEFELDT 


em „weltweiten Ruhm“ echter „Wert- 
D+ mit Nadel und Faden“ erlag am 

31. Januar Nicole Koskowski vom 
Internet-Portal Ezrogay. Im ersten Absatz ihres 
Beitrages „Arbeitskleidung für die Chefetage“ 
las man: 
reits kurz nach dem ersten Weltkrieg im Baden- 
Württembergischen Metzingen gegründet. Bis 
in die 1950er Jahre wurde dort keine Luxusmode, 
sondern schlicht und einfach Arbeitskleidung 
hergestellt.“ 

War da was zwischen „kurz nach dem ersten 
Weltkrieg“ und den wilden 50ern? Ein bißchen 
braunes Voll-Zick-Zack vielleicht? — Egal. 
Koskowski hat nichts als das Faible von Boss für 
„Eleganz und Avantgarde“ im Sinn, und tatsäch- 
lich verdankt die Firma ihren „weltweiten Ruhm“ 


„Der Konzern ‘Hugo Boss’ wurde be- 


einer ganz speziellen „Avantgarde“ und insbe- 
sondere deren milieutypischer „Eleganz“. 

Entstanden im Rezessionsjahr 1923, demsel- 
ben, in dem am 8./9. November in München un- 
ter der Führung von Hitler, Röhm, Göring und 
Heß erstmals sogenannte Sturmabteilungen der 
NSDAP gegen die Republik putschten, geriet 
Hugo Ferdinand Boss’ Schneidereibetrieb bald 
in Existenznot. Als er sich jedoch 1931 von jüdi- 
schen Freunden lossagte und der NSDAP bei- 
trat, kamen plötzlich Großaufträge von illust- 
ren Kunden: SA, SS, Hitler-Jugend, Wehrmacht. 
Die „Reichszeugmeisterei“ ließ den Laden die 
nächsten Jahre kräftig brummen, doch kriegs- 
bedingt fehlten bald Arbeitskräfte. Ab 1940 lei- 
steten außer 126 deutschen Beschäftigten 150 
Zwangsarbeiter/innen aus Belgien, Frankreich, 
Polen, dem Baltikum, der UdSSR und der Tsche- 
choslowakei sowie 30 bis 40 französische Kriegs- 
gefangene die „Wertarbeit mit Nadel und Fa- 
den“. 

Der Kritik des Autors, all dies zu verschwei- 
gen, folgen beleidigte e-mails von Exrogay. Der 
— inzwischen ehemalige — Chefredakteur David 
Rollik verlangt „wirkliche Gründe“, weshalb man 
im Jahre 2001 „nicht“ 
hat) über ein eng mit dem NS liiertes Unter- 
nehmen berichten solle: „Ich denke nicht, daß 
nach 1945 noch eine SS-Uniform das Metzinger 


(was niemand verlangt 


Boss-Werk verlassen hat.“ 
Ferdinand. „Wer heute einen Boss-Anzug schnei- 


Wie nett vom Hugo 


dert, muß kein Nazi sein. Und wer einen trägt, 
auch nicht.“ — 
ten von Exrogay, nichts von der Geschichte zu 


Weil letzterer, wie die Konsumen- 


wissen braucht, kann ersterer, wie die Hugo Boss 
AG, 55 Jahre nach dem Massenmorden, dem sie 
den Aufstieg zum Weltkonzern mit 1,1 Mrd. DM 
Jahresumsatz verdankt, wieder ungeniert Wer- 
bemotive mit Nazi-Ästhetik schalten. Mit dem 


Fotos. Heinrich Himmler (S 22), Anzeigenmotiv der Hugo Boss AG vom Herbst 2000 


frühen Beitritt zum läppischen Entschädi- 
gungsfonds der deutschen Industrie hat 
sich Boss längst von aller Verantwortung, 
Rücksichtnahme oder Scham freigekauft. 

„Wer sich ein wenig mit Mode beschäf- 
tigt wird feststellen, daß der Militär-Look 
immer wieder ein Thema der Designer 
st“, legitimiert Rollik unterdessen die Uni- 
formschneiderei für das von ihm so ge- 
nannte „damalige Treiben“ mit über 50 
Millionen Toten. Dem folgt „noch eine per- 
sönliche Anmerkung, die nicht der Mei- 
nung der Redaktion entsprechen muß“: 
„Verfehlungen zu Zeiten des ‘Dritten 
Reichs’ anzuprangern mag seine Berechti- 
gung haben, meiner Ansicht aber nicht, die- 
se Verfehlungen ewig vorzuwerfen.“ Sie ha- 
ben richtig gelesen: „Verfehlungen“. 

Für Alexander Rösch, der als „Head of 
Content & eCommerce“ unterzeichnet, ist 
Eurogay allenfalls „ein Lapsus unterlaufen“. 
Die „kritische Rolle des Boss-Konzerns 
während der NS-Zeit“ sei „sicherlich un- 
bestritten“. Doch beim „Porträt der Mo- 
deschmiede“ komme deren „grauer (!) Ver- 
gangenheit” unter dem Blickwinkel des 
Lifestyle „keine inhaltliche Bedeutung zu“. 
Man müsse „aus meinen Augen mit zwei- 
erlei Maß messen“. Der Vorwurf, daß der 
„Lapsus“ kein Einzelfall und es auch bei 
Eurogay längst Usus sei, homosexuelle NS- 
Opfer in ahistorischer Weise mit jüdischen 
gleichzusetzen, will sich Rösch nicht „er- 
schließen“, obwohl erst am 26. Januar Jens 
Langs Artikel „Gedenken an homosexuel- 
le Opfer“ unter der Dachzeile „Holocaust“ 
veröffentlicht worden war. „Der Begriff 
Holocaust wird, auch wenn historisch in- 
korrekt, im allgemeinen Sprachgebrauch 
mit den Morden in der NS-Zeit gleichge- 
setzt“, weiß Rösch, schert sich aber nicht 
darum, daß die Umwertung des Begriffs 
einem antisemitischen Reflex entspringt. 
„Für eine Gedenkveranstaltung an schwu- 
le Opfer den Begriff Holocaust aufzugrei- 
fen“, so Rösch völlig desorientiert, „ist si- 
cherlich nicht als Unterdentischkehren der 
Morde an Juden zu verstehen“. 

Wer will da noch erwarten, daß sich dem 
‚Head of Content & eCommerce“ die In- 
famie einer Aktion homophiler Christen 
von der Metropolitan Community Church 
(MCC) unter dem Titel „Der Rosa Winkel 
_ darüber spricht man (nicht)“ am Stutt- 
garter Holocaust-Mahnmal „erschließt“, 
bei der ein Teil des Mahnmals mit einem 
rosa Tuch verhüllt wurde. „Infamie? Eine 
erstaunliche Interpretation. Unter den 
NS-Opfern waren nachweislich zahllose 
Homosexuelle. Daß dies keine Zufälligkeit 
ist, zeigt die individuelle Kennzeichnung 
durch den roten Winkel.“ 


e' ana 


RL 


Nein, er wird's nicht begreifen. Nicht, 
wie latenter Antisemitismus sich heutzu- 
tage äußert, nicht den Unterschied zwi- 
schen Juden, denen von Schwulen symbo- 
lich mitgeteilt wird, sie seien privilegier- 
te Opfer, und einem Protestanten, der „in 
Ermangelung einer evangelischen Kirche 
seine Trauer in einem katholischen Gottes- 
haus durch Gebete lösen würde“. Sollte 
Rösch irgendwann einmal die Farben der 
Winkel an den Ärmeln der KZ-Häftlinge 
exakt zuordnen können, so wird auch dies 
ganz nutzlos sein, denn Exrogay „dient qua 
definitionem nicht allein der geistigen Er- 
bauung, sondern in erster Linie der unter- 


haltenden Information‘. 
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Nix kapiert 


Beim Kampf um den Titel „Dümmstes Schwu- 
lenblatt” ist Sergej aus Berlin im März mit 
einem Beitrag über eine würdige Gedenk- und 
Entschädigungspolitik gegenüber Rosa-Win- 
kel-Häftlingen vorgeprescht. Dem Artikel la- 
gen Erklärungen von whk und LSVD zum 27. 
Januar zugrunde. 

Erste Dummheit war die Überschrift „Streit 
um Naziopfer” (niemand stritt um Opfer), die 
zweite der Zwischentitel „Läßt sich das Er- 
messen des Leids an Zahlen festmachen?” 
Dabei war keiner auf eine so absurde Idee 
gekommen. Größte aller Dummheiten: „Ge- 
genüber 6,5 Millionen ermordeten Juden, 
Sinti und Roma seien 5000 bis 6000 Ho- 
mosexuelle umgekommen. Für diese gerin- 
ge Zahl ein eigenes Denkmal zu fordern, 
drücke eine ‚unbewußte antisemitische Ein- 
stellung’ aus, so Stedefeldt.” 

Der namens des whk Zitierte hatte Sergej 
gesagt, daß das Verhältnis von 1:1000 bei 
der Zahl Ermordeter den grundlegend diffe- 
rierenden Status der Opfergruppen im Na- 
tionalsozialismus und seiner Ideologie sowie 
daraus folgend Unterschiede in Charakter, 
Intensität und Ziel der Verfolgung belegt. Frei- 
lich hatte sich das whk auch nicht gegen 
„eigene“ Gedenkorte ausgesprochen. Was 
schließlich den Antisemitismus betrifft, so hat- 
te der Interviewte die Forderung nach einem 
Homo-Mahnmal unter ausdrücklichem Ver- 
weis auf das Mahnmal für die ermordeten 
Juden Europas kritisiert, weil dies das Schick- 
sal der Juden relativiere und somit in seiner 
Wirkung latent antisemitisch sei. 

Auslöser der whk-Presseerklärung war üb- 
rigens der Ruf von LSVD-Sprecher Bruns nach 
kollektiver Entschädigung „für die Vernich- 
tung der schwulen und lesbischen Bürger- 
rechtsbewegung durch die Nationalsoziali- 
sten” „in Form einer Stiftung zur Förderung 
schwul-lesbischer Bürgerrechtsarbeit”. Dies 
bewertete das whk als anmaßend, „zumal 
es bisher keine individuelle Entschädigung für 
tatsächliche Opfer gegeben hat“. Gerade 
der LSVD spiele sich mit dieser Forderung seit 
Jahren als Nachlaßverwalter einer zerstör- 
ten Infrastruktur auf. „Dazu versieht er sie 
permanent in ahistorischer Weise mit seiner 
Selbstbezeichnung ‚homosexuelle Bürger- 
rechtsbewegung’.” Jetzt die NS-Opfer zu 
instrumentalisieren, um an weitere Mittel zu 
gelangen, halte das whk für unsäglich. 

Zu Recht hatte Bruns auf die Kontinuität 
der Schwulenverfolgung in der Bundesrepu- 
blik hingewiesen. „Das whk hielte es für eine 
späte Geste des Anstandes, würde sich der 
LSVD endlich von seinem Bundessprecher 
Bruns trennen, der als Anwalt beim Bundes- 
gerichtshof an dieser Verfolgung beteiligt war 
und sich davon nie distanziert oder dafür gar 
öffentlich entschuldigt hat”, so der Kommen- 
tar des whk. - Darüber, warum dies von kei- 
nem Homo-Medium aufgegriffen wurde, dart 
gern spekuliert werden. E.3. 
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Vom 7. bis 10. März 
trafen sich im no- 
blen Magdeburger 
Hotel „Maritim” 
rund 700 Fachleute 
zur 45. Jahresta- 
gung der Deutschen 
Gesellschaft für 
Endokrinologie. 
Eröffnet wurde sie 
mit dem Symposium 
„Das Unbehagen mit 
dem Geschlecht. 
Möglichkeiten und 
Grenzen medizini- 
scher Entscheidungs- 
findung bei 
Intersexualität”. 


Denksportaufgabe 

Mit dem Foto auf Seite 25 illustrierte 
die DGE ihre Tagungsbroschüre. Es 
zeigt Besucher der Deutschen Thea 
terausstellung in Magdeburg 1927. 
Entdecken Sie unter den Abgebilde- 
ten jene 65 Personen mit uneindeu- 
tigen Geschlechtsmerkmalen. 


Von MichHer REITER 


er 7. März 2001 versprach ein Novum: 
iD Medizinerkreise, die bisher relativ 

unbekümmert Geschlechter mit dem 
Skalpell berstellten, hatten Kulturwissenschaft- 
lerInnen zu einer Auseinandersetzung mit dem 
Geschlecht eingeladen — oder einladen müssen. 
Zum einen hatten interne Querelen in neuerer 
Zeit für Spannungen im Hinblick auf Interse- 
xualität gesorgt. Zum anderen waren da zwei die 
chirurgischen Eingriffe an Minderjährigen stark 
einschränkende Gerichtsurteile aus Kolumbien 
1999, ein das medizinische Management scharf 
angreifendes Manuskript von Hazel Glenn Beh 
und Milton Diamond vom Jahr darauf sowie die 
Veröffentlichung des Falles John/Joan von John 
Colapinto. Diverse Pressemeldungen zur genital- 
verstümmelnden Praxis auch im deutschsprachi- 
gen Raum lieferten Medizinern Anlaß genug, sich 
Aussagen zur Geschlechterkonstruktion aus der 
Geisteswissenschaft zu stellen. 

Die Erwartungen waren hoch, doch bereits 
mit der Programmfestlegung wurde deutlich, 
daß} die personelle Besetzung diesen Ansprüchen 
nicht genügte. Unbekannte, weder mit dem 
Tagungsbusiness noch mit internen Informatio- 
nen aus der medizinischen Praxis bekannte Per- 
sonen waren eingeladen worden, und einzig der 
Beitrag aus den Rechtswissenschaften versprach 
zumindest Merk-Würdiges. 


Selbstbeschau 


Die negative Voreinschätzung wurde zur selbst- 
erfüllenden Prophezeihung: im rund 250 Sitz- 
plätze fassenden Raum des zur gehobenen Klas- 
se zählenden Magdeburger Hotels Maritim 
verkamen die ersten beiden Vorträge von Ga- 
briele Dietze und Hanne Loreck zur männlich- 
weiblichen Selbstbeschau durch Reproduktion 
jener den Genderstudies entnommenen Kon- 
struktionsweisen der Zweigeschlechtlichkeit. 
Nur nebenbei wurde erwähnt, daß) die vorgetra- 
genen Thesen kompatibel sind mit jenen von 
John Money: Der Mensch kommt als tabula rasa 
auf die Welt und daher sind Geschlechtszu- 
weisungen am Menschen grundsätzlich unpro- 
blematisch. Im Kontext der medizinischen Dis- 
kussionen um die Herstellung der Geschlechter 
und gleichzeitiger Konstruktion einer Intersexu- 
alität ist diese Ansicht dem medizinischen Ma- 


nagement förderlich und legitimiert es kultur- 
wissenschaftlich. Da die beiden Vortragenden 
zudem sichtlich Mühe hatten, ihren Text flüssig 
abzulesen, waren die Reaktionen darauf verhal- 
ten — Diskussionsfragen aus dem etwa 70 Perso- 
nen zählenden Publikum gab es keine. 


Plötzliche Unruhe 


Lebendigkeit kam unter einigen Ärzten erst auf, 
als Ulrike Klöppel (Universität Potsdam) sie in 
ihrem Vortrag „Intersexualität: Zur historischen 
Genese einer medizinischen Indikation und 
Behandlungspraxis“ einer „Befragung des gegen- 
wärtigen Konzepts aus kulturwissenschaftlicher 
Sicht“ unterzog. Und zwar im wesentlichen ei- 
ner Methodenkritik ihrer Studien, deren Ergeb- 
nisse stets reproduzieren, was der große Lehr- 
meister Money vorgab. Es gilt indes zu beden- 
ken, daß StudentInnen bereits in ihren ersten Sta- 
tistiksemestern lernen, wie ein Output wunsch- 
gemäß) erzeugt wird, ohne die Daten vorsätzlich 
zu fälschen. Da von der Manipulationspraxis in- 
terdisziplinär reger Gebrauch gemacht wird, 
wurde bedauerlicherweise eine wichtige, er- 
kenntnistheoretisch zu formulierende Frage 
auch in Magdeburg nicht angesprochen: Auf 
welchen Grundlagen basieren wissenschaftliche 
Entscheidungen, die bekanntermaßen erhebliche 
Auswirkungen auf Individuen haben können? 
Interessanter wurde die Veranstaltung durch 
den Vortrag der Expertin für feministisches Recht 
Prof. Konstanze Plett (Bremen, Humboldt-Uni- 
versität Berlin) mit dem Titel „Der Anteil des 
Rechts an der Konstruktion des Geschlechts”. 
Juristisch gesehen, so Plett, existiere hierzulan- 
de keine Geschlechtsdefinition — mit einer Aus- 
nahme: Als Mutter gilt jene Person, die das Kind 
gebärt (sie ist im Kontext des Verbots der Leih- 
mutterschaft entstanden). Die Begriffe Körper, 
Geschlecht und Sexualität entkoppelten sich viel- 
mehr zunehmend. Dies gebe einem aktuellen 
Antrag auf Eintragung eines ‘dritten Ge- 
schlechts gute Aussichten auf Erfolg. Plett ver- 
deutlichte zudem die rechtliche Begrenzung me- 
dizinischer Handlungsspielräume, denn bei the- 
rapeutischen Eingriffen gilt stets der aus den 
USA übernommene „informed consent“. Hier- 
unter ist nicht nur eine umfangreiche Aufklä- 
rung des Klienten durch den Mediziner zu ver- 


Foto: Stadtarchiv Magdeburg 


stehen, sondern letzterer hat sich unter 
Einbezug internationaler Literatur fachlich 
auch stets zu qualifizieren. Der $1631c 
BGB läßt zudem bereits die Sterilisation 


an Minderjährigen unbenommen einer Ein- 
willigung ihrer selbst wie ihrer Eltern in 
den Eingriff nicht zu. Manipulationen an 
den Genitalien, zumal ein Standesbeamter 
keine körperliche Eindeutigkeit zur ge- 
schlechtlichen Eintragung eines Kindes in 


die Personenstandsurkunden fordern kann, 
dürften als noch schwerwiegender gelten. 
Aber wo kein Kläger, dort kein Richter. 
Unter den gegebenen Umständen exzessi- 
ver kultureller Tabuisierung der Zwitter ist 
das Rechtsdenken somit fortschrittlicher 
als die Rechtspraxis. Die Botschaft des 
„informed consent“ aber wurde verstan- 
den: In den Reihen der anwesenden Ärz- 
teschaft wurde es verdächtig still. 


Kaufen, sich kaufen lassen 


Schließlich wurde der Vormittag mit der 
Vertretung einer Selbsthilfegruppe, Helen 
Guhde, beendet. Die sich nach eigenem 
Bekunden als Frau Definierende ist selbst 
Humangenetikerin und brachte deutlich 
zum Ausdruck, mit Fachkollegen verschie- 
dener Disziplinen Kooperationen eingehen 
zu wollen. Es ging die Rede von einigen 
Kurskorrekturen im medizinischen Mana- 
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gement, etwa intersexuelle Kinder nicht 
anzulügen, sondern aufzuklären, sie nicht 
als abartig zu disqualifizieren und sie „als 
Menschen“ (!) zu sehen. Ausgerechnet 
Guhde begann als einzige ReferentIn mit 
einem „Sehr geehrte Damen und Herren“ 
und endete mit einem Plädoyer für die 
Selbsthilfe. Ein leicht verzweifelter Arzt 
fragte noch, wie denn mit Eltern und Kin- 
dern verfahren werden solle, die sich resi- 
stent gegen solche Kontakt- 
möglichkeiten zeigen. Die 
Antwort blieb aus und das 
Publikum begab sich in die 
Mittagspause. 

Möglich, daß sich das An- 
liegen der Organisatorin des 
Symposiums, Prof. Stefanie 
von Schnurbein (Humboldt- 
Universität Berlin), gemäß 
einem „transdisziplinären 
Brückenschlag“ erfüllt, da 
„eine solche Veranstaltung 
nur Zukunftsperspektiven 
hat, wenn es uns gelingt, 
zwischen den beiden Teilen 
eine Verbindung herzustel- 
len“. Ist ein unpolitischer, 
unter gegebenen Umstän- 
den reaktionärer Schmu- 
sekurs doch ausdrücklich ge- 
wünscht, wenn betont wird, 
medizinische Fachdiszipli- 
nen und Selbsthilfegruppen 
sollten künftig miteinander 
in ein Gespräch kommen. 

Und doch ist es und bleibt 
vertane Zeit, egal, wie man's 
dreht: Der Zwitter wird erst 
dann nicht mehr existieren, wenn polari- 
sierte Geschlechterordnungen aufgehoben 
sind. Der Ausländer verschwindet dort, wo 
Globalität normal geworden ist, das Mib- 
gebildete tritt nicht mehr in Erscheinung, 
wenn den Körperfunktionen kein Gewicht 
beigemessen wird und die Distinktion zwi- 
schen Mensch und Tier findet dort ihr 
Ende, wo Chimären alltäglich sind. 

Die westliche Gesellschaft ist weit da- 
von entfernt, sich ihren eigenen Monstern 
zu stellen, deren Quantität und vielfältige 
Konstellation ob des aktuellen Gesund- 
heits- und Körperfetischismus, der Kon- 
troll- und Bevölkerungspolitik, der kapita- 
listisch motivierten Globalisierung und 
normativer Leitgedankenphantasmen ja 
stetig zunimmt. Und sie kann gleichwohl 
den von ihnen geschaffenen Monstern im- 
mer weniger ins Angesicht sehen. Diese 
kulturelle Tatsache hätte am 7. März 2001 
berücksichtigt werden sollen. 
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Vom 23. bis zum 25. März findet in Berlin 
ein Kinder- und Jugendgynäkologie-Kongreß 
statt. Im Entwurf eines Demo-Aufrufs heißt 
es, Hauptziel der Tagung sei es, „den norma- 
tiven Zugriff der Sexualmedizin auf eine im- 
mer jüngere und damit wehrlosere Klientel 
auszuweiten. Beispielhaft ist dafür die Dis- 
kussion um die beste Form der ‘Therapie’ an 
intersexuellen Kindern. Ohne daß eine me- 
dizinische Notwendigkeit vorläge, exekutie- 
ren ArztInnen an ihnen die gesellschaftlichen 
Vorstellungen von “Normalität” und “Abwei- 
chung’. Die Pathologisierung von Intersexen 
(Zwittern/Hermaphroditen) ist dabei nur in- 
sofern ‘notwendig’, als es darum geht, un- 
ser patriarchales System der zwei Geschlech- 
ter aufrecht zu erhalten. (...) Dabei wird ver- 
schleiert, daß die angebliche Existenz von nur 
zwei Geschlechtern, genauso übrigens wie 
der Krankheitsbegriff, eine soziale Konstruk- 
tion darstellt. Denkbar wäre theoretisch auch 
eine Gesellschaft, in der Männlichkeit zur ge- 
nitalen Fehl- oder Mißbildung’ uminterpre- 
tiert würde. 

Die Folgen der Krankerklärung von Herm- 
aphroditen sind katastrophal. Massive chir- 
urgische und hormonelle Eingriffe sollen aus 
ihnen, je nach chirurgischer Machbarkeit, 
Mann oder Frau werden lassen. Häufig füh- 
ren die Operationen und der jahrelange 
Psychokrieg jedoch zu nichts anderem als ei- 
ner lebenslangen Traumatisierung: dem Ge- 
fühl, über Jahre hinweg vergewaltigt, gefol- 
tert, verstümmelt und zum Objekt entwürdi- 
gender Fotografie gemacht worden zu sein. 
Die ohnehin äußerst fragwürdigen Therapie- 
ziele Fortpflanzungsfähigkeit, Geschlechter- 
rollen-Konformität und soziale Unauffällig- 
keit werden dabei nur selten erreicht. Heute 
ist bekannt, daß sich die Geschlechtsidentität 
unabhängig von der Sozialisation und der 
medizinischen Zuweisung entwickelt und bei 
Hermaphroditen nicht prognostizierbar ist. 
Trotz dieses Wissens, oder vielmehr: trotz sei- 
nes Fehlens, werden die medizinischen Expe- 
rimente an Zwittern fortgesetzt, denn es han- 
delt sich um ein einträgliches Geschäft. Welt- 
weit werden so mit der Vernichtung Intersexu- 
eller jährlich Milliarden DM umgesetzt. (...) 

Die Ärztinnen, die in unseren Augen klar 
als TäterInnen zu benennen sind, lassen sich 
ob Ihres offenkundigen Zynismus nur an drei 
Stellen angreifen: Geld, wissenschaftlichem 
Ruf oder physischer Integrität. Wenn wir sie 
also schon mit Argumenten nicht erreichen 
können, wollen wir wenigstens verhindern, 
daß sie an diesem Wochenende ungestört 
über die beste Form der Genitalverstümme- 
lung diskutieren.” 


Kundgebung 
Sonnabend, 24. März 2001, 12.00 Uhr, 


Charite Berlin, Louisenstraße 5 (Robert- 
Koch-Platz) 


Gigi Nr. nz 


Seit dem Winiterse- 
mester 2000/2001 
bietet die Albert- 
Ludwigs-Universität 
zu Freiburg i. Br. den 
interdisziplinären 
Studiengang 
„Gender Studies” 
an. Nina Degele, 
Professorin für So- 
ziologie und Empiri- 
sche Geschlechter- 
forschung, stellte 
sich den Fragen von 
CLAAS SUDBRAKE 


Infos zum neuen Studiengang unter 
http://www.uni-freiburg.de/zag/ 


Frau Professorin empfiehlt als wei- 

terführende Lektüre: „Gender-Stu- 
dien“ von Christino von Braun und 
Inge Stephan (Hg.), Metzler-Verlag 
Weimar/Stuttgart 2000, DM 39,80. 
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äßt sich Gender Studies einfach mit 
L „Geschlechterforschung“ übersetzen oder fehlt da 
ein Stück? 

Zunächst mal ist „Geschlechterforschung“ als 
Arbeitstitel ganz gut, vor allem in der Hinsicht: 
wie sieht es mit den Geschlechterbeziehungen 
aus, wie verändern sie sich, wie spielt der Aspekt 
der Macht mit hinein, wie sehen die Relationen 
aus. Und Geschlechterforschung ist auch inso- 
fern ein ganz guter Titel, weil damit klar wird, 
daß es nicht mehr rein um Frauenforschung oder 
rein um Männerforschung geht, sondern eben 
um Beziehungen zwischen Geschlechtern, wie 
eng oder weit man sie definieren mag. 


Im Englischen wird unterschieden zwischen „sex“ und 
„gender“, eine Einteilung, die es in der deutschen Spra- 
che so nicht gibt. Wo liegen die Unterschiede? 

Die englische Unterscheidung von „sex“ und 
„gender“ ist insofern recht praktisch, als man 
davon ausgeht, daß es ein biologisches Ge- 
schlecht, sex, und ein soziales oder kulturelles 
Geschlecht, gender, gibt. Diese Unterscheidung 
ist zunächst mal ganz sinnvoll, allerdings in den 
letzten zehn, zwanzig Jahren unter Beschuß ge- 
kommen, da auch die Unterscheidung von dem, 
was eigentlich biologisch ist und was kulturell, 
an sich schon wieder eine kulturelle Konstruk- 
tion ist. Aber das ist ja gerade das Feld, um das 
wir uns streiten. Wo fängt die Kultur an und wo 
hört die Biologie auf oder andersrum: Inwieweit 
ist die Kultur dafür verantwortlich, daß wir über- 
haupt in der Lage sind, biologische Unterschie- 
de als Unterschiede wahrzunehmen? 

Da sind wir mitten in Debatte drin. Insofern 
können wir nach dieser Leistung, sex und gender 
zu unterscheiden, nicht einen Schritt zurück, 
sondern vorwärts gehen und sagen, dal diese 
Unterscheidung eigentlich auch wieder egal ist. 
Ob wir jetzt von sex oder gender reden, ist im 
Grunde genommen wurscht. Uns geht es dar- 
um zu gucken, wie kulturelle Konstruktionen 
aussehen. Deshalb hänge ich mich an diesem 
Begriff überhaupt nicht mehr auf. Das macht 
dann wieder die Eleganz des deutschen Begrif- 
fes „Geschlechterforschung“ aus, der beides 


umfaßt. 


Ist das ein postfeministischer Ansatz’? 
Es kommt darauf an, was Sie unter Post- 
feminismus verstehen. Wenn es darum geht, den 


Feminismus ad acta zu legen, weil er sich über- 
lebt hat und „erfolgreich“ gewesen ist, dann si- 
cher nicht. Ich würde den Ansatz eher als Wei- 
terentwicklung und Öffnung des Feminismus 
bezeichnen, der auch Richtungen aufnimmt, die 
bislang im Feminismus gar keine Rolle gespielt 
haben, z. B. Männerforschung. Warum soll man 
das nicht auch in die Begrifflichkeit integrieren? 
Dazu bietet sich das Label „Gender Studies“ oder 
„Geschlechterforschung“ gut an. 


Ein, zwei, viele Kategorien 


Wenn Geschlecht also ein Konstrukt ist, wieviele 
Geschlechter gibt es dann? 

Prinzipiell unendlich viele. Aber eigentlich 
geht es nicht um die Frage, wie viel Geschlech- 
ter es gibt. Entscheidend ist vielmehr, daß die 
Tatsache, daß wir zweigeschlechtlich denken, 
ganz klare gesellschaftliche Wurzeln hat. Wir 
sind mehr oder weniger gezwungen, unser Le- 
ben zu vereinfachen. Das ist ja auch das Zentral- 
thema der Soziologie: Wie schaffen wir Er- 
wartungssicherheit? Wie orientieren wir uns in 
der Welt? Dazu ist diese zweigeschlechtliche 
Konstruktion unglaublich praktisch. Wir sind 
dann weitergegangen und haben gesagt: okay, 
hier nehmen wir noch Schwule und Lesben mit 
hinzu, dann können wir vielleicht vier Geschlech- 
ter unterscheiden. Nehmen wir noch Bisexuel- 
le, Transsexuelle, Intersexuelle mit dazu, haben 
wir noch mehr. Im Grunde ist es vervielfältigbar. 
Diese Kategorie, wieviel Geschlechter es genau 
sind, diese Denkweise oder diese Frage ist schon 
wieder in diesem zweigeschlechtlichen Denken 
verwurzelt. 

Gender Studies zielt vielmehr darauf hin, die 
Möglichkeit zu eröffnen, etwas anders zu den- 
ken als nur zwei, drei oder vier Kategorien. 
Wenn man in diese Diskussion hineinkommt, ist 
sehr viel mehr möglich als das, was wir bisher 
mit zwei oder drei Begriffen belegt haben, und 
dann sind wir schon einen ganzen Schritt wei- 
ter. 


Was ıst denn Ihr eigenes Geschlecht’? 
Uh, das ist eine sehr, sehr schwierige Frage. 
Als Arbeitshypothese gehe ich notgedrungen 
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vom Frausein aus. Was dann weiter 
kommt, ist empirisch rauszufinden. 


Eine andere Wissenschaft 


Kommen wir zu den praktischen Aspekten von 
Gender Studies, zum Beispiel innerhalb der 
Wissenschaft. Gerade die Naturwissenschaften 
sind stark männlich geprägt, vor allem 
Medizin, Reproduktionsmedizin und 
Gentechnologie. Was kann Gender 
Studies dort ausrichten? 

Auch dort gilt es, Möglichkeiten 
zu eröffnen, anderes zu denken. 
Wenn die Medizin oder auch die Bio- 
logie sagt: Na ja, im Grunde machen 
wir auch Gender Studies, weil wir uns 
auch mit den biologischen Unter- 
schieden der Geschlechter befassen 
— die Gynäkologie wäre dann die 
Gender Studie schlechthin —, dann 
müssen wir dem entgegenhalten, daß 
die eigentliche Idee der Gender 
Studies darin besteht, die historische 
Gewordenheit und Veränderbarkeit 
der Gesellschaft im allgemeinen so- 
wie der wissenschaftlichen Konstruk- 
tionsprozesse IM besonderen darzu- 
stellen, z. B. wie unterschiedliche 
Konstrukte die Wahrnehmung und 
die wissenschaftlichen Erkenntnis- 
prozesse selbst wieder steuern. Sehr 
illustrativ fand ich diese Metapher in 
einem Spiegel-Artikel über die Weib- 
lich-Männlich-Unterscheidung in der 
Biologie: Der männliche Samen und 
das weibliche Ei, in dieser Aktiv-Passiv- 
Konstruktion. Man kann es genauso gut 
umdrehen, und dann sehen wir vielleicht 
ganz andere Dinge: Da sitzt ein fettes Ei 
und sagt: „SO, kommt mal! Mal gucken, 
wer mir eigentlich gefällt.“ Und die Sper- 
mien strampeln sich ab. Mit solch einer 
Umkehrung, einer Verflüssigung oder 
Parodierung des Ganzen könnte man ei- 
nen Dreh finden, auch die harten Natur- 
wissenschaften aufzubrechen und zu hin- 
terfragen, was eigentlich an kulturellen 
Konstruktionen in den wissenschaftlichen 
Forschungsprozeß eingeht. Zwar sind die 
Naturwissenschaften der bislang am 
schwächsten vertretene Bereich, anderer- 
seits gibt es 2. B. in der Informatik ein sehr 
starkes Interesse. Gerade diese ist ein An- 
wendungsfeld für Gender Studies par 
excellence: Wie werden Computerpro- 
gramme konstruiert, welche Bedürfnisse 
erfüllen sie, wie werden damit kommuni- 
kative Austauschprozesse überhaupt mög- 
lich oder verhindert? Die technischen Wis- 
senschaften sind ebenso wie die Naturwis- 


[Forschung & Technik] 


senschaften gefragt, ihre Perspektive dort 
hineinzubringen oder den Genderbegriff 
zumindest mal aufzugreifen. 


Obwohl die Wissenschaft lange Zeit von sich 
behauptete, geschlechtsneutral zu sein? 

Das gilt schon lange nicht mehr. Die 
Biographie des Wissenschaftlers ist eine 
zutiefst männliche. Schauen Sie sich an, wie 


Arbeitshypothese Frau: Prof. Nina Degele 


jemand im Elfenbeinturm auf die Idee 
kommen kann, völlig wirklichkeitsfremde 
Konstruktionen zu entwickeln. Das funk- 
tioniert ja nur dann, wenn er nicht selber 
bügeln, kochen und Wäsche waschen muß, 
wenn er zu Hause abgefedert ist und sich 
wirklich nur noch um seine geistigen Er- 
güsse zu kümmern braucht. Und was dann 
dabei raus kommt! Umgekehrt: wenn 
Frauen oder auch Männer gezwungen sind, 
sich ebenso um die ganzen reproduktiven 
Tätigkeiten zu kümmern, dann kann ich 
mir vorstellen, daß dabei auch eine andere 


Wissenschaft herauskommt. 
Fit für den Arbeitsmarkt 


Was können Gender Studies zur aktuellen 
Hochschulpolitik beitragen ? Mir fallen da spon- 
tan die kürzliche Erhöhung der Freiburger 
Mensapreise ein, die Erhöhung der Studienge- 
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bühren, und natürlich die verstärkt spürbare 
Marktorientierung von Forschung und Lehre. 
Ein Punkt sind sicher die Betreuungs- 
möglichkeiten für Studierende mit Kin- 
dern, die Frage, welche Möglichkeiten sie 
haben, an der Uni in Familienzusammen- 
hängen zu studieren. Das wäre ein prag- 
matischer Ansatz. Bei den Mensapreisen 
würde ich davon ausgehen, daß zunächst 
alle davon betroffen sind, für jeden 

20, 30, 40 Pfennig mehr. 


Und zur Marktorientierung? Die Her- 
anzucht des global players an deutschen 
Universitäten ist doch sicher auch ein 
Thema für Gender Studies? 

Das ist insofern ein ganz relevan- 
tes Thema, als es als ein neues Stu- 
dienfach auftreten und seine Berech- 
tigung nachweisen muß. Dafür 
braucht es Ressourcen und ist ganz 
klar auch ein Konkurrenzunterneh- 
men zu anderen Studiengängen, die 
sich etablieren wollen. Es wird dar- 
auf ankommen, zu zeigen, daß nicht 
nur neue Inhalte, sondern daß die 
neuen Inhalte auf eine neue Weise 
vermittelt werden. Es ist unser Ziel, 
daß wir die Lehre entsprechend pro- 
jektbezogen gestalten und auch so- 
ziale Kompetenzen vermitteln, das 
heißt, die Lehre so gestalten, daß die- 
jenigen, die da reingehen, mit nicht 
nur fachlich gebundenen Kompeten- 
zen auf den Arbeitsmarkt gehen und 
draußen besser Fuß fassen können. 
Also eine sinnvolle Zusatzqualifika- 
tion, die zusätzliche Möglichkeiten eröff- 
net, aber ich glaube, als alleinige Qualifi- 
kation wird es schwierig. 


Zu guter Letzt: Wie heißt eigentlich ein Ab- 
solvent der Gender Studies? 

Gute Frage. Bis jetzt wird er oder sie 
sich immer noch nach dem Fach nennen, 
welches das Hauptfach ist. Gender Studies 
gibt es ja bislang nur als Nebenfach. Wann 
das Ganze als Hauptfach starten wird, wie 
das weitergeht, ob es zunächst einen Auf- 
baustudiengang geben wird, das ist alles 
noch recht offen. Sich mit dem Studien- 
abschluß „Geschlechterforscher/in” nen- 
nen zu dürfen, so weit sind wir noch längst 


nicht. 


Gisi Nr. 
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Mr. Bush (1) 


Am 21. Januar wurde George Walker Bush ins 
Amt des 43. Präsidenten der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika eingeführt. Tags darauf teilte 
das Weiße Haus mit, der Präsident habe ein De- 
kret unterzeichnet, wonach die USA Finanzhil- 
fen für internationale Familienplanungsorganisa- 
tionen streichen, die Abtreibungen befürworten 
oder durchführen. In einem entsprechenden Me- 
morandum erklärte Bush, Steuergelder sollten 
nicht für Abtreibungen oder zur Unterstützung 
von Abtreibungen genutzt werden. Damit set- 
ze Bush am 28.Jahrestag der Legalisierung von 
Schwangerschaftsabbrüchen durch den Obersten 
Gerichtshof der USA eine vom damaligen erz- 
konservativen Präsidenten Ronald Reagan 1984 
erlassene Vorschrift wieder in Kraft, die sein Vor- 
gänger William Clinton unmittelbar nach sei- 
nem Amtsantritt 1993 aufgehoben hatte. 
Einen Tag, nachdem sich Bush zum Erfüllungs- 
gehilfen der äußersten christlichen Rechten er- 
klärt hatte, deren militanter „Lebensschutz“ 
immer wieder in Anschläge auf Abtreibungs- 
kliniken und schließlich Morde an Gynäkologen 


Mr Bush (2) 


Rund 30.000 Menschen demonstrierten anläß- 
lich der Amtseinführung am 21. Januar in Wa- 
shington gegen den neuen Präsidenten der USA 
und seinen Vize Richard Cheney. Presseberich- 
ten zufolge seien darunter einige Tausend Les- 
ben und Schwule gewesen, die Losungen wie 
„Racist, Sexist, Anti-Gay: Bush and Cheney go 
away“ skandierten. 

Allerdings ermittelten Demoskopen, daß etwa 
25 Prozent der US-amerikanischen Lesben und 
Schwulen, also schätzungsweise 1,1 Million, am 
7. November 2000 Bushs Republikanischer Par- 
tei ihre Stimme gaben (zum Vergleich: Al Gore/ 
Demokratische Partei 70 Prozent, Ralph Nader/ 
Grüne Partei 4 Prozent). 

Längst gibt es auch im Umfeld der Grand Old 
Party offene Homosexuelle. Als eifriger Propa- 
gandist konservativer Werte — inklusive Homo- 
Ehe — war etwa Andrew Sullivan bekannt. 1991 
wurde er Chefredakteur des Politjournals T’he 
New Republic und fand als solcher in der 1996er 


Protestorgan 


Unterm „Karneval vom andern Ufer“ schildert 
die Süddeutsche Zeitung vom 5. März Beobach- 
tungen auf „Sydneys berühmtester Parade“: 
„Der Mardi Gras ist ein Festival, wo Verrücktes 
zur Normalität wird ... Stramme ‚Soldaten‘ mit 
geöltem Oberkörper und rosa-grauen Kampf- 
anzughosen — sie sind Teil des größten Festivals 
der Homosexualität, das es auf dem Globus gibt 
... Vor einem knappen Vierteljahrhundert war das 
noch anders. Damals beschränkten sich die Me- 
dien auf die Meldung von Verhaftungen, nach- 
dem sich ein paar mutige Schwule und Lesben 


gemündet war, erklärte es die Sprecherin einer 
Frauenorganisationgegenüber der Washington 
Post für erstaunlich, wie schnell Bush den Man- 
tel eines moderaten Politikers abgelegt habe. 

Zur selben Zeit tagte im schwedischen Norr- 
köping ein EU-Ministertreffens zur Gleichstel- 
lung der Frau. Die Ministerinnen und Minister 
forderten die Bildung eines neuen europäischen 
Instituts, um die Benachteiligung von Frauen am 
Arbeitsplatz zu bekämpfen. Dort sollten verläß- 
liche Daten über die Gleichstellung von Frau und 
Mann zusammengetragen werden. 

Am Rande der Tagung griff die EU-Kommis- 
sarın für Arbeit und Soziales, Anna Diamanto- 
poulou, US-Präsident Bush scharf an. Dieser 
habe mit seinem Erlaß ein falsches Signal ge- 
setzt. Sie forderte Schwedens Regierungschef 
Goran Persson auf, als EU-Ratspräsident die ab- 
lehnende Haltung in der Union der US-Regie- 
rung zu übermitteln und das Thema auf einem 
Treffen mit Bush im Juni anzusprechen. Die 
schwedische Sozialministerin Ingela Thalen sag- 
te, sie stimme mit Diamantopoulou überein. 


CSD-Beilage des Berliner Tagesspiegel auch Lob 
bei Tilman Krause, einem schwulen Rechts- 
Schreiber und heutigen Redakteur der Weir. 
Mit landesweit über 50 Ablegern sind die „Log 
Cabin Republicans“ die größte konservative 
Homo-Organisation der USA. Andere haben 
sich unlängst in einem „Think Tank“ namens 
„Republican Unity Council“ organisiert. Ziel des 
RUC sind Strategien, um bei kommenden Wah- 
len noch mehr Homo-Volk ins rechtskonservative 
Lager zu ziehen. Die Tendenz spricht zumindest 
für die Möglichkeit, daß sie damit Erfolg haben 
könnten: Gegenüber dem letzten Urnengang hat 
sich das homosexuelle Stimmenpotential für die 


- Republikaner verdoppelt. Damit erhielten in ab- 


soluten Zahlen die Republikaner mehr Stimmen 
von Wählern/innen, die sich als homosexuell be- 
zeichneten, als von Schwarzen (930.000), solchen 
asiatischer (850.000) oder jüdischer (780.000) 
Herkunft. Afro-Amerikaner/innen wählten hin- 
gegen nur zu 9 Prozent rechts. 


auf die Straße gewagt und Rechte gefordert hat- 
ten. Wo jetzt stolze Tunten in rosa Divenkostü- 
men zu den Klängen von ‚Queen' singen, kreisch- 
ten die Sirenen der Polizeiautos. Heute marschie- 
ren die Beamten mit. 25 schwule und lesbische 
Polizisten in Uniform ernteten donnernden Ap- 
plaus. Aus dem Protest ist ein Fest geworden 
... Immer mehr Lesben und Schwule klagen, der 
Mardi Gras drohe seine Aufgabe als Protest- 
organ zu verlieren. Das Publikum scheint die 
Meinung zu teilen. Zum ersten Mal seit 23 Jah- 
ren sank die Zuschauerzahl.“ 


Fotos EU-Kommission. Deutscher Bundestag 
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Was haben folgende Einrichtungen und Vereine kunft. Insgesamt beläuft sie sich auf 1.021.340 
gemein: Lesben-Informations- und Beratungs- DM; davon erhielt das Jugendnetzwerk Lamb- 
stelle (LIBS) Frankfurt/Main, Verband der bina- da mit 465.000DM den größten Posten. In der 
tionalen Familien und Partnerschaften e.V., Bun- auffällig sehr grob gehaltenen Auflistung der 
desverband der Eltern, Freunde und Angehöri- restlichen 556.340 DM nach Hauhaltstiteln — 
gen von Homosexuellen e.V. (BEFAH), Lesben- nicht nach Einzelprojekten — taucht der konser- 
und Schwulenverband in Deutschland (LSVD), vative LSVD acht Mal auf. Der 165.000 DM 
Jugendnetzwerk Lambda e.V., das Netzwerk les- umfassende Haushaltstitel 1702/68452 stand 
bischer Theologinnen „Labrystheia“, das Lesben - dem Verein, den seine parteibuchgepolsterte 
netz e.V. und die Lila und Rosa Gehörlosen in Führungsriege in der DDR, aus der er stammt, 
Köln, das Frauenbüro der Ruhr-Universität Bo- mit Fug und Recht „staatlich“ genannt hätte, 
chum, das Frauenkulturzentrum Bielefeld sowie ab 1999 exklusiv für vier seiner acht Projekte 
der Fachausschuß Lesben, Schwule und Frauen zur Verfügung. Die ministerielle Zuwendungs- 
des Gehörlosenverbandes Berlin e.V? summe eines weiteren Projekts läßt sich schät- 

Antwort: Sie alle „wurden von der Bundesre- zen: „Finanzierung einer auf zwei Jahre befri- 
gierung seit Oktober 1998 finanziell gefördert“ steten (1. Juli 1999 bis 30. Juni 2001) Beschäf- 
beziehungsweise ihnen wurde „eine Förderzusage tigung einer Mitarbeiterin (VergGr Ila BAT) 
erteilt“. Danach hatte der CDU/CSU-Abgeord- mit 20 Std./Woche“ beim LSVD in Köln. Wie 
nete Jürgen Gehb die Bundesregierung gefragt, gesagt, es handelt sich nicht um ABM-Stellen 
und am 8. Dezember 2000 gab die Parlamenta- oder sonstige Mittel von Landesarbeitsämtern, 
rische Staatssekretärin im Familienministerium sondern Etatmittel der Bundesregierung (die 
Edith Niehuis auch über die Fördersumme Aus- dafür allerdings auch stets gut bedient wurde). 


Fr 


Edith Niehuis 
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Mit „Homosexuelle mischen sich ein“ titelt die LSVD. Einfach war's allerdings nicht: „Als die 
Vierteljahresschrift Forschungsjournal Nene sozia- neuere deutsche Schwulen- und Lesben- 
le Bewegungen (Heft 4/2000). Kostproben aus dem bewegung in den 70er Jahren“ (nach Drücken 
Aufsatz „Auf dem Weg zur gesellschaftlichen eines Knopfes) „startete, hielten sich deren 
Normalität. Erfolge und Probleme schwuler und Mitglieder anfänglich für die ersten Vorkämpfe- 
lesbischer Interessenvertretung“: „Der Bundes- rinnen und Vorkämpfer für Homorechte.“ 
republik fehlte es viele Jahre lang an einer effek- Welch ein Irrtum, denn zum „deutschen Son- 
tiven parteiunabhängigen Interessenvertretung derweg“ fehlte ja noch die von Beck angeleite- 
auf Bundesebene ... Die in den 70ern entstan- te „bundesweite Organisation als Kristallisati- 
dene Homo-„Bewegung alten Typs“, so Autor onspunkt“. Erst jetzt nämlich, da „der Bürger- 
Volker Beck, „paßte“ einfach „nicht ins Raster“, rechtsansatz in der Bewegung politisch hege- 
weil sie „sich selbst stark von der Masse abgrenz- monial geworden“ ist, kann niemand mehr be- 
te“. Zum Glück „nahm die Geschichte in haupten, gegen seinen Willen „zum korrekten 
Deutschland einen anderen Verlauf‘. Die „rele- revolutionären Weg zur Homo-Befreiung” ge- 
vanten Teile der Bewegung“ konnten die unschö- zwungen zu werden: „Eine Bürgerrechtsbewe- 
ne „Zersplitterung” vor ein paar Jahren endlich gung sitzt nicht zu Gericht über individuelle 
„überwinden“. Seither „ist Pluralität Trumpf‘ im Lebensentwürfe“ — sie macht Gesetze dagegen. 
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Womit lassen sich Nazis in der Jungen Union rechtliche Gleichstellung homosexueller Paare 
„rehabilitieren” Durch einen Plausch mit dem hat die JU jetzt den Beweis erbracht, daß es ın 
LSVD Hessen in Limburg über die Homo-Ehe. ihren Reihen Menschen gibt, die an konstrukti- 
Hintergründe der Debatte kommentierte die ver Realpolitik interessiert sind. Sachlich wur- 
Frankfurter Neue Presse am 22. Januar: „Einige de das Reizthema ... diskutiert ... Allerdings: 
Mitglieder von Jugendorganisation und Mutter- Um zu bemerken, daß} sich manch einer nicht 
partei [hatten] der heimischen Union schweren ganz freiwillig zurückhielt, mußte man nicht 
Schaden zugefügt. Auf der Internetseite waren unbedingt die gelegentlich gemurmelten An- 
Verbindungen zu Nazi-Organisationen abrufbar. feindungen gegen Homosexuelle im Publikum 
Im Gästebuch wurde übel gegen Schwule und hören. Auch dem Bundestagsabgeordneten 
Lesben gehetzt. In der Oftentlichkeit bekam die Klaus-Peter Willsch merkte man das an.“ 

JU das Image einer rechten Clique. Das weitge- Rossel ist Sprecher der „Binats-Gruppe Frank- 
hende Totschweigen des Themas in der CDU ver- furt im LSVD Hessen“ und seit Januar 1999 ım 
schlimmerte die Lage.“ Da half gemeinsam u.a. Landesvorstand. Er arbeitet mit im Verband les- 
mitdem MdB Klaus-Peter Willsch (CDU) Erich bischer Psychologinnen und schwuler Psycho- 
Rossel vom LSVD. Zufrieden resümierte die Nexe logen in Deutschland (VLSP), hält ein Diplom 
Presse: „Mit der Podiumsdiskussion über die in Psychologie und einen Freund aus Malaysıa. 
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Gisi Nr. 1z 


Die 51. Berlinale 
war nicht nur die 
letzte unter der 
Leitung Moritz de 
Hadelns und die 
erste ohne den Bär 
im Logo auf dem 
Spezial (wodurch 
dieses sinnfällige 
Stopschild-Qualität 
bekam), es war auch 
eine Berlinale inter- 
essanter Sichtweisen 
auf Liebe und Sex. 


Fotos 


Seite 30: Plakat zu Michael Curtiz’ 


Film „Man With A Horn” von 1950 


Seite 31: Szene aus „Love/Juice” 


von Kaze Shindo 
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Von Ira KoRMANNSHAUS 


m es vorwegzunehmen — die Entdek- 
U- gab es in der Hommage an Kirk 

Douglas. Vielleicht nicht weiter verwun- 
derlich, waren doch Moralvorstellungen 1949/ 
50, als der erste Film mit Kirk Douglas und Lau- 
ren Bacall gedreht wurde, noch sauber geordnet 
und es gab jede Menge Verkrustetes, gegen das 
es mit mehr oder weniger Offenheit anzugehen 
galt. Young Man with a Horn von 
Michael Curtiz (Casablanca) er- 
zählt die Geschichte eines be- 
gabten Waisenjungen, der durch 
Unterstützung eines gestande- 
nen Trompeters seinen Weg 
macht. Der ist ihm laut Film Er- 
satzvater, doch der queere Blick 
sieht mehr. Nur macht sich der 
Held nie bewußt, was dieser 
Mensch — oder auch andere Män- 
ner — für ihn bedeutet. So schlit- 
tert er in die Ehe mit der ge- 
heimnisvollen Lauren Bacall, die 
ihm von seiner Kollegin Doris 
Day (in einer für sie untypischen 
Rolle — zwar brav, aber in ihrer 
Kleidung durchaus erotisch) vorgestellt wird. 
Diese Ehe kann nur schiefgehen, denn — so die 
Moral des Films — bestraft wird, wer sich selbst 
verleugnet. Das Interessante, dab hier zwei 
Schrankgeschichten parallel erzählt werden - 
nicht nur die der unterdrückten männlichen, 
sondern auch der weiblichen Homosexualität. 
Und so gibt es zwar die noch sehr dezente Sze- 
ne, in der Bacall und Day gemeinsam aus dem 
Taxi steigen, sich unterhaken und in den Club 
gehen, in dem Douglas spielen wird — in der Ero- 
tik eher entfernt zu ahnen ist. Als Douglas aber 
nach dem Verrat an seinem väterlichen Freund 
nach Hause kommt und endlich die längst zer- 
rüttere Ehe retten will, ist Bacall mit ihrer Freun- 
din auf dem Weg aus der Tür raus und nach Pa- 
ris (). Ein Film, der vieles für sich hat, aber nie 
wirklich mit seinem Erzähltempo ins Reine 
kommt. 

Glatter kommt Diamonds von John Mallory 
daher, 1999 gedreht. Obwohl als Buddy-Film an- 
gelegt — Großvater, Vater und Sohn fahren auf 
Schatzsuche gemeinsam nach Las Vegas —, ist 


dieser Film bar jeder Homoerotik, die Jungs sind 
eher damit befaßt, miteinander halbwegs klarzu- 
kommen. Mann besucht gemeinsam ein Bordell, 
nach wie vor auf Schatzsuche, aber auch, um den 
Jungen dann endlich in die Erwachsenenwelt ein- 
zuführen. Und die Bordellbesitzerin ist keine 
Andere als Lauren Bacall, mit der sich Douglas 
dann nach erfolgreicher Schatzsuche den Lebens- 
abend versüßt. 

In den zeitgenössischen Spiel- 
filmen herrscht die Vorsicht — 
nicht etwa wegen AIDS, das 
schlicht kein Thema mehr ist, 
sondern wegen der bekannten 
Schwierigkeiten, die Beziehun- 
gen so mit sich bringen. Die Ge- 
neration X, bei deutschen Nach- 
wuchsfilmern noch wesentli- 
ches Atmosphäre-Element (wie 
das Saarbrücker Festival nach- 
drücklich bestätigte), scheint 
international auf dem Rückzug 
zu sein. Aber auch im deutschen 
Film scheint sich bei einigen die 
Erkenntnis durchzusetzen, daß 
Filmfiguren langweilig sind, die schon mit 20- 
25 nichts mehr vom Leben wollen, sich für nichts 
mehr begeistern können und nur noch eine Wei- 
le im Leben herumliegen - vielleicht, weil sie zu 
feige sind, Selbstmord zu begehen. Während 
Angela Schanelec mit Mein langsames Leben (der 
Titel ist Programm) genau diesen Mustern ver- 
haftet bleibt, scheint Thomas Arslan mit Der 
schöne Tag endlich einen Weg raus aus der Gene- 
ration X aufzuzeigen. Deniz (Serpil Turhan), 21, 
Synchronsprecherin auf dem Weg zur Schauspie- 
lerin, ist mit ihrer Beziehung unzufrieden und 
trennt sich von ihrem Freund. Langsam zwar, wie 
es wohl im realen Leben zugeht, aber doch ge- 
trieben von innerer Unruhe, geht es quer durch 
Berlin, wobei sie Diego kennenlernt — es bleibt 
offen, ob daraus etwas werden kann. Ganz an- 
ders Love/Jzice, der Erstling der 23jährigen Kaze 
Shindo. Auch hier passiert nicht viel, und den- 
noch ist der Film jede Sekunde spannend. Die 
heterosexuelle Kyoko und die lesbische Chinatsu 
wohnen zusammen und der Film geht der Frage 
nach, wie sich die Beziehung verändert, nach- 


Verleih 


dem sich Chinatsu in Kyoko verliebt hat. 
Interessant zweideutig die Schlußszene: 
Chinatsu essend am Kochtopf — ißt sie 
Kyoko auf oder ist hier ihre Kraft weiter- 
zuleben symbolisiert? Dies hat die Regis- 
seurin bewußt offengelassen. 

Auch im Panorama gab es Hoffnung für 
Selbstheilung und Liebe (Zoom, Love Come 
Down, Anita no perd el tren), wie auch Re- 
kurse auf Vergangenes — Sande Zeig’s The 
Girl ist von Geschichte und Stil her zu sehr 
den Früh-80ern verhaftet, um heute noch 
spannend wirken zu können, die durchaus 
sympathische Hauptdarstellerin nicht gut 
genug, die langen Spaziergänge mit inne- 
rem Leben füllen zu können und die in- 
haltliche Quintessenz eher abschreckend: 
sympathische Butch verliebt sich in 
gefährliche Hetera — nur daß hier die 
Heteros tödlich enden. Eine Art mo- 
dernes Mädchen in Uniform ist Lea 
Pools neuer Film Lost and Delirious. 
Die Liebe findet zwischen Schülerin- 
nen statt, die Gefahr sind weniger die 
(lesbischen) Lehrerinnen als vielmehr 
Mitschülerinnen. Tory verläßt Paulie 
(Piper Perabo), nachdem sie zusam- 
men im Bett entdeckt wurden, stellt 
sich gegen ihre eigenen Gefühle, was 
Paulie nicht akzeptieren will, aber 
letztlich muß — mit erschreckender 
Konsequenz. Ein verstörender Film, 
nicht zuletzt, weil er die hervorra- 
gende Innenschau — Qualität bishe- 
riger Filme Lea Pools — so nicht auf- 
weist, sich von wenigen intensiven 
Momenten abgesehen im Aktionis- 
mus verliert. Der diesjährige Teddy- 
Gewinner Hedwig and the Angry Inch, 
Adaption eines Broadway-Musicals, hat 
neben guter Musik viele Zutaten, die auf 
eine Rocky Horror Picture Show-Nachfolge 
hoffen ließen. Doch dafür fehlt zu häufig 
das Gespür fürs richtige Timing. In puncto 
Sex ein eher deprimierender Film, dessen 
furioses Finale aber hoffen läßt und der 
nicht zuletzt wegen der liebevollen graphi- 
schen Elemente höchst sehenswert ist, Pu- 
blikumsliebling erwartungsgemäß $a Tree 
Lex über ein thailändisches Volleyball-Team 


an 


aus Schwulen und Transen, die mit ihrer 
lesbischen Trainerin allen Intrigen trotzen 
und die Landesmeisterschaft holen — in 
Sachen Lebensfreude vielleicht der schön- 
ste Film des Festivals und erfreulicherwei- 
se in Thailand ein Publikumserfolg. 

Die Dokumente-Reihe des diesjährigen 
Panorama vermittelt den Eindruck, daß Se- 
xualität keinen Stellenwert mehr hat oder 
in schlechter Tradition des Politkampfes 
nur noch zur Diffamierung des Gegners 


eingesetzt wird. 


Freundliche, alte Männer laufen durch 
Ruinen und freuen sich, daß in der Plaket- 
te der spanischen Guardia Civil bis heute 
das Zeichen der Faschisten ist. Was die ita- 
lienischen Altfaschisten und Kriegsschau- 
platz-Touristen (sie haben im spanischen 
Bürgerkrieg gekämpft) hier offenbaren, 
hätte die Autoren des Films warnen sollen 
— der Faschismus ist in Spanien bis heute 
nicht ansatzweise aufgearbeitet. Und so 
werden munter Schwarze (die guten Fa- 
schisten), Rote (massenhaft Kirchenleute 
umbringende und ins Bordell rennende 
Kommunisten, die später ihrer Idee ab- 
schworen oder ‘bestenfalls’ fremdenfeind- 
lich und antisemitisch waren) und Blaue 
(für Hitlers Legionen in Rußland einge- 


setzte Spanier, die eventuell einmal, mehr 
‘aus Gruppenzwang’, ins Frontbordell gin- 
gen) befragt. Die Erzählungen werden we- 
der an historischen Fakten überprüft noch 
an Schauplätzen gefragt, was die Zeitzeu- 
gen denn dort konkret getan hätten. So Ar- 
chivmaterial ins Bild kommt, meint man, 
das Lehrbuch des schlechten Propaganda- 
films vor sich zu sehen — wunderschöne 
Farbaufnahmen von Petersburg, mit har- 
tem Schnitt gefolgt von einem schwarz- 
weißen, drohenden Lenin-Denkmal. Aber 
wer wird denn hier von Faschismus reden 
wollen? Es geht doch um die „jungen Leu- 
ar nicht langer Zeit, leiden- 


te, die vor g | 
in den Krieg 


schaftlich oder manipuliert, 
waren bereit zu toten 
m Alter, das doch 
So der 


gezogen sind. Sie 
oder zu sterben. In eine 
eher für die Liebe gemacht ist. 
Pressetext des Films, der zumindest auch 
den Titel Extranjeros de si mısmos - Sich sel- 
ber Fremde — erklärt. Nicht nur wird ıh- 


nen Urteilskraft und Verantwortung für 
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ihre Taten völlig abgesprochen, davon ist 
auch spätestens nach zwei Minuten Film 
nicht mehr die Rede. 

Helga Reidemeister fand im Schwäbi- 
schen einen Frauenknast und nimmt sich 
der Geschichten sechs inhaftierter Frauen 
an. Der ansonsten exzellenten Kamerafrau 
Sophie Maintigneux (gerade in Saarbücken 
mit dem Femina-Preis ausgezeichnet) un- 
terlaufen hier einige Unschärfen, dennoch 
kommt sie wie gewohnt den Frauen nah, 
fängt das ein, was Worte nicht sagen. Auf 
interessante Weise rekurriert der Film auf 
die Geschichte des Gebäudes, eines ehe- 
maligen Klosters, in dem die Glaubens- 
schwestern allgegenwärtig sind. Wie mag 
es wohl Atheistinnen dort ergehen? Und 
von Sexualität — außer einem kurzen 
Geblödel über einen Vibrator — kei- 
ne Rede. Gotteszell eben, und so heißt 
der Knast auch. 

Auch in Maximilian Molls Tage- 
buchfilm The Dark Side of Daren bleibt 
es beim abstrakten Wissen, daß da 
eine Beziehung zwischen Filmer und 
dem drogenabhängigen Protagoni- 
sten ist. Selbst bei Ausblendung der 
völligen technischen Amateurhaftig- 
keit hat der Film kein Konzept, kei- 
ne wirkliche Geschichte, vielmehr 
plätschert er so vor sich hin. Co-Ab- 
hängigkeit hätte ein Thema sein kön- 
nen, wird aber nicht ansatzweise auf- 
gearbeitet. 

Im Wettbewerb wurde teils die 
Unlust am Leben dann genau so un- 
lustig zelebriert (La Cienaga, A ma 
soeur) oder schlechtes Theater in 
grandiose Bilder umgesetzt (Ouzlls- 
Macht der Besessenheit über Marquis de Sade) 
oder Lebenslust dramaturgisch holprig 
umgesetzt, wie in Chocolat, dem ein ande- 
rer Regisseur und Straffung des Drehbuchs 
gut getan hätten oder Le Fate ıgnoranti von 
Ferzan Ozpetek. In dessen Mittelpunkt 
steht eine lebensfrohe Gruppe verschie- 
denster Geschlechtsidentitäten und sexu- 
eller Vorlieben, in die Antonia (Margherita 
Buy) nach dem Unfalltod ihres Mannes 
gerät, als sie ein Bild zurückgeben will. So 
erfährt sie, daß ihr Mann jahrelang eine 
schwule Beziehung geführt hat. Immerhin 
hat den Goldenen Bären Patrice Chereaus 
Intimacy bekommen — ein Film, über den 
ich nichts sagen kann, da der Andrang beı 
den Vorführungen schlicht zu groß war. 
Wenn aber der Titel zum künftigen fılmi- 
schen Leitmotiv würde, wäre das sicher 


nicht falsch. 
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Die bewegten Bilder 
sind das einzige, 
was sich auf der 
Berlinale von Jahr 
zu Jahr ändert. Was 
gleich bleibt, sind 
Star-Rummel, Eitel- 
keit und falsche 
Prominenz. 


Szenenfotos 

Seite 32: Michael Cunio als Sean in 
„The Fluffer” von Richard Glatzer und 
Wash West 

Seite 33: Robert und Lola aus Kate 
Davis’ Streifen „Southern Comfort” 
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Von UÜboo Baperırt 


ie Berlinale besteht aus zwei Elemen- 
I)* die sich jedes Jahr mit leichten Va- 

riationen wiederholen. Das eine ist die 
Show: Straßen und Kinos werden recht hübsch 
und semi-professionell dekoriert und möglichst 
viele Stars in die Stadt geholt, die dann bei Pres- 
sekonferenzen und abends bei den Aufführun- 
gen gehörig bejubelt werden. Die Medien hei- 
zen die Stimmung so lange an, bis das Publikum 
vollständig enthusiasmiert ist und sich niemand 
mehr dem Sog der allgemeinen Begeisterung 
entziehen kann, ohne das Gefühl zu haben, et- 
was Essentielles zu 
verpassen. 

Wer sich für das 
andere Element — 
das sind natürlich die 
Filme — ernsthaft in- 
teressiert, dem ist es 
total egal, wieviele 
und welche Stars 
nach Berlin kom- 
men. Für ihn zählt 
nur, daß man am Tag 
rechnerisch sieben 
Filme ansehen kann 
und damit in zehn Tagen auf rund siebzig Filme 
kommen könnte — „Immer noch der ultimative 
Trip“, um einmal den Slogan der neuen Fassung 
von 2001 — A Space Odyssey zu zitieren. Die Ber- 
linale ist der größte Kick, den sich Filmliebhaber 
in diesem Land holen können. Sie gehört zum 
Besten und — etwa, wenn Festivalchef Moritz 
de Hadeln vor der Aufführung von Path of Glory 
statt Kirk Douglas versehentlich den Auftritt 
von Stanley Kubrick ankündigt — häufig auch 
zum Peinlichsten, das das Berliner Kulturleben 


zu bieten hart. 


Hauptfilm 


In diesem Jahr waren quer durch alle Sektionen 
viele schlechte Filme dabei. Die Festivalleitung 
schien alles genommen zu haben, was sie nur 
bekommen konnte. So gab es im Wettbewerb 
mit Traffic von Steffen Söderbergh, Italienisch für 
Anfänger von Lone Scherfig, Beijing Bicycle von 
Wang Xiaoshuai und dem schließlichen Gewin- 
ner Intimacy von Patrice Chereau nur vier Filme, 
die für einen Goldenen Bären ernsthaft in Frage 


Lo may 


kamen — der Wettbewerb enthielt 23 Filme. 
Unverständlich bleibt, wie Malena von Giuseppe 
Tornatore, Finding Forrester von Gus van Sant 
oder Chocolate von Lasse Hallström in diese Sek- 
tion gelangen konnten. Der Eröffnungsfilm, 
Enemy at the Gates von Jean-Jacques Annaud re- 
duziert die Schlacht um Stalingrad, bei der eine 
Million Menschen starben, auf den Zweikampf 
zwischen einem russischen und einem deutschen 
Scharfschützen. Der Tiefpunkt war mit Ridley 
Scotts Hannibal erreicht, der Das Schweigen der 
Lämmer fortsetzen will, aber vom Grauen des 
Originals nicht einen 
Hauch behalten hat. 
Vielmehr schlachtet 
er dieses nur noch 
schamlos aus und 
singt damit sein ei- 
genes Totenlied. Die 
Jury spulte die Be- 
kanntgabe der Prei- 
se ziemlich lustlos 
herunter, und manch 
einer mag das ge- 
dacht haben, was 
eine Kritikerin wag- 
te auszusprechen: „Ich hätte keinem der Filme 
einen Preis gegeben.“ 


Filmriß 


Das Panorama ist seit einigen Jahren fest in der 
Hand der Homo-Mafia um Wieland Speck. Vie- 
le Filme scheinen dort nicht wegen ihrer Quali- 
tät zu laufen, sondern um dem unvermeidlichen 
schwul-lesbischen Schwerpunkt zu genügen. In 
Chop Suey hat der Photograph Bruce Weber vier 
Jahre lang den jungen Wrestler Peter Johnson 
mit der Kamera begleitet und dessen Entwick- 
lung zum hochbezahlten Fotomodell verfilmt. 
Wegen der extremen Fragmentierung des Films 
kann sich aber beim Zuschauer ein Gefühl für 
die vergehende Zeit nur schwer einstellen. Die 
Geschichte der Sängerin Francis Faye ist zwar 
interessant, aber ihr Zusammenhang mit dem 
Leben Peter Johnsons wird nicht recht deutlich 
— was wiederum manchen Zuschauern gerade 
gefallen hat. Für viel Aufregung beim Publikum 
sorgte im Vorfeld der Aufführung The Fluffer: 
Sean (Michael Cunio) leiht sich versehentlich 
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statt „Citizen Kane“ den Pornostreifen 
„Citizen Cum“ aus, verliebt sich in dessen 
Hauptdarsteller Johnny Rebel (Scott 
Guerney) und reist nach Los Angeles, wo 
er tatsächlich auf Johnnys Set eine Anstel- 
lung findet: Er wird dessen Fluffer, also 
derjenige, der während des Drehs den 
schlaffen Star wieder aufrichten muß. Die 
Regisseure Richard Glatzer und Wash 
West haben zwar einen sehr attraktiven 
Hauptdarsteller gecastet, vergeben aber 
die Chance, die Beziehung zwischen dem 
Pornostar und seinem Fluffer tiefer zu er- 
kunden; besonders das Ende wirkt belie- 
big und lustlos. Einziges Verdienst des 
Films wird es leider bleiben, den Begriff 
‚Fluffer“ im deutschen (und auch im eng- 
lichen) Sprachraum bekannt gemacht zu 
haben. 

Gelungener war das 
feel-good-movie Sa Tree 
Lex, mit dem die Ge- 
schichte jenes thailändi- 
schen Transen- und 
Schwulen-Volleyball- 
teams verfilmt wurde, 
das 1996 die nationale 
Meisterschaft gewann. 
Obwohl die Thematik 
stark simplifiziert und 
auch naiv präsentiert 
wird — was unter ande- 
rem dazu führt, daß viele 
Darstellungen übertrie- ex roh 
ben wirken —, hatte der 
Film in seinem Her- 
kunftsland echten ge- 
sellschaftlichen Einfluß. Ob $a Tree Lex tat- 
sächlich der legitime Nachfolger von Pris- 
cilla, Queen Of The Desert ist, bleibt indes 
schwer zu beantworten, da er aus dem 
westlichen Kontext total herausfällt. Der 
Film hat weniger Glamour, dafür aber jede 
Menge Trash, Camp und Erfindungs- 
reichtum. Für die südostasiatische Filmtra- 
dition ist er durchaus ein Wagnis. 
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Werbepause 


Auch die Panorama-Dokumentarfilmreihe 
zeigte einige interessante Filme. In Sozthern 
Comfort porträtiert Kate Davis den in den 
Südstaaten lebenden Robert, der früher 
eine Frau war; seine heutige Frau war frü- 
her biologisch ein Mann. Der Film wurde 
vom Panorama-Publikum an die zweite 
Stelle gewählt nach Berlin is in Germany 
von Hannes Stör. Hedwig and the Angry Inch 
gewann den „Teddy“, was nicht verwun- 
dert, denn eine große Auswahl an guten 
schwulen Filmen gab es nicht. In dem 


Rockmusical tourt der ehemalige Ost- 
berliner Hansel als Hedwig mit seiner Band 
durch die amerikanische Provinz. John 
Cameron Mitchell, in Berlin aufgewachsen, 
hat den Off-Broadway-Erfolg für die Büh- 
ne geschrieben und auch selbst verfilmt. 
Herausragend waren im Panorama vor 
allem zwei nicht-schuwle Filme aus Spani- 
en: In Ventura Pons’ Anita no perd el tren 
spielt die wunderbare Rosa Maria Sarda 
eine Fünfzigjährige, die dreißig Jahre lang 
an einer Kinokasse in Barcelona gearbei- 
tet hat und nach einem Zwangsurlaub ih- 
ren Arbeitsplatz abgerissen vorfindet. 
Gerardo Herreros porträtiert in Las razones 
de mis amigos drei Madrider Freunde um die 
dreißig, deren Freundschaft zerstört wird, 
als einer von ihnen Geld braucht, das er 


erst Monate später zurückzahlen wird. 

Die Welt ist ungerecht: Während Pan- 
orama-Leiter Wieland Speck weitermacht, 
übergibt Ulrich Gregor nach dreißig Jah- 
ren die Leitung des Forums an Christoph 
Terhechte. Doch auch im Forum ist nicht 
alles eitel Sonnenschein; es war auch viel 
Müll dabei: So der Berlin-Film Der schöne 
Tag von Thomas Arslan, in dem die Haupt- 
darstellerin Serpil Turhan ihren Text so 
künstlich und lustlos herunterspricht, daß 
man meint, sie hätte ihn erst fünf Minu- 
ten vorher gelernt. Dem steht Geir Han- 
steen Jörgensens ausgezeichneter Film Det 
Nya Landet (Das neue Land) gegenüber, in 
dem zwei Asylsuchende mit dem Auto 
durch ein fremdenfeindliches und absto- 
Bendes Schweden fliehen. 

Mit ihrer Fritz-Lang-Retrospektive 
schließlich wollten die Festivalmacher zei- 
gen, daß Lang endlich auch in Deutschland 
als großer Regisseure anerkannt wird. Über 
fünfzig seiner Filme waren zu sehen, dar- 
unter natürlich die Meisterwerke: M, Das 
Testament des Dr. Mabuse und Metropalss. 
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Abspann 


Da es nur während der Berlinale — und da- 
mit nur einmal im Jahr — einen Grund gibt, 
das neue Stadtviertel am Potsdamer Platz 
zu besuchen, fallen Veränderungen sofort 
ins Auge. Eineinhalb Jahre nach der Eröff- 
nung scheint es in Ansätzen so etwas wie 
eine eigene Bevölkerung jenseits der Ein- 
kaufs- und Vergnügungsmassen zu geben, 
die sich mit dem Ort identifiziert. Die be- 
steht weitgehend aus Angestellten von 
DaimlerChrysler und Sony. Wenn auch 
noch immer das meiste menschliche Le- 
ben jeden Morgen von außen ins Viertel 
kommt, so fällt es doch auf, daß der Ort 
Tag für Tag voll und damit in gewisser Hin- 
sicht ein Erfolg ist. Die Bedingungen sei- 
ner Entstehung sind al- 
lerdings zu speziell: Zu 
der Debatte, ob die Er- 
bauung eines neuen, le- 
bendigen Stadtteils aus 
einem Guß möglich ist, 
tragen die am Potsda- 
mer Platz gemachten 
Erfahrungen nichts bei. 

Auch die Filmfest- 
spiele haben sich pro- 
blemlos der neuen Um- 
gebung angeschmiegt. 
Gäbe es nicht weiterhin 
das Forum im Delphi 
und das Kinderfilmfest 
im Zoo-Palast, wären 
die alten Spielstätten 
schon fast vergessen. 
Am Potsdamer Platz hat sich die Berlinale 
endgültig als die Hure erwiesen, die sie ist. 
Sie treibt es mit jedem, der ihr genug Glanz 
und Luxus bietet. Wahrscheinlich darf sie 
sich diesen Hochmut auch erlauben: Sorgt 
sie doch dafür, daß Berlin für zehn Tage 
tatsächlich eine Weltstadt ist. In dieser 
Zeit laufen Menschen durch die Straßen, 
die deutlich besser gekleidet sind als der 
deutsche Durchschnitt; an vielen Ecken 
wird über Filme geredet, und zwar auf ita- 
lienisch, russisch, japanisch oder englisch. 
Jetzt aber, da die Filmliebhaber abgereist 
sind, gehört der Marlene-Dietrich-Platz 
wieder eisfressenden Teenagern und bunt 
angezogenen Familien aus Sachsen-Anhalt, 
die ihre Kinder neben der Puppe von 
Ronald McDonald auf der Bank vor dem 
Restaurant fotografieren. 
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Clara war eine 
lebenslustige, junge 
Frau voller Begei- 
sterung und Taten- 
drang. Als sie ar- 
beitslos wurde und 
die ABM im Frauen- 
zentrum „Titti” 
angeboten bekam, 
war sie froh, etwas 
für andere Frauen 
tun zu können. 


Das Foto 


auf Seite 35 zeigt die Gigi-Autorin 


Lizzie Pricken. 


Von Lizzıe PRICKEN 


amals ahnte sie natürlich noch nicht, daß 
ID: schon sehr bald mit den Nerven am 

Ende sein würde. Die ständigen Kämp- 
fe mit dem Senat um vernünftige Honorarmittel 
für die Referentinnen und Angestellten zermürb- 
ten sie ebenso, wie das ewige Hickhack des Teams 
mit der selbsternannten Chefin. 

Als sie — ironischerweise am 8. März — be- 
griff, daß sie mit ihrer Arbeit ein Loch stopfte, 
das besser gar nicht gestopft werden sollte, war 
es schon zu spät. Claras Stelle war fast abgelau- 
fen. In einem Anfall von Verzweiflung schloß sie 
sich daraufhin eines Morgens, noch bevor die an- 
deren kamen, in ihrem Büro ein und trat in den 
Hungerstreik. Leichter gesagt, als getan. Hun- 
gerstreik. Laufend klingelte das Telefon. „Ja, ist 
da die Honorarmittelverantwortliche von Titti? 
Wir haben da noch einen Fonds gefunden. Zwei 
Formulare und drei Stempel, und in einem hal- 
ben Jahr kann die Veranstaltung über die Bühne 
gehen.“ 

Derweil hatten die Kolleginnen den Schlüs- 
seldienst gerufen. Aber nicht Claras wegen. Ty- 
pisch. In ihrem Büro, gleich neben dem Schreib- 
tisch, stand der Tresor. Und in jenem befand sich 
die Frühstückskasse. Gemeinsames Frühstück ist 
wichtig in einem Frauenzentrum. 

Clara war den Tränen nahe, irren Tränen, so 
kurz vor dem Lachanfall. Draußen wühlten die 
Frauen, wartend auf den Schlüsseldienst, der erst 
am Nachmittag kommen konnte, mit einer 
Haarnadel im Schloß. „Wo ist eigentlich Clara?“ 
hörte sie draußen eine Stimme. „Ach, die wollte 
doch heute ihre Überstunden abbummeln, 
oder?“ — „Ja, stimmt. Hoffentlich hat sie die 
Kasse nicht zu Hause.“ 


Plötzliche Stille. Die Frauen waren nicht mehr 
da. Eine von ihnen hatte Clara im Weglaufen noch 
sagen hören, das Gurkenglas mit den Spenden 
stehe doch noch unten im Cafe hinter der Bar; 
die Disco sei gestern nacht gut besucht, die Frau- 
en recht angetütert, der Zigarettenumsatz be- 
achtlich gewesen ... Und sie saß hier und bekam 
nun langsam Hunger. Aber was sollte sie tun? 
Einfach die Tür aufschließen und hinuntergehen: 
„Hallo, hier bin ich“? Das widersprach ihren 
morgendlichen politischen Vorsätzen. Zeigen 
wollte sie es diesen trittbrettfahrenden Weibern. 
Wenn nur dieser Hunger nicht wäre. 

Da griff Clara zum Hörer. „Hallo, liefern Sie 
auch ins Haus? — Oh ja, fein, dann bringen Sie 
mir bitte ... ja, Kaffee bitte auch, ach nein, Cap- 
puccino. ... Ja sofort bitte, Frauenzentrum 
“Titti', erster Stock, aber durch den Seitenflügel 
bitte.“ 

Mittlerweile hatte Clara die Telefonschnur aus 
der Dose gezogen. Wie sollte man bei dem Ge- 
bimmel vernünftig Hungers leiden. Zumal es, 
wenn sie abnahm, immer die Kolleginnen waren, 
die sie jetzt von unten, dem Cafe des Frauenzent- 
rums aus, ständig zu erreichen versuchten. 
Welch ein Blödsinn, dachte Clara, die wußten 
doch, daß hier oben niemand war. Aber vielleicht 
hatten sie ihr Fahrrad vorm Haus stehen sehen 
und waren mißtrauisch geworden. 

Nach einer Weile klopfte es. „Hallo, ist da 
wer?” 

„Ja, sind Sie der Mann mit dem Frühstück?“ 

„Ja doch, wern sonst?“ 

„Sind Sie allein?“ 

„Und Sie?“ 


Macht sie dieser Kerl auch noch an. „Stell das 


Anne Köpfer 


Der Typ fährt am liebsten U-Bahn. Busse oder Stra- 
ßenbahnen mag er nicht. Mit intimen Zwei- oder 
gar Einsitzerplätzen ist ihm nicht gedient. Er 
braucht die lange Bankreihe. Er braucht sein 
Publikum: Das junge Mädchen auf der anderen 
Seite, das sich eifrig bemüht, in eine andere Rich- 
tung zu blicken. Die alte Dame, die ihre Einkaufs- 
tasche ängstlich auf dem Schoß hält. Den 
schüchternen jungen Mann, dem das Gehabe 
seines Gegenüber offensichtlich peinlich ist. 
Normalerweise passen auf solch eine U-Bahn- 
Bankreihe sechs Personen, bei Gutwilligkeit der 


Fahrgäste sogar sieben. Aber nicht, wenn er dort 
Platz genommen hat. Breitbeinig, in engen Jeans, 
guckt er herausfordernd in die Runde: Tja, Leu- 
te, wenn man so bestückt ist, dann geht das halt 
nicht anders. Nur kein Neid, wer hat, der hat! 
Logisch, daß ich Linksträger bin. Sieht man doch, 
oder? Versuch du doch mal, die Beine zusammen- 
zukriegen, wenn du Klöten hast wie Handgrana- 
ten. — Verläßt die blöde Tusse doch tatsächlich 
das Abteil. Weiber! Na ja, in dieser Welt der 
Weicheier kriegt 'ne Olle schon mal die große 
Flatter, wenn sie ‘nen richtigen Kerl vor sich sieht. 


Zeug ab und verschwinde!“ 

„Und mein Geld? Acht zwanzig!“ Un- 
willig schob sie ihm einen Zehnmarkschein 
unter der Tür durch. „Danke!“ grunzte es 
von draußen befriedigt. „Halt, ich bekom- 
me noch einsachtzig!“ schrie sie den sich 
entfernenden Schritten nach. „So lang 
isser nu ooch wieder nich“ lachte es aus 
dem Flur zurück. 

„Macht ‘n der Macker hier?!“ schmet- 
terte plötzlich die wilde Anneliese durch 
den Gang. „He, der will mit unserer Kne- 
te abhaun!“ Schon stürzten sich sieben 
Frauen auf den Boten, der vor Schreck den 
Geldschein fallen ließ, den er gerade ein- 
stecken wollte. Im nächsten Moment rie- 
fen sie nach Clara und trommelten an die 
Tür. Das war ihre Chance, doch noch poli- 
tisch und moralisch sauber ihren Hunger- 
streik zu beenden. „Clara, bist du ver- 
letzt?“ Sie schwieg noch eine Minute, si- 
cher ist sicher. Dann öffnete sie langsam 
die Türe, und ohne eine der anderen Frau- 
en anzusehen, tastete ihre Hand sich in 
Richtung Cappuccino vor. Die Frauen starr- 
ten sie schweigend an. Die wilde Anneclie- 
se faßte sich als erste. „Kommst du raus?“ 
Clara setzte die Tasse an und nahm einen 
tiefen Schluck. Dann fing sie an zu lächeln. 
Aus dem Lächeln wurde ein lauthalses La- 
chen. Anneliese versuchte es nochmal, 
ganz sanft. „Kommste nun raus?“ 

„Nicht ohne meinen Schreibtisch.“ 

In dem Moment, als Clara den erleich- 
terten Kolleginnen in die Arme fiel, ging 
unten die Haustür. Der völlig verwirrte 
Bote hatte die Gelegenheit zur Flucht be- 


nutzt. 
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Der Vertriebsleiter 


Eike Stedefeldt 


Der Mittvierziger ist ein echter tough guy. 
Aus München zwar, aber ohne Akzent. 
Aufs schwarze Polo-Hemd ist ein grünes 
Krokodil gestickt; die schwarze Designer- 
jeans ist eine Nummer zu eng, der Gürtel 
schnürt seinen Bauchansatz ein, so daß 
sich seine Brust wölbt. Tiefschwarz sind 
auch Fönwelle, Schnauzbart und Brille. 
Frauen finden dunkle Gläser erotisch, und 
natürlich verfügt er über eine blonde Assi- 
stentin. Die dart ihm die Prospekte über die 
Baustelle nachtragen und hat ansonsten, 
wie er seine Besuchergruppe wissen läßt, 
gefälligst hinten die Herde zusammenzu- 
halten. Keine Frage, wer hier Schäfer, Schaf 
und Hund ist. 

Er ist erst kurz in der Stadt. Die Gegend 


hat zwar schon ein Dutzend Museen, aber 
selbstredend haben erst er und seine Fir- 
ma sie zum Kulturstandort gemacht. 
Schließlich gruppieren sich seine 200 m?- 
Lofts und dreistöckigen Eigenheime nicht 
um irgendwas, sondern um ein Museum 
für moderne Kunst. 

Gegen die vielen Türken hat er selbst- 
verständlich nichts. „Die“ mag er, weil „die“ 
ihm seine Schuhe für 26 Mark besohlen 
oder keine Fünf-Kilo-Säcke andrehen, 
wenn er nur fünf Kartoffeln braucht. „Die” 
müssen ja nicht gerade seine teure Immo- 
bilie bevölkern und die Preise drücken wie 
die Leute aus dem Asylantenheim auf der 
anderen Straßenseite. Aber die kommen ja 
gottlob auch bald weg. 


Der Ex-Nicht-Lover 


Eike Stedefeldt 


Meist steht er einem unvermittelt an der 
Ampel gegenüber. Natürlich sieht er einem 
nicht ins Gesicht, obwohl man weit und breit 
der einzige Mensch ist. Eigentlich möchte 
man schon wissen, was er jetzt so treibt und 
weshalb er auf weiße Klamotten umgestie- 
gen ist und wann er gedenkt, einem das 
schwarze Sakko wiederzugeben. Aber der 
Ex-Nicht-Lover zieht nur lässig an seiner Zi- 
garette, wenn er an einem vorbeigeht, und 
betrachtet interessiert die Baumkronen. 
Der Ex-Nicht-Lover ist nämlich zutiefst 
gekränkt. Weil man nie etwas miteinander 
gehabt hat in all den Jahren. Nichtmal ein 
Kuß war drin, obwohl man schon gern 
mehr gewollt und das gelegentlich auch zu 
verstehen gegeben hat. Aber hätte man 
sich erdreistet, seine Intimsphäre anzuta- 


sten, wäre er genauso beleidigt gewesen 
und hätte einem eiskalt die Freundschaft 
gekündigt. 

Irgendwann tauchte der andere auf. Der 
ließ mit Freuden seine Intimsphäre beflek- 
ken und hatte auch sonstige Qualitäten. 
Zuerst hat der Ex-Nicht-Lover herzlich zu 
der Errungenschaft gratuliert - und dann 
einen kryptischen Brief geschrieben: tau- 
send Gründe, warum die lange Freund- 
schaft nie eine gewesen ist, und jeder zwei- 
te Satz begann mit einem anklagenden „Du 
aber hast ...” 

Nun also wandelt der Ex-Nicht-Lover auf 
der anderen Straßenseite in jungfräulichem 
Weiß, und sein maniriertes Trippeln sagt ei- 
nem, daß er immer noch unberührt ist. 


Und beleidigt. 
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Klappenterror 


Keinerlei Widerhall in der Presse fand eine 
Presseerklärung vom 2. Februar 2001 mit 
dem Titel „Razzien, Rosa Listen und Über- 
wachung/whk: Es geht wieder los mit der 
polizeilichen Schwulenjagd“. Hier der voll- 
ständige Text: 

„In Berlin provoziert die Polizei Klap- 
pengänger mit Gummiknüppeln, in NRW 
werden schwule Saunen durchsucht und 
bundesweit zahlreiche Treffpunkte über- 
wacht. Hierzu erklärt die AG Schwu- 
lenpolitik des whk: 

Vor drei Monaten initiierten der Berlin- 
Wilmersdorfer Baustadtrat Straßmeir 
(CDU), die Polizei sowie der Infoladen 
Mann-O-Meter eine bundesweit in den 
Medien beachtete Aktion, die schwule Be- 
sucher der Toilette am Preußenpark ‘zu 
mehr Toleranz’ bewegen sollte. Unterdes- 
sen liegen dem whk mehrere Beschwerden 
von Männern vor, die sich in und vor der 
Anlage von der Polizei provoziert fühlen. 
Obwohl sie sich diskret verhielten, seien 
sie von Ordnungshütern verbal attackiert 
worden. Mit der barschen Frage nach dem 
Zweck ihres Aufenthalts hätten Beamte 
z.B. Personenkontrollen und Festnahmen 
angedroht, da sie angeblich mutwillig den 
Zugang blockierten. Ein Beamter sei mit 
dem Gummiknüppel in eindeutig gewalt- 
tätigen Gesten um die Anlage patroulliert. 
Außerdem seien Türen aufgerissen und die 
Anwesenden mit den Worten ‘Et hat sich 
schon ma eener totjekiekt!’ vertrieben wor- 
den. Vor-Ort-Recherchen des whk lassen 
den Schluß zu, daß die Anlage aus parken- 
den Autos heraus observiert wird und die 
Besucher gezählt werden. Der Tagesspiegel 
hatte bereits im November 2000 die kon- 
krete Zahl von 370 täglichen Nutzern ge- 
meldet. 

Die beschriebene Situation ist kein Eıin- 
zelfall. Im Vorfeld, aber verstärkt seit der 
Verabschiedung des 'Homo-Ehe’-Gesetzes 
stellt das whk eine sprunghafte Zunahme 
von Razzien und Überwachungen an tra- 
ditionellen Schwulentreffs fest. Offenbar 
soll unbotmäßige und schwer zu kontrol- 
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„Gemeinsam gegen Rassismus auf der Straße und in den Köpfen” - 

unter diesem Motto fand am 27. Januar, zum Jahrestag der Befreiung 
des KZ Auschwitz, eine Demonstration in Freiburg statt. Rund 350 
Menschen folgten dem Aufruf eines antifaschistischen Bündnisses 


von Antifa Freiburg, VVN-BdA, SAGA, PDS Freiburg, 


whk südbaden 


und vielen anderen Gruppen und Organisationen, um dem alltägli- 
chen Rassismus, wie er sich in Form von Ghettoisierung, Abschie- 
bungen, Polizeikontrollen und rassistischen Flüchtlingsgesetzen äu- 
Bert, den Kampf anzusagen und gleichsam die Verlogenheit der staat- 
lichen „Antifaschismusdiskussion” offenzulegen. 
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lierende Sexualität erneut kriminali- 
siert werden. Teils langfristig geplan- 
te Polizeiaktionen gab es u.a. in Cel- 
le, München, Bielefeld, Nürnberg, 
Heidelberg, im Raum Stuttgart und 
im Ruhrgebiet. Die Sauna-Razzien in 
Köln, Düsseldorf und Essen am 19. 
Januar machen zudem deutlich, daß 
die Repression selbst vor kommer- 
ziellen Einrichtungen nicht mehr halt 
macht. Dabei wurden Schwule von 
der Polizei registriert oder sogar ge- 
filmt. 

Das whk fordert die schwulen 
Anti-Gewalt-Projekte und Überfall- 
telefone auf, ihren Schmusekurs mit 
der Ordnungsmacht endlich zu be- 
enden und Schwule zuerst einmal vor 
der Polizei zu schützen. Dem eige- 
nen Gewaltbegriff folgend, dürften 
die Überfalltelefone in ihren Stati- 


stiken Polizei-Aktionen und Einschüchte- 
rungsversuche nicht länger ignorieren, son- 
dern hätten sie lückenlos zu dokumentieren. 

Das whk fordert alle Schwulen auf, staat- 
liche Angriffe auf die sexuelle Freiheit nicht 
länger hinzunehmen und ihre schwer er- 
kämpften Freiräume offensiv zu verteidigen. 
Ab sofort können der AG Schwulenpolitik 
des whk ähnliche Beobachtungen gegebenen- 
falls anonym unter whk@freunde.de (Stich- 
wort: ‘'Klappenterror'’) zur Dokumentation 
gemeldet werden. Erinnert sei daran, dab 
schwule Aktivisten 1980 mit der Zertrüm- 
merung von Einwegspiegeln in Hamburger 
Klappen bundesweit für einen Polizeiskandal 
sorgten.” 

Stichwort Hamburg: „Homo-Razzia auf 
St. Pauli: Im Zuge der Ermittlungen im 
Mordfall Timothy David Smart wurden die 
Gäste der Szenekneipe “Wunder Bar’ und des 
schwulen Sexshops und Kinos ‘Mystery Hall’ 
zum Gentest aufgefordert“, so das Internet- 
Portal Exrogay am 5. März. „Samstagabend, 
in der “Wunder Bar’ herrscht drangvolle Enge 
wie an jedem Wochenende. Plötzlich steht 
die Polizei vor der Türe, das Licht geht an. 
Personalien werden kontrolliert, doch die 
mehr als 200 Besucher sollen nicht nur ihre 
Ausweise vorzeigen, sondern auch freiwillig 
Fingerabdrücke und einen Speicheltest abge- 
ben. Die Talstraße ist eigens abgesperrt, auch 
auf der in der Nähe liegenden Davidwache 


werden die Gäste abgefertigt.“ 
Sich quer stellen 


Am 3. März beteiligte sich das whk Ruhr 
abermals an einer Aktion gegen einen Auf- 
marsch von diesmal 2000 Neonazis. Wäh- 
rend gut 15000 Menschen in Dortmund der 
Einladung des staatstreuen „Bündnisses ge- 
gen Rechts” auf den Nordmarkt gefolgt wa- 
ren, versammelten sich im Bündnis „Wir 
stellen uns quer“ 2000 AntifaschistInnen, 
um auf den gesamtgesellschaftlichen rassi- 
stischen Konsens aufmerksam zu machen. 
Der Nazi-Aufmarsch müsse direkt unterbun- 
den werden, zitierte die in Berlin erscheinen- 
de Tageszeitung Junge Welt und berichtete: 
‚Das gelang angesichts der über 2000 Poli- 
zisten, die zusammengezogen worden waren, 
nicht. Allerdings war es 50 Demonstranten 
gelungen, sich am Treffpunkt der Neofaschi- 
sten zu versammeln. Sie machten während 
der Nazi-Provokation mit antifaschistischen 
Parolen darauf aufmerksam, daß sie nicht be- 
reit wären, die braune Meute um die Nazi- 
kader Christian Worch und Siegfried Bor- 
chardt zu dulden. Laut Polizeiangaben kam 
es an diesem Tage zu Festnahmen von drei 


Linken und sechs Neonazis. Die Polizei hat- 


te am späten Nachmittag 100 Neonazis mit 
der U-Bahn zum Dortmunder Hauptbahn- 
hof geleitet. 200 Antifaschisten, die sich dort 
aufhielten, wurden gewaltsam abgedrängt.“ 
Die Zeitung weiter: „Die Dortmunder Orts- 
gruppe des wissenschaftlich-humanitären 
komitees (whk) sprach unterdessen von ei- 
nem ‘für Dortmunder Polizeiaktionen typi- 
schen Verhalten der Beamten’. "Wer unter 
den Augen von 100 jubelnden Faschisten en- 
gagierte Jugendliche zusammenprügeln und 
mit brutalster Gewalt festnehmen!’ lasse, stel- 
le ‘klar, mit welcher politischen Einstellung’ 
er symphatisiere, so eine Sprecherin. Des 
weiteren stellte das whk klar, daß mehrere 
als Autonome verkleidete Zivilpolizisten als 
agents provocateur in die Masse der Antifa- 
schisten eingeschleust worden wären. Zudem 
sei die Polizei nicht eingeschritten, als die 
Neofaschisten ‘Wir bauen eine U-Bahn von 
Dortmund bis nach Ausschwitz’ gesungen 


hätten.” 


Gegen die Militarisierung der 
deutschen Außenpolitik 


Auf dem Kongreß der Tübinger Informati- 
onsstelle Militarisierung (IMI) im Novem- 
ber 2000 und dem bundesweiten Friedens- 
ratschlag im Dezember kam der Vorschlag 
einer Kampagne „Kriege verhindern — Ein- 
satzkräfte auflösen“ auf. Der von Achim 
Schmitz (DFG-VK, Schwule Kriegsdienst- 
gegner e.V.) formulierte Aufruf mündete ın 
den Appell „Kriege verhindern — Einsatz- 
kräfte auflösen“, der zu einer breiten Unter- 
schriften-Kampagne der Friedensbewegung 
in den nächsten Monaten führen soll, wofür 
die diesjährigen Ostermärsche sich gut als 
Auftakt eignen würden. Hier der Appell im 
Wortlaut: 

„Ich lehne den Umbau der Bundeswehr in 
eine Interventionsarmee ab und fordere Bun- 
destag und Bundesregierung auf, die dafür 
vorgesehenen 150.000 Soldaten starken ‘Ein- 
satzkräfte' aufzulösen, die damit verbunde- 
nen Beschaffungen neuer Waffen und Aus- 
rüstungen zu stoppen, und die dadurch ein- 
gesparten rund 100 Milliarden Euro in zivile 
Projekte zu investieren (z.B. Bildung, Um- 
welt, Soziales). 

Mit Ausnahme der zweiten Berliner whk- 
Gruppe („ingrata“) sind alle regionalen whk- 
Gruppen (Rheinland, Ruhr, Südbaden, Ber- 


lin) Erstunterzeichnerinnen des Aufrufs. 
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kassiber gibt es z.B. in Infoläden 
oder beim VzVuN, $t.-Pauli-Str. 10/12, 
28203 Bremen, Fax: 0421-75682. 


Mail: | ni 
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Beim VzVuN 
können 
auch 
kostenlose 
Probehefte 
angefordert 
werden! 


www.nadir.org | 
/nadir/initiativ 
/kombo/ 
kassiber.htm 


——— Wer lit wert Das grelle kuteıplal auf! In Ldrhanlımt 


Schwules Museum 
Archiv & Bibliothek 
Mehringdamm 61, 10961 Berlin 
030/6931172; Mi.-So. 14-18 Uhr 
schwulesmuseumev@aol.com 
http://www.schwulesmuseum.de 


Das Schwule Museum 
archiviert Medien und 
Dokumente aller Art, die sich 
mit schwulen Themen beschäf- 
tigen. Wir bitten um Einsen- 
dung von Belegexemplaren, die 
wir in der umfangreichsten 
Fachbibliothek des deutschspra- 
chigen Raums zur Erforschung 
der Homosexualitäten zur 
Verfügung stellen können. 
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rhielt heute ein Gzigz-Probeheft (weiß) nicht, warum, hatte 
F- bestellt) und bitte, von weiteren Zusendungen abzu- 

sehen: zu deutsch, zu viel Haß, zu viel Selbstmitleid und 
Negativität, zu hart. Grüße 


Claus-Wilhelm Klinker, London 


Besagtes Probeheft wurde dem Ex-Mitglied des LSVD Berlin-Branden- 
burg auf Veranlassung mit ihm befreundeter Gigi-Abonnenten aus Ber- 
lin zugesandt. Wir trauern ums Porto — die Redaktion. 

n den letzten Mitteilungen des whk (Gig’ Nr. 10 — d. R.) hat 
IE neue Redaktion der Zeitschrift Gzgi zutreffend, aber 

nichtsdestoweniger eigenmächtig und ohne jede Rückfrage 
einem Bericht über das 4. Bundestreffen des whk hinzugefügt, 
Georg Klauda habe die federführende Betreuung des aktuellen 
Schwerpunkts zum Thema Rassismus zugesagt. Gleichzeitig hin- 
derte sie ihn jedoch anschließend durch massive — und nur bei 
einigen durch Sachzwänge verursachte — Kommunikationsver- 
weigerung daran, diesem Versprechen auch nachzukommen. Zu- 
letzt teilte sie sogar kurz vor Drucklegung mit, die von der Berli- 
ner whk-Gruppe (gemeint ist die Gruppe „Ingrata“; es gibt zwei 
Berliner whk-Gruppen — d. R.) und ihm selbst zur Verfügung ge- 
stellten Artikel seien wegen Verstreichens des mit drei Wochen 
vor Drucklegung sehr frühzeitig gesetzten Redaktionsschlusses 
auf die nächste Ausgabe verschoben worden. Wir — die Berliner 
whk-Gruppe — ziehen aus dieser Vorgehensweise, die nur die Spit- 
ze eines seit langem schwelenden inhaltlichen und persönlichen 
Konflikts darstellt, die notwendige Konsequenz und werden der 
Zeitschrift nicht mehr länger als AutorInnen zur Verfügung ste- 
hen. 

Als besonders fatal bewerten wir darüber hinaus Tendenzen in 
der Zeitschrift zur Verharmlosung sexualisierter Gewalt: So konn- 
ten wir in Nr. 9 als Redaktionsmehrheit und in Nr. 10 von außer- 
halb der — laut Grundsätzen des whk — unabhängigen Redaktion 
nur durch Rebellion einen Artikel von Gert Hekma verhindern, 
der nicht-konsensuellen Sex mit Kindern (also Vergewaltigung) 
propagierte und den Sexual- 
faschisten Marquis de Sade 
als Vorläufer und kommen- 
den Leitstern der Schwulen- 
bewegung pries. Verheerend 
ist in unseren Augen aber 
auch die wieder zunehmende 
identitätspolitische Fixierung 
der Zeitschrift auf die les- 
bisch-schwule Szene und da- 
mit einhergehend der Verfall 


Vom 
Nutzen 
unseres Ärgers 


Audre Lorde über 
Rassismus und Sexismus 


gesellschaftlicher Fundamen- 
talkritik zugunsten eines 
journalistisch-feuilletonisti- 
schen Gesamtcharakters. 


whk-Gruppe Berlin 


Der Artikel von Gert Hekma ist nachzulesen in: Wolfram Setz (Hrsg.), 
Die Geschichte der Homosexualitäten und die schwule Identität an der 
Jahrtausendwende. Eine Vortragsreihe aus Anlaß des 175. Geburtstags 
von Karl Heinrich Ulrichs. Verlag rosa Winkel, Berlin 2000. 
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unächst möchte ich zu dem Text bezüglich 40 Jahre Vol- 
/ ker Beck in der letzten Gigz (Nr. 10) gratulieren. Es ist 
irklich gut gelungen, den Lebenslauf dieses Mannes kri- 
tisch zu durchleuchten und ihn der Lächerlichkeit Preis zu geben. 
Eines würde mich noch besonders interessieren: Im Artikel war 
an einer Stelle von der Homoehe als „Fels in der Brandung der 
Spaßgesellschaft“ die Rede. Handelt es sich um ein Zitat von Vol- 
ker Beck? Alberner kann man 
sich kaum mehr ausdrücken. 
Ferner lese sich im neue- 
sten E-Mail-Newsletter vom 
16.01.01, daß die Mitglieder 
der Ortsgruppe Berlin sich 
wegen verschiedener Kon- 
flikte zukünftig weigern wol- 
len, als Autorinnen und Au- 
toren zur Verfügung zu ste- 
hen. Die genauen Gründe sind 
dabei — auch wegen der 
schwer verständlichen Sätze 
— für Außenstehende nur teil- 
weise nachvollziehbar. 
Roan Steve Schreiber, Göttingen 


»7:y, 
Minister dE& 
Rückwärtigen 


40 Jahre Volker Beck 


Das Porträt „Der Minister des Rückwärtigen: 40 Jahre Volker Beck“ 
(Gigi Nr. 10) gab der Mitgründer der Grünen und erste offene Schwule 
im Bundestag Herbert Rusche im Januar den Kreisverbänden der Partei 
via e-Mail zu. Dies erbrachte interessante Posteingänge, welche die 
Redaktion dem Publikum nicht vorenthalten möchte. 


ieses letztlich anonym eingesandte Elaborat, das sich in 
De Weise mit letztlich nichtssagenden An- 
häufungen von „politischen“ Äußerungen füllt, wird von 

mir prinzipiell an kein grünes Mitglied meines Kreisverbandes 
weitergeleitet. 1. Es ist anonym. 2. Es ist mit allgemeinen politi- 
schen „Vorwürfen“ gefüllt, die keinerlei Neuigkeitswert oder 
Brisanz haben. 3. Die Anschuldigungen zielen letztlich auf die 
Verunglimpfung der privaten sexuellen Einstellung eines Men- 
schen. Ich kann nur alle EmpfängerInnen auffordern, genauso zu 
verfahren. Mit freundlichen Grüßen Dietmar Kuhn, 
Geschäftsführer Bündnis 90/Die Grünen, KV Göttingen 


Nach Lektüre des politisch manipulativen und persönlich diffa- 
mierenden „Artikels“ bitten wir dringend darum, uns aus dem 
Verteiler Ihrer in der Sache wenig weiter helfenden Propaganda 
— um die wir übrigens nie baten — zu streichen. Ihr Feldzug erin- 
nert ein wenig an Monty Pythons „Volksfront von Judäa“ vs. 
„Judäische Volksfront“ und ist genauso lächerlich — allerdings 
längst nicht so lustig. 

Michael Frost, Bündnis 90/Die Grünen, KV Bremerhaven 


Kann mich nur anschließen. 
Marianne Weiß, Bündnis 90/Die Grünen, KV Bielefeld 


So schrieben die Ewiggestrigen die blind waren für das, was er- 
reicht wurde! 
Gregor Konieczny, Bündnis 90/Die Grünen, KV Freiburg 


"Alte 


Homo-Ehe 1 
Stonewall 
Antisemitismus 
Identität 
Bevölkerungspolitik 
Homo-Ehe 2 
Geschichtsproduktion 
Intersexualität 

Heft 09: Geschlecht & Gewalt 
Heft 10: 40 Jahre Volker Beck 
Heft 11: Rassismus 


Anzahl 
Heft 01: (vergriffen) 
Heft 02: 
Heft 03: 
Heft 04: 
Heft 05: 
Heft 06: 
Heft 07: 


Heft 08: 


(vergriffen) 


Einzelheft: DM 4,- in Briefmarken 
3 Hefte: DM 10,- 
ab 4 Heften: DM 3,- pro Heft 


Redaktion „Gigi” Postfach 08 02 08 D-10002 Berlin 
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Basel: Arcados Buchladen, Rheingasse 69, CH-4002 Basel | 
Berlin: Redaktion Gigi (2. Hof, 1. Etage, Zi. 2108), Haus der Demo- 
kratie und Menschenrechte, Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin; 
AHA e.V., Mehringdamm 61, 1096] Berlin; Infoladen Daneben, 
Liebigstraße 34, 10247 Berlin; Prinz Eisenherz Buchladen, Bleib- 
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le und Lesben im AStA der Uni-GH, Lotharstraße 63, 47048 Duis- 
burg | Freiburg i. Brsg.: Infoladen Freiburg, c/o KTS, Baslerstraße 
103, 79100 Freiburg; Jos Fritz Buchladen & Cafe, Wilhelmstraße 
15, 79098 Freiburg; Rosa Hilfe e.V., Eschholzstraße 19, 79106 Frei- 
burg | Göttingen: Buchladen Rote Straße , Nikolaikirchhof 7, 
37073 Göttingen; Frauen-Kinder-Buchladen Laura, Burgstraße 21, 


37073 Göttingen | Hamburg: Buchladen Männerschwarm, Neuer 


Pferdemarkt 32, 20359 Hamburg | Hannover: Buchladen 
Annabee, Gerberstraße 8, 30169 Hannover | Kiel: Infoladen Beau 
Rivage, Hansastraße 48, 24116 Kiel; Zapata Buchladen, Jungfern- 
stieg 27, 24116 Kiel| Kölm: Buchladen Ganymed, Kettengasse 22, 
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Du hast Dein Coming-Out gera- 
de mal so hinter Dich gebracht 
oder steckst noch mittendrin? 

Du fühlst Dich in einer „norma- 
len“ Beratungsstelle oft fehl am 
Platz? 

Du hast Angst vor Diskriminie- 
rungen oder Übergriffen bei der 
Bundeswehr? Du befürchtest, in 
psychische, seelische und sozia- 
le Konflikte zu geraten ? 

Du willst nicht zur Bundes- 
wehr? Oder bist schon dabei und 
willst davon so schnell wie mög- 
lich wieder weg? Oder bist zur 
Bundeswehr einberufen? 

Du willst wissen, was bei der 


Beratung für schwule Kriegsdienstverweigerer 
gibt es an folgenden Beratungsstellen: 


Berlin: Schwule Kriegsdienstgegner e.V. c/o Mann-O-Meter Motzstr.5, 
10777 Berlin; Email: sdkg@kirisk.de (Beratung bundesweit); Internet: 


Anzeigen 


Täglich fangfrisch! 


und Mobilnetz- 
Games 


Beratung für schwule Kriegsdienstverweigerer 


Musterung passiert? 
Du willst wissen, wie Du den 
Kriegsdienst verweigern kannst? 
Du willst wissen, was beim Zi- 
vildienst zu beachten ist? 
Du willst wissen, wie Du evtl. die 
Wehrpflicht vermeiden kannst? 


Mit diesen und weiteren Fragen 
kannst Du zu uns kommen, um 
Dich offen und ausführlich zu in- 
formieren. Natürlich auch ano- 
nym. Wir setzen uns ein für die 
Abschaffung von Wehrpflicht, 
Zwangsdiensten und Militär. Wir 
sind parieipolitisch und weltan- 
schaulich unabhängig. 


http://www.kirisk.de/skdg; Beratung: jeden Mittwoch 18.30 Uhr 
Düsseldorf: DFG-VK Gruppe Düsseldorf, c/o Cafe Rosa Mond e.V., 


Oberbilker Allee 310, 40227 Düsseldorf. Beratung: jeden 4. Dienstag 


im Monat um 19.00 Uhr 


Stuttgart: DFG-VK Landesverband Baden-Württemberg, Haußmann- 
straße 6, 70188 Stuttgart, Tel. 0711/2155-112, Fax 0711/2155-214; 
Email: Ba-Wue@dfg-vk.de; Internet: http://www.dfg-vk.de; Beratung: 


nach Terminvereinbarung 


V.i.S.d.P: Achim Schmitz, 


c/o DFG-VK Baden-Württemberg, Haußmannstraße 6, 70188 Stuttgart 
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